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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 185/2010 DER KOMMISSION 

vom 4. März 2010 

zur Festlegung von detaillierten Maßnahmen für die Durchführung der gemeinsamen Grundstan­
dards in der Luftsicherheit 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 300/2008 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 11. März 2008 über 
gemeinsame Vorschriften für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt 
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2320/2002 ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 4 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 
300/2008 legt die Kommission detaillierte Maßnahmen 
für die Durchführung der gemeinsamen Grundstandards 
nach Artikel 4 Absatz 1 sowie der allgemeinen Maßnah­
men nach Artikel 4 Absatz 2 der genannten Verordnung 
fest. 

(2) Wenn sie sensible Sicherheitsmaßnahmen umfassen, gel­
ten diese Maßnahmen gemäß Artikel 18 Buchstabe a der 
Verordnung (EG) Nr. 300/2008 als EU-Verschlusssache 
im Sinne des Beschlusses 2001/844/EG, EGKS, Euratom 
der Kommission vom 29. November 2001 zur Änderung 
ihrer Geschäftsordnung ( 2 ) und sind daher nicht zu ver­
öffentlichen. Diese Maßnahmen sollten durch einen an 
die Mitgliedstaaten gerichteten Beschluss getrennt erlassen 
werden. 

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 300/2008 gilt in vollem Um­
fang ab dem Zeitpunkt, der in den Durchführungsvor­
schriften angegeben ist, die nach den in Artikel 4 Absätze 
2 und 3 dieser Verordnung genannten Verfahren erlassen 
werden, spätestens jedoch ab dem 29. April 2010. Diese 
Verordnung sollte daher ab dem 29. April 2010 gelten, 

um die Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 
und ihrer Durchführungsbestimmungen zu harmonisie­
ren. 

(4) Die Methoden und Technologien zum Aufspüren flüssi­
ger Sprengstoffe werden sich im Lauf der Zeit weiterent­
wickeln. Die Kommission wird entsprechend den tech­
nologischen Entwicklungen und den praktischen Erfah­
rungen auf gemeinschaftlicher und globaler Ebene soweit 
zweckmäßig Vorschläge zur Überarbeitung der technolo­
gischen und praktischen Bestimmungen zur Kontrolle 
von Flüssigkeiten, Aerosolen und Gelen vorlegen. 

(5) Folgende Verordnungen der Kommission sind daher auf­
zuheben: (EG) Nr. 1217/2003 vom 4. Juli 2003 zur 
Festlegung gemeinsamer Spezifikationen für nationale 
Qualitätskontrollprogramme für die Sicherheit der Zivil­
luftfahrt ( 3 ), (EG) Nr. 1486/2003 vom 22. August 2003 
zur Festlegung von Verfahren für die Durchführung von 
Luftsicherheitsinspektionen der Kommission im Bereich 
der Zivilluftfahrt ( 4 ), (EG) Nr. 1138/2004 vom 21. Juni 
2004 zur Festlegung einer gemeinsamen Definition der 
sensiblen Teile der Sicherheitsbereiche auf Flughäfen ( 5 ) 
und (EG) Nr. 820/2008 vom 8. August 2008 zur Fest­
legung von Maßnahmen für die Durchführung der ge­
meinsamen grundlegenden Normen für die Luftsicher­
heit ( 6 ), die alle Durchführungsbestimmungen zur Verord­
nung (EG) Nr. 2320/2002 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Festlegung 
gemeinsamer Vorschriften für die Sicherheit in der Zivil­
luftfahrt ( 7 ) sind. 

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des gemäß Artikel 19 Ab­
satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 eingerichteten 
Ausschusses für Luftsicherheit in der Zivilluftfahrt —
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( 1 ) ABl. L 97 vom 9.4.2008, S. 72. 
( 2 ) ABl. L 317 vom 3.12.2001, S. 1. 

( 3 ) ABl. L 169 vom 8.7.2003, S. 44. 
( 4 ) ABl. L 213 vom 23.8.2003, S. 3. 
( 5 ) ABl. L 221 vom 22.6.2004, S. 6. 
( 6 ) ABl. L 221 vom 19.8.2008, S. 8. 
( 7 ) ABl. L 355 vom 30.12.2002, S. 1.



HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zielsetzung 

Mit dieser Verordnung werden detaillierte Maßnahmen für die 
Durchführung der gemeinsamen Grundstandards für den Schutz 
der Zivilluftfahrt vor unrechtmäßigen Eingriffen, die die Sicher­
heit der Zivilluftfahrt gefährden, sowie allgemeine Maßnahmen 
zur Ergänzung der gemeinsamen Grundstandards festgelegt. 

Artikel 2 

Durchführungsbestimmungen 

(1) Die in Artikel 1 genannten Maßnahmen sind im Anhang 
dargelegt. 

(2) Die nationalen Sicherheitsprogramme für die Zivilluft­
fahrt tragen gemäß Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 300/2008 dieser Verordnung angemessen Rechnung. 

Artikel 3 

Aufhebung 

Die Verordnungen (EG) Nr. 1217/2003, (EG) Nr. 1486/2003, 
(EG) Nr. 1138/2004 und (EG) Nr. 820/2008 werden mit Wir­
kung vom 29. April 2010 aufgehoben. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 29. April 2010. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 4. März 2010 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

1. FLUGHAFENSICHERHEIT 

1.0. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

1.0.1. Soweit nicht anders angegeben, stellt die Behörde, der Flughafenbetreiber, das Luftfahrtunternehmen oder die für 
das nationale Sicherheitsprogramm für die Zivilluftfahrt gemäß Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 
zuständige Stelle die Durchführung der in diesem Kapitel genannten Maßnahmen sicher. 

1.0.2. Für die Zwecke dieses Kapitels gelten Luftfahrzeuge, Busse, Gepäckwagen und andere Transportmittel sowie 
Laufstege und Fluggastbrücken als Teile eines Flughafens. 

Für die Zwecke dieses Kapitels bezeichnet der Begriff „gesichertes Gepäck“ kontrolliertes aufgegebenes Gepäck 
abfliegender Fluggäste, das physisch derart geschützt ist, dass keinerlei Gegenstände darin eingebracht werden 
können. 

1.0.3. Die jeweils zuständige Behörde kann unbeschadet der Kriterien für Abweichungen gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 272/2009 an Tagen mit höchstens acht planmäßigen Abflügen besondere Sicherheitsverfahren oder Aus­
nahmen für den Schutz und die Sicherheit luftseitiger Bereiche von Flughäfen erlauben, sofern sich jederzeit 
jeweils nur ein Luftfahrzeug zum Be- oder Entladen sowie Ein- und Aussteigen im sensiblen Teil des Sicher­
heitsbereichs oder auf einem nicht in den Geltungsbereich von Nummer 1.1.3 fallenden Flughafens befindet. 

1.1. ANFORDERUNGEN AN DIE FLUGHAFENPLANUNG 

1.1.1. Abgrenzungen 

1.1.1.1. Abgrenzungen zwischen Landseite, Luftseite, Sicherheitsbereichen, sensiblen Teilen und ggf. abgegrenzten Be­
reichen müssen auf jedem Flughafen deutlich erkennbar sein, damit in jedem dieser Bereiche die geeigneten 
Sicherheitsmaßnahmen getroffen werden können. 

1.1.1.2. Landseite und Luftseite müssen durch eine physische Barriere abgegrenzt sein, die für die Allgemeinheit deutlich 
sichtbar ist und unbefugten Zugang unterbindet. 

1.1.2. Sicherheitsbereiche 

1.1.2.1. Sicherheitsbereiche sind zumindest folgende Bereiche: 

a) den sicherheitskontrollierten abfliegenden Fluggästen zugängliche Bereiche eines Flughafens und 

b) Bereiche eines Flughafens, die sicherheitskontrolliertes aufgegebenes Gepäck durchlaufen kann oder in denen 
es aufbewahrt werden kann, sofern es sich nicht um gesichertes Gepäck handelt, und 

c) Bereiche eines Flughafens, die zum Abstellen von Luftfahrzeugen dienen, um an diesen einen Einsteige- bzw. 
Beladevorgang vorzunehmen. 

1.1.2.2. Ein Teil eines Flughafens gilt zumindest während der in Nummer 1.1.2.1 genannten Abläufe als Sicherheits­
bereich. 

Bei Einrichtung eines Sicherheitsbereichs wird unmittelbar zuvor eine Sicherheitsdurchsuchung der Bereiche 
vorgenommen, deren Sicherheit möglicherweise beeinträchtigt wurde, um hinreichend sicherzustellen, dass 
der betreffende Bereich keine verbotenen Gegenstände enthält. Bei Luftfahrzeugen, die einer Luftfahrzeug-Sicher­
heitsdurchsuchung unterzogen werden, gilt diese Vorschrift als erfüllt. 

1.1.2.3. Jedes Mal, wenn Unbefugte Zugang zu einem Sicherheitsbereich hatten, wird so bald wie möglich eine Sicher­
heitsdurchsuchung der Bereiche vorgenommen, deren Sicherheit möglicherweise beeinträchtigt wurde, um hin­
reichend sicherzustellen, dass der betreffende Bereich keine verbotenen Gegenstände enthält. Bei Luftfahrzeugen, 
die einer Luftfahrzeug-Sicherheitsdurchsuchung unterzogen werden, gilt diese Vorschrift als erfüllt.
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1.1.3. Sensible Teile der Sicherheitsbereiche 

1.1.3.1. Sensible Bereiche sind auf Flughäfen einzurichten, auf denen mehr als 40 Personen über Flughafenausweise 
verfügen, mit denen Zutritt zu Sicherheitsbereichen gewährt wird. 

1.1.3.2. Sensible Teile sind zumindest folgende Bereiche: 

a) sämtliche den sicherheitskontrollierten abfliegenden Fluggästen zugängliche Teile eines Flughafens sowie 

b) sämtliche Teile eines Flughafens, die sicherheitskontrolliertes aufgegebenes Gepäck durchlaufen kann oder in 
denen es aufbewahrt werden kann, sofern es sich nicht um gesichertes Gepäck handelt. 

Ein Teil eines Flughafens gilt zumindest während der unter a und b genannten Abläufe als sensibler Teil. 

1.1.3.3. Bei Einrichtung eines sensiblen Bereichs wird unmittelbar zuvor eine Sicherheitsdurchsuchung der Bereiche 
vorgenommen, deren Sicherheit möglicherweise beeinträchtigt wurde, um hinreichend sicherzustellen, dass 
sich in diesen keine verbotenen Gegenstände befinden. Bei Luftfahrzeugen, die einer Luftfahrzeug-Sicherheits­
durchsuchung unterzogen werden, gilt diese Vorschrift als erfüllt. 

1.1.3.4. Jedes Mal, wenn nicht kontrollierte Personen Zugang zu sensiblen Bereichen hatten, wird so bald wie möglich 
eine Sicherheitsdurchsuchung der Bereiche vorgenommen, deren Sicherheit möglicherweise beeinträchtigt wurde, 
um hinreichend sicherzustellen, dass sich in diesen keine verbotenen Gegenstände befinden. 

Bei Luftfahrzeugen, die einer Luftfahrzeug-Sicherheitsdurchsuchung oder Sicherheitskontrolle unterzogen wer­
den, gilt diese Vorschrift als erfüllt. 

Diese Bestimmung gilt nicht, wenn Personen, die unter Nummer 1.3.2 oder Nummer 4.1.1.7 fallen, Zugang zu 
diesen Teilen hatten. 

Personen, die aus anderen als den in Anlage 4-B aufgeführten Drittstaaten ankommen, gelten als nicht kon­
trolliert. 

1.2. ZUGANGSKONTROLLE 

1.2.1. Zugang zur Luftseite 

1.2.1.1. Der Zugang zur Luftseite darf Personen und Fahrzeugen nur gestattet werden, wenn legitime Gründe dies 
erfordern. 

1.2.1.2. Für den Zugang zur Luftseite haben Personen eine Genehmigung mitzuführen. 

1.2.1.3. Für die Zufahrt zur Luftseite müssen Fahrzeuge sichtbar mit einem gültigen Fahrzeugausweis versehen sein. 

1.2.1.4. Personen, die sich auf der Luftseite befinden, müssen auf Verlangen zu Kontrollzwecken ihre Genehmigung 
vorlegen. 

1.2.2. Zugang zu Sicherheitsbereichen 

1.2.2.1. Der Zugang zu Sicherheitsbereichen darf Personen und Fahrzeugen nur gestattet werden, wenn legitime Gründe 
dies erfordern. 

1.2.2.2. Für den Zugang zu Sicherheitsbereichen haben Personen eine der nachfolgend genannten Genehmigungen 
vorzulegen: 

a) eine gültige Bordkarte oder ein Äquivalent oder 

b) einen gültigen Flugbesatzungsausweis oder 

c) einen gültigen Flughafenausweis oder
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d) einen gültigen Ausweis der zuständigen nationalen Behörde oder 

e) einen gültigen, von der zuständigen nationalen Behörde anerkannten Ausweis der Fachaufsichtsbehörde. 

1.2.2.3. Für die Zufahrt zu Sicherheitsbereichen müssen Fahrzeuge sichtbar mit einem gültigen Fahrzeugausweis ver­
sehen sein. 

1.2.2.4. Die Bordkarte oder das Äquivalent gemäß Nummer 1.2.2.2 Buchstabe a ist zu überprüfen, bevor einer Person 
Zugang zu einem Sicherheitsbereich gewährt wird, um deren bzw. dessen Gültigkeit hinreichend sicherzustellen. 

Die in Nummer 1.2.2.2 Buchstaben b bis e genannten Ausweise sind zu überprüfen, bevor einer Person Zugang 
zu einem Sicherheitsbereich gewährt wird, um hinreichend sicherzustellen, dass diese gültig sind und auf den 
Inhaber ausgestellt wurden. 

1.2.2.5. Um unbefugten Zugang zu Sicherheitsbereichen zu verhindern, sind an den Zugangspunkten folgende Vor­
kehrungen vorzusehen: 

a) ein elektronisches System, das den Zugang auf jeweils eine Person beschränkt, oder 

b) Zugangskontrollen durch entsprechend befugte Personen. 

1.2.2.6. Der Fahrzeugausweis ist zu überprüfen, bevor einem Fahrzeug die Zufahrt zu einem Sicherheitsbereich gewährt 
wird, um hinreichend sicherzustellen, dass dieser gültig ist und auf das betreffende Fahrzeug ausgestellt wurde. 

1.2.2.7. Daneben unterliegt der Zugang zu Sicherheitsbereichen den zusätzlichen Bestimmungen eines gesonderten 
Beschlusses der Kommission. 

1.2.3. Vorschriften für Flugbesatzungsausweise der Gemeinschaft und Flughafenausweise 

1.2.3.1. Ein Flugbesatzungsausweis für ein von einem Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft beschäftigtes Besatzungs­
mitglied und ein Flughafenausweis dürfen nur einer Person ausgestellt werden, die diesen aus betrieblichen 
Gründen benötigt und eine Zuverlässigkeitsüberprüfung gemäß Nummer 11.1.3 erfolgreich absolviert hat. 

1.2.3.2. Flugbesatzungsausweise und Flughafenausweise werden für einen Gültigkeitszeitraum von höchstens fünf Jahren 
ausgestellt. 

1.2.3.3. Ausweise von Personen, die eine Zuverlässigkeitsüberprüfung nicht bestehen, sind unverzüglich einzuziehen. 

1.2.3.4. Zumindest bei Aufenthalten in einem Sicherheitsbereich muss der Inhaber den Ausweis jederzeit sichtbar tragen. 

Personen, die in Sicherheitsbereichen, in denen keine Fluggäste anwesend sind, ihren Ausweis nicht sichtbar 
tragen, werden von den für die Durchführung der Bestimmungen in Nummer 1.5.1 Buchstabe c zuständigen 
Personen angehalten und gegebenenfalls gemeldet. 

1.2.3.5. Der Ausweis wird in folgenden Fällen unverzüglich der ausstellenden Stelle zurückgegeben: 

a) auf Ersuchen der ausstellenden Stelle oder 

b) bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses oder 

c) bei einem Wechsel des Arbeitgebers oder 

d) bei Änderungen in Bezug auf die Notwendigkeit des Zugangs zu Bereichen, für die eine Zugangsberechtigung 
erteilt wurde, oder
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e) bei Ablauf der Gültigkeit des Ausweises oder 

f) bei Entzug des Ausweises. 

1.2.3.6. Verlust, Diebstahl oder unterlassene Rückgabe eines Ausweises sind der ausstellenden Stelle unverzüglich zu 
melden. 

1.2.3.7. Ein elektronischer Ausweis ist nach Rückgabe, Ablauf, Entzug sowie nach erfolgter Meldung des Verlusts, des 
Diebstahls oder der unterlassenen Rückgabe unverzüglich zu sperren. 

1.2.3.8. Außerdem unterliegen Flugbesatzungsausweise der Gemeinschaft und Flughafenausweise den zusätzlichen Be­
stimmungen eines gesonderten Beschlusses der Kommission. 

1.2.4. Ergänzende Vorschriften für Flugbesatzungsausweise der Gemeinschaft 

1.2.4.1. Ein Flugbesatzungsausweis eines von einem Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft beschäftigten Besatzungs­
mitglieds muss Folgendes enthalten: 

a) Name und Lichtbild des Inhabers und 

b) Name des Luftfahrtunternehmens und 

c) das englische Wort „crew“ spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung und 

d) das Ablaufdatum spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung. 

1.2.5. Ergänzende Vorschriften für Flughafenausweise 

1.2.5.1. Ein Flughafenausweis muss Folgendes enthalten: 

a) Name und Lichtbild des Inhabers und 

b) Name des Arbeitgebers des Inhabers, sofern nicht elektronisch programmiert, und 

c) Name der ausstellenden Stelle oder des Flughafens und 

d) die Bereiche, zu denen der Inhaber zugangsberechtigt ist, und 

e) das Ablaufdatum, sofern nicht elektronisch programmiert. 

Die Namen und Zugangsbereiche können durch eine gleichwertige Identifizierung ersetzt werden. 

1.2.5.2. Um die missbräuchliche Verwendung von Flughafenausweisen zu verhindern, muss ein System bestehen, das 
hinreichend sicherstellt, dass die versuchte Verwendung von verlorenen, gestohlenen oder nicht zurückgegebe­
nen Ausweisen entdeckt wird. Werden derartige Versuche entdeckt, so sind geeignete Maßnahmen zu treffen. 

1.2.6. Vorschriften für Fahrzeugausweise 

1.2.6.1. Ein Fahrzeugausweis darf nur ausgestellt werden, wenn das Bestehen einer betrieblichen Notwendigkeit hierfür 
festgestellt wurde. 

1.2.6.2. Der Fahrzeugausweis muss fahrzeugbezogen und mit folgenden Angaben versehen sein: 

a) die Bereiche, zu denen das Fahrzeug zufahrtsberechtigt ist, und 

b) das Ablaufdatum.
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Auf elektronischen Fahrzeugausweisen müssen weder die Bereiche, zu denen das Fahrzeug zufahrtsberechtigt ist, 
noch das Ablaufdatum angegeben werden, sofern diese Informationen elektronisch lesbar sind und überprüft 
werden, bevor die Zufahrt zu Sicherheitsbereichen gewährt wird. 

1.2.6.3. Ein elektronischer Fahrzeugausweis ist derart am Fahrzeug zu befestigen, dass dessen Nichtübertragbarkeit 
gewährleistet ist. 

1.2.6.4. Bei Aufenthalten auf der Luftseite muss der Fahrzeugausweis sichtbar am Fahrzeug angebracht sein. 

1.2.6.5. Der Fahrzeugausweis wird in folgenden Fällen unverzüglich der ausstellenden Stelle zurückgegeben: 

a) auf Ersuchen der ausstellenden Stelle oder 

b) wenn das Fahrzeug nicht mehr für die Zufahrt zur Luftseite verwendet werden soll oder 

c) bei Ablauf der Gültigkeit des Ausweises, sofern dieser nicht automatisch ungültig gemacht wird. 

1.2.6.6. Verlust, Diebstahl oder unterlassene Rückgabe eines Fahrzeugausweises sind der ausstellenden Stelle unverzüg­
lich zu melden. 

1.2.6.7. Ein elektronischer Fahrzeugausweis ist nach Rückgabe, Ablauf sowie nach erfolgter Meldung des Verlusts, des 
Diebstahls oder der unterlassenen Rückgabe unverzüglich zu sperren. 

1.2.6.8. Um die missbräuchliche Verwendung von Fahrzeugausweisen zu verhindern, muss ein System bestehen, das 
hinreichend sicherstellt, dass die versuchte Verwendung von verlorenen, gestohlenen oder nicht zurückgegebe­
nen Fahrzeugausweisen entdeckt wird. Werden derartige Versuche entdeckt, sind geeignete Maßnahmen zu 
treffen. 

1.2.7. Begleiteter Zugang 

1.2.7.1. Besatzungsmitglieder ohne gültigen Flughafenausweis sind bei Aufenthalten in Sicherheitsbereichen stets zu 
begleiten, wobei jedoch folgende Bereiche ausgenommen sind: 

a) Bereiche, in denen Fluggäste anwesend sein können, und 

b) Bereiche in unmittelbarer Nähe des Luftfahrzeugs, mit dem sie angekommen sind oder abfliegen werden, und 

c) für Besatzungen bestimmte Bereiche. 

1.2.7.2. Eine Person kann ausnahmsweise von den Bestimmungen in Nummer 1.2.5.1 und den Verpflichtungen in 
Bezug auf die Zuverlässigkeitsüberprüfungen ausgenommen werden, wenn sie beim Aufenthalt in Sicherheits­
bereichen ständig begleitet ist. 

1.2.7.3. Begleitpersonal muss 

a) einen gültigen Ausweis gemäß Nummer 1.2.2.2 Buchstaben c, d oder e innehaben und 

b) zur Begleitung in Sicherheitsbereichen ermächtigt sein und 

c) die begleitete(n) Person(en) stets unmittelbar im Blick haben und 

d) Sicherheitsverstöße durch die begleitete(n) Person(en) hinreichend ausschließen. 

1.2.7.4. Ein Fahrzeug kann ausnahmsweise von den Bestimmungen in Nummer 1.2.6 ausgenommen werden, wenn es 
auf der Luftseite ständig begleitet ist. 

1.2.8. Weitere Ausnahmen 

Weitere Ausnahmen unterliegen den Bestimmungen eines gesonderten Beschlusses der Kommission.
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1.3. KONTROLLE VON ANDEREN PERSONEN ALS FLUGGÄSTEN UND VON MITGEFÜHRTEN GEGENSTÄNDEN 

1.3.1. Kontrolle von anderen Personen als Fluggästen und von mitgeführten Gegenständen 

1.3.1.1. Die Kontrolle von anderen Personen als Fluggästen und von mitgeführten Gegenständen erfolgt in der gleichen 
Weise wie die Kontrolle von Fluggästen bzw. von Handgepäck. 

1.3.1.2. Für die Kontrolle von anderen Personen als Fluggästen gelten die Bestimmungen der Nummern 4.1.1.1 bis 
4.1.1.6 und 4.1.1.8. 

1.3.1.3. Für die Kontrolle von Gegenständen, die von anderen Personen als Fluggästen mitgeführt werden, gelten die 
Bestimmungen der Nummern 4.1.2.1 bis 4.1.2.9 und 4.1.2.12. 

1.3.1.4. Die in Anlage 4-C aufgeführten Gegenstände dürfen nur mitgeführt werden, wenn die betreffende Person hierzu 
berechtigt ist, um Aufgaben, die für den Betrieb von Flughäfen oder zum Führen eines Luftfahrzeugs unabding­
bar sind, bzw. weitere Aufgaben als ein Mitglied der Besatzung während des Fluges wahrzunehmen. 

1.3.1.5. Wenn andere Personen als Fluggäste sowie mitgeführte Gegenstände fortlaufenden Stichprobenkontrollen un­
terzogen werden müssen, so wird die Häufigkeit der Stichproben von der zuständigen Behörde auf Grundlage 
einer Risikobewertung festgesetzt. 

1.3.1.6. Daneben unterliegt die Kontrolle von anderen Personen als Fluggästen sowie von mitgeführten Gegenständen 
den zusätzlichen Bestimmungen eines gesonderten Beschlusses der Kommission. 

1.3.2. Ausnahmen und besondere Kontrollverfahren 

1.3.2.1. Die zuständige Behörde kann aus objektiven Gründen erlauben, dass andere Personen als Fluggäste von Kon­
trollen ausgenommen oder besonderen Kontrollverfahren unterzogen werden, sofern diese von einer gemäß 
Nummer 1.2.7.3 zur Begleitung ermächtigten Person begleitet werden. 

1.3.2.2. Andere Personen als Fluggäste, die kontrolliert wurden und sensible Teile von Sicherheitsbereichen zeitweise 
verlassen, können bei ihrer Rückkehr von der Kontrolle ausgenommen werden, sofern sie unter ständiger 
Beobachtung durch ermächtigte Personen standen und somit hinreichend sichergestellt ist, dass sie keine ver­
botenen Gegenstände in diese sensiblen Teile von Sicherheitsbereichen einbringen. 

1.3.2.3. Daneben unterliegen Ausnahmen und besondere Kontrollverfahren den zusätzlichen Bestimmungen eines ge­
sonderten Beschlusses der Kommission. 

1.4. ÜBERPRÜFUNG VON FAHRZEUGEN 

1.4.1. In sensible Teile von Sicherheitsbereichen einfahrende Fahrzeuge 

1.4.1.1. Alle Fahrzeuge sind vor der Einfahrt in sensible Teile von Sicherheitsbereichen zu überprüfen. In der Zeit 
zwischen der Überprüfung und der Einfahrt in sensible Teile sind die Fahrzeuge vor unrechtmäßigen Eingriffen 
zu schützen. 

1.4.1.2. Der Fahrer sowie sonstige Fahrzeuginsassen dürfen sich während der Überprüfung nicht im Fahrzeug befinden. 
Sie sind aufzufordern, ihre mitgeführten persönlichen Gegenstände aus dem Fahrzeug zu entfernen und zur 
Kontrolle mitzunehmen. 

1.4.1.3. Es sind Methoden festzulegen, die den Zufallscharakter der Auswahl der zu überprüfenden Bereiche sicherstellen. 

1.4.1.4. Daneben unterliegen in sensible Teile einfahrende Fahrzeuge den zusätzlichen Bestimmungen eines gesonderten 
Beschlusses der Kommission. 

1.4.2. In nicht sensible Teile von Sicherheitsbereichen einfahrende Fahrzeuge 

1.4.2.1. Der Fahrer sowie sonstige Fahrzeuginsassen dürfen sich während der Überprüfung nicht im Fahrzeug befinden. 
Sie sind aufzufordern, ihre mitgeführten persönlichen Gegenstände aus dem Fahrzeug zu entfernen und zur 
Kontrolle mitzunehmen. 

1.4.2.2. Es sind Methoden festzulegen, die den Zufallscharakter der Auswahl sowohl der zu überprüfenden Fahrzeuge als 
auch der zu überprüfenden Bereiche sicherstellen.
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1.4.2.3. Daneben unterliegen in nicht sensible Teile von Sicherheitsbereichen einfahrende Fahrzeuge den zusätzlichen 
Bestimmungen eines gesonderten Beschlusses der Kommission. 

1.4.3. Überprüfungsmethoden 

1.4.3.1. Eine Durchsuchung von Hand umfasst eine gründliche manuelle Kontrolle der ausgewählten Bereiche einschließ­
lich ihres Inhalts, um hinreichend sicherzustellen, dass sich dort keine verbotenen Gegenstände befinden. 

1.4.3.2. Die folgenden Methoden dürfen nur ergänzend zur Überprüfung eingesetzt werden: 

a) Sprengstoff-Spürhunde und 

b) Sprengstoffspurendetektoren (ETD-Geräte). 

1.4.3.3. Daneben unterliegen Überprüfungsmethoden den zusätzlichen Bestimmungen eines gesonderten Beschlusses der 
Kommission. 

1.4.4. Ausnahmen und besondere Überprüfungsverfahren 

1.4.4.1. Die zuständige Behörde kann aus objektiven Gründen erlauben, dass Fahrzeuge von Überprüfungen ausgenom­
men oder besonderen Überprüfungsverfahren unterzogen werden, sofern diese von einer gemäß Nummer 
1.2.7.3 zur Begleitung ermächtigten Person begleitet werden. 

1.4.4.2. Daneben unterliegen Ausnahmen und besondere Überprüfungsverfahren den zusätzlichen Bestimmungen eines 
gesonderten Beschlusses der Kommission. 

1.5. ÜBERWACHUNG, BESTREIFUNG UND ANDERE PHYSISCHE KONTROLLEN 

1.5.1. Überwachung bzw. Streifengänge erfolgen zu dem Zweck der Beaufsichtigung 

a) der Abgrenzungen zwischen Landseite, Luftseite, Sicherheitsbereichen, sensiblen Teilen und ggf. abgegrenzten 
Bereichen und 

b) von Abfertigungsgebäuden und in der Nähe befindlichen Bereichen, die der Öffentlichkeit zugänglich sind, 
einschließlich Parkplätzen und Zufahrten, und 

c) des sichtbaren Tragens und der Gültigkeit von Ausweisen in Sicherheitsbereichen, in denen keine Fluggäste 
anwesend sind, und 

d) der sichtbaren Anbringung und Gültigkeit von Fahrzeugausweisen auf der Luftseite und 

e) von aufgegebenen Gepäck, Fracht und Post, Bordvorräten sowie Post und Material von Luftfahrtunternehmen, 
die bis zur Verladung in sensiblen Teilen von Sicherheitsbereichen aufbewahrt werden. 

1.5.2. Die Häufigkeit sowie die Methode der Überwachung und Bestreifung werden auf der Grundlage einer Risiko­
bewertung festgesetzt, die von der zuständigen Behörde durchgeführt wird und folgenden Aspekten Rechnung 
trägt: 

a) Größe des Flughafens unter besonderer Berücksichtigung von Art und Umfang des Verkehrsaufkommens, 
und 

b) Aufbau des Flughafens, insbesondere die Wechselbeziehungen zwischen den Flughafenbereichen, und 

c) Möglichkeiten und Beschränkungen von Methoden zur Durchführung von Überwachung und Bestreifung. 

Die Teile der Risikobewertung, die sich auf die Häufigkeit der Überwachungsmaßnahmen und Streifengänge und 
die dabei einzusetzenden Mittel beziehen, werden auf Wunsch zur Überwachung der Einhaltung der Vorschriften 
schriftlich zur Verfügung gestellt.
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1.5.3. Überwachungsmaßnahmen und Streifengänge dürfen keinem berechenbaren Muster folgen. Die Gültigkeit von 
Ausweisen ist stichprobenartig zu prüfen. 

1.5.4. Es sind Vorkehrungen zu treffen, die zum einen Personen vom Durchbrechen von Sicherheitskontrollpunkten 
abschrecken und zum anderen gewährleisten, falls ein Durchbruch erfolgt ist, dass dieser und seine Folgen 
schnellstmöglich abgestellt bzw. bereinigt werden. 

2. ABGEGRENZTE BEREICHE VON FLUGHÄFEN 

Keine Bestimmungen in dieser Verordnung. 

3. SICHERHEIT VON LUFTFAHRZEUGEN 

3.0. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

3.0.1. Sofern nicht anders angegeben, gewährleisten die Luftfahrtunternehmen, dass die in diesem Kapitel aufgeführten 
Maßnahmen in Bezug auf ihre Luftfahrzeuge getroffen werden. 

3.0.2. Drittstaaten, in denen Sicherheitsstandards angewandt werden, die als den gemeinsamen Grundstandards in 
Bezug auf die Sicherheit von Luftfahrzeugen gleichwertig anerkannt wurden, sind in Anlage 3-B genannt. 

3.0.3. Luftfahrzeuge müssen keiner Luftfahrzeug-Sicherheitskontrolle unterzogen werden. Sie sind einer Luftfahrzeug- 
Sicherheitsdurchsuchung gemäß Nummer 3.1 zu unterziehen. 

3.0.4. Ein Luftfahrtunternehmen ist auf Verlangen vom Flughafenbetreiber darüber zu unterrichten, ob sein Luftfahr­
zeug sich im sensiblen Teil eines Sicherheitsbereichs befindet. Falls hierüber keine Klarheit besteht, wird an­
genommen, dass das Luftfahrzeug sich nicht in einem sensiblen Teil eines Sicherheitsbereiches befindet. 

3.0.5. Gilt ein Bereich infolge einer Änderung des Sicherheitsstatus nicht mehr als sensibler Teil eines Sicherheits­
bereichs, so sind die betroffenen Luftfahrtunternehmen von der Flughafenverwaltung zu unterrichten. 

3.1. LUFTFAHRZEUG-SICHERHEITSDURCHSUCHUNG 

3.1.1. Fälle, in denen eine Luftfahrzeug-Sicherheitsdurchsuchung vorzunehmen ist 

3.1.1.1. Luftfahrzeuge sind in allen Fällen, in denen Grund zu der Annahme besteht, dass Unbefugte Zugang zum 
Luftfahrzeug hatten, einer Luftfahrzeug-Sicherheitsdurchsuchung zu unterziehen. 

3.1.1.2. Eine Luftfahrzeug-Sicherheitsdurchsuchung umfasst eine Überprüfung bestimmter Bereiche eines Flugzeugs, die 
in einem gesonderten Beschluss der Kommission festgelegt sind. 

3.1.1.3. Ein Luftfahrzeug, das aus einem nicht in Anlage 3-B aufgeführten Drittstaat in einem sensiblen Teil eines 
Sicherheitsbereichs ankommt, wird nach dem Aussteigen der Fluggäste und/oder dem Entladen des Frachtraums 
einer Luftfahrzeug-Sicherheitsdurchsuchung unterzogen. 

3.1.1.4. Ein aus einem Mitgliedstaat ankommendes Luftfahrzeug, das sich dort im Transit befand, nachdem es zuvor aus 
einem nicht in Anlage 3-B aufgeführten Drittstaat ankam, gilt als aus einem Drittstaat ankommendes Luftfahr­
zeug. 

3.1.1.5. Daneben unterliegt die Frage, in welchen Fällen eine Luftfahrzeug-Sicherheitsdurchsuchung vorzunehmen ist, 
den zusätzlichen Bestimmungen eines gesonderten Beschlusses der Kommission. 

3.1.2. Die Durchführung einer Luftfahrzeug-Sicherheitsdurchsuchung 

Die Durchführung einer Luftfahrzeug-Sicherheitsdurchsuchung unterliegt den Bestimmungen eines gesonderten 
Beschlusses der Kommission. 

3.1.3. Informationen zur Luftfahrzeug-Sicherheitsdurchsuchung 

Die nachfolgenden Informationen zur Luftfahrzeug-Sicherheitsdurchsuchung bei einem abgehenden Flug werden 
aufgezeichnet und für die Dauer des Flugs, mindestens jedoch 24 Stunden, an einem Ort außerhalb des Flug­
zeugs aufbewahrt: 

— Flugnummer und 

— Flugziel und 

— Abflugort des vorherigen Flugs und 

— Angabe, ob eine Luftfahrzeug-Sicherheitsdurchsuchung durchgeführt wurde.
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Wurde eine Luftfahrzeug-Sicherheitsdurchsuchung durchgeführt, so ist ferner Folgendes anzugeben: 

— Datum und Uhrzeit des Abschlusses der Luftfahrzeug-Sicherheitsdurchsuchung sowie 

— Name und Unterschrift der für die Durchführung der Luftfahrzeug-Sicherheitsdurchsuchung verantwortlichen 
Person. 

3.2. SICHERUNG DER LUFTFAHRZEUGE 

3.2.1. Sicherung der Luftfahrzeuge — Allgemeines 

3.2.1.1. Luftfahrzeuge sind unabhängig davon, wo sie auf einem Flughafen abgestellt sind, durch folgende Maßnahmen 
gegen unbefugten Zugang zu sichern: 

a) Es ist zu gewährleisten, dass Personen, die sich unbefugten Zugang zu verschaffen suchen, umgehend 
angehalten werden, oder 

b) die Außentüren sind verschlossen zu halten. Befindet sich das Luftfahrzeug in einem sensiblen Teil eines 
Sicherheitsbereichs, so gelten die vom Boden aus nicht zugänglichen Außentüren als geschlossen, sofern die 
Zugangshilfen entfernt und in ausreichendem Abstand vom Luftfahrzeug abgestellt wurden, um hinreichend 
den Zugang zu verhindern, oder 

c) es sind elektronische Mittel einzusetzen, die unbefugten Zugang sofort entdecken. 

3.2.1.2. Nummer 3.2.1.1 gilt nicht für Luftfahrzeuge, die in einem abgeschlossenen oder anderweitig vor unbefugtem 
Zugang geschützten Hangar abgestellt sind. 

3.2.2. Zusätzliche Sicherung von Luftfahrzeugen mit geschlossenen Außentüren in nicht sensiblen Teilen von 
Sicherheitsbereichen 

3.2.2.1. Sind Außentüren geschlossen und befindet sich das Luftfahrzeug nicht in einem sensiblen Teil, so gilt für alle 
Außentüren: 

a) die Zugangshilfen müssen entfernt sein oder 

b) die Außentüren müssen versiegelt sein oder 

c) die Außentüren müssen verschlossen sein oder 

d) die Außentüren müssen überwacht werden. 

Buchstabe a gilt nicht für eine vom Boden aus zugängliche Tür. 

3.2.2.2. Wurden die Zugangshilfen von den vom Boden aus nicht zugänglichen Außentüren entfernt, so sind sie in 
ausreichendem Abstand vom Luftfahrzeug abzustellen, um hinreichend den Zugang zu verhindern. 

3.2.2.3. Sind Außentüren verschlossen, so dürfen sie nur von Personen, die hierzu aus betrieblichen Gründen in der Lage 
sein müssen, aufgeschlossen werden können. 

3.2.2.4. Werden Außentüren überwacht, so muss die Überwachung gewährleisten, dass unbefugter Zugang zum Luft­
fahrzeug sofort entdeckt wird. 

3.2.2.5. Daneben unterliegt die Sicherung von Luftfahrzeugen mit geschlossenen Außentüren in nicht sensiblen Teilen 
den zusätzlichen Bestimmungen eines gesonderten Beschlusses der Kommission.
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ANLAGE 3-A 

LUFTFAHRZEUG-SICHERHEITSDURCHSUCHUNG 

Detaillierte Bestimmungen zur Luftfahrzeug-Sicherheitsdurchsuchung sind in einem gesonderten Beschluss der Kommis­
sion festgelegt. 

ANLAGE 3-B 

SICHERHEIT VON LUFTFAHRZEUGEN 

DRITTSTAATEN, IN DENEN SICHERHEITSSTANDARDS ANGEWANDT WERDEN, DIE ALS DEN GEMEINSAMEN 
GRUNDSTANDARDS GLEICHWERTIG ANERKANNT WURDEN 

In den folgenden Drittstaaten werden in Bezug auf die Sicherheit von Luftfahrzeugen Sicherheitsstandards angewandt, die 
als den gemeinsamen Grundstandards gleichwertig anerkannt wurden: 

4. FLUGGÄSTE UND HANDGEPÄCK 

4.0. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

4.0.1. Soweit nicht anders angegeben, stellt die Behörde, der Flughafenbetreiber, das Luftfahrtunternehmen oder die für 
das nationale Sicherheitsprogramm für die Zivilluftfahrt gemäß Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 
zuständige Stelle die Durchführung der in diesem Kapitel genannten Maßnahmen sicher. 

4.0.2. Drittstaaten, in denen Sicherheitsstandards angewandt werden, die als den gemeinsamen Grundstandards in 
Bezug auf Fluggäste und Handgepäck gleichwertig anerkannt wurden, sind in Anlage 4-B genannt. 

4.0.3. Fluggäste und ihr Handgepäck, die aus einem Mitgliedstaat ankommen, in dem sich das Luftfahrzeug im Transit 
befand, nachdem es zuvor aus einem nicht in Anlage 4-B aufgeführten Drittstaat ankam, gelten als aus einem 
Drittstaat ankommende Fluggäste und Handgepäck, sofern keine Bestätigung darüber vorliegt, dass diese Flug­
gäste und ihr Handgepäck in diesem Mitgliedstaat kontrolliert wurden. 

4.0.4. Im Sinne dieses Kapitels zählen Pasten, Lotionen, Mischungen von Flüssigkeiten und Feststoffen sowie der Inhalt 
von Druckbehältern, wie z. B. Zahnpasta, Haargel, Getränke, Suppen, Sirup, Parfum, Rasierschaum, und andere 
Artikel mit ähnlicher Konsistenz zu den Flüssigkeiten, Aerosolen und Gelen („LAG“). 

4.1. KONTROLLE VON FLUGGÄSTEN UND HANDGEPÄCK 

4.1.1. Kontrolle von Fluggästen 

4.1.1.1. Mäntel und Jacken der Fluggäste sind vor der Kontrolle abzulegen und als Handgepäck zu kontrollieren. 

4.1.1.2. Die Kontrolle der Fluggäste erfolgt mittels 

a) einer Durchsuchung von Hand oder 

b) Metalldetektorschleusen. 

Kann die Kontrollperson nicht ermitteln, ob der Fluggast verbotene Gegenstände mit sich führt oder nicht, so ist 
dem Fluggast der Zugang zu Sicherheitsbereichen zu verwehren oder er ist bis zu einem für die Kontrollperson 
zufrieden stellenden Ergebnis erneut zu kontrollieren. 

4.1.1.3. Wird eine Durchsuchung von Hand vorgenommen, so ist diese derart durchzuführen, dass hinreichend sicher­
gestellt wird, dass die betreffende Person keine verbotenen Gegenstände mitführt. 

4.1.1.4. Wird an Metalldetektorschleusen (WTMD) ein Alarm ausgelöst, ist die Ursache des Alarms zu klären. 

4.1.1.5. Metalldetektor-Handgeräte (HHMD) dürfen nur als zusätzliches Mittel der Kontrolle eingesetzt werden. Sie 
dürfen nicht als Ersatz für eine Durchsuchung von Hand dienen.
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4.1.1.6. Falls das Mitführen eines lebenden Tieres in die Kabine eines Luftfahrzeugs gestattet wird, ist dieses entweder wie 
ein Fluggast oder wie Handgepäck zu kontrollieren. 

4.1.1.7. Die zuständige Behörde kann Kategorien von Fluggästen festlegen, die aus objektiven Gründen besonderen 
Kontrollverfahren unterzogen werden bzw. von der Kontrolle ausgenommen werden können. Die Kommission 
ist über die eingerichteten Kategorien zu unterrichten. 

4.1.1.8. Daneben unterliegt die Kontrolle von Fluggästen den zusätzlichen Bestimmungen eines gesonderten Beschlusses 
der Kommission. 

4.1.2. Kontrolle des Handgepäcks 

4.1.2.1. Tragbare Computer und andere größere elektrisch betriebene Gegenstände sind vor der Kontrolle aus dem 
Handgepäck zu entfernen und einer gesonderten Kontrolle zu unterziehen. 

4.1.2.2. Flüssigkeiten, Aerosole und Gele (LAG) sind aus dem Handgepäck zu entfernen und einer gesonderten Kontrolle 
zu unterziehen, sofern das zur Kontrolle des Handgepäcks eingesetzte Gerät nicht auch mehrere verschlossene 
LAG-Behälter in Gepäckstücken durchleuchten kann. 

Wurden LAG aus dem Handgepäck entfernt, so hat der Fluggast Folgendes vorzuweisen: 

a) sämtliche LAG in Einzelbehältnissen mit einem Fassungsvermögen von nicht mehr als 100 Millilitern oder 
gleichwertigem Volumen in einem durchsichtigen, wieder verschließbaren Plastikbeutel mit einem Fassungs­
vermögen von nicht mehr als 1 Liter, wobei der Beutelinhalt bequem in den vollständig geschlossenen 
Plastikbeutel passen muss, und 

b) andere LAG separat. 

4.1.2.3. Die Durchsuchung des Handgepäcks erfolgt durch 

a) eine Durchsuchung von Hand oder 

b) Röntgengeräte oder 

c) Sprengstoffdetektoren (EDS-Geräte). 

Kann die Kontrollperson nicht ermitteln, ob das Handgepäck verbotene Gegenstände enthält oder nicht, so ist 
dieses zurückzuweisen oder bis zu einem für die Kontrollperson zufrieden stellenden Ergebnis erneut zu 
kontrollieren. 

4.1.2.4. Eine Durchsuchung von Hand des Handgepäcks umfasst eine gründliche manuelle Kontrolle des Gepäcks 
einschließlich seines Inhalts, um hinreichend sicherzustellen, dass es keine verbotenen Gegenstände enthält. 

4.1.2.5. Werden Röntgengeräte oder EDS-Geräte verwendet, so ist jedes Bild von der Kontrollperson zu betrachten. 

4.1.2.6. Werden Röntgengeräte oder EDS-Geräte verwendet, so ist jeder Alarm zur Zufriedenheit der Kontrollperson 
abzuklären, um hinreichend sicherzustellen, dass keine verbotenen Gegenstände in den Sicherheitsbereich oder 
an Bord eines Luftfahrzeugs gelangen. 

4.1.2.7. Werden Röntgengeräte oder EDS-Geräte verwendet, so sind sämtliche Gegenstände aus dem Gepäckstück zu 
entnehmen, deren Dichte das Vermögen der Kontrollperson beeinträchtigt, den Inhalt des Handgepäckstücks zu 
prüfen. Daraufhin ist das Gepäckstück erneut zu kontrollieren und der betreffende Gegenstand gesondert als 
Handgepäck zu kontrollieren. 

4.1.2.8. Jedes Gepäckstück, bei dem festgestellt wird, dass es einen größeren elektrisch betriebenen Gegenstand enthält, 
ist erneut ohne diesen Gegenstand zu kontrollieren, und der betreffende elektrisch betriebene Gegenstand ist 
gesondert zu kontrollieren. 

4.1.2.9. Sprengstoffspürhunde und Sprengstoffspurendetektoren (ETD-Geräte) können als zusätzliches Mittel der Kon­
trolle eingesetzt werden.
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4.1.2.10. Die zuständige Behörde kann Kategorien von Handgepäck festlegen, die aus objektiven Gründen besonderen 
Kontrollverfahren unterzogen werden bzw. von der Kontrolle ausgenommen werden können. Die Kommission 
ist über die eingerichteten Kategorien zu unterrichten. 

4.1.2.11. Die zuständige Behörde kann Diplomatenpost von der Kontrolle ausnehmen oder für sie besondere Sicherheits­
verfahren vorsehen, sofern die Vorschriften des Wiener Übereinkommens über diplomatische Beziehungen 
eingehalten werden. 

4.1.2.12. Daneben unterliegt die Kontrolle von Handgepäck den zusätzlichen Bestimmungen eines gesonderten Beschlus­
ses der Kommission. 

4.1.3. Kontrolle von Flüssigkeiten, Aerosolen und Gelen (LAG) 

4.1.3.1. Die Kontrolle von Flüssigkeiten, Aerosolen und Gelen erfolgt durch 

a) Röntgengeräte, 

b) Sprengstoffdetektoren (EDS-Geräte), 

c) Sprengstoffspurendetektoren (ETD-Geräte), 

d) chemische Teststreifen oder 

e) Scanner für Flüssigkeiten in Flaschen. 

4.1.3.2. Eine Geschmacksprüfung oder Prüfung auf der Haut kann als zusätzliches Mittel der Kontrolle vorgenommen 
werden. 

4.1.3.3. Daneben unterliegt die Kontrolle von Flüssigkeiten, Aerosolen und Gelen den zusätzlichen Bestimmungen eines 
gesonderten Beschlusses der Kommission. 

4.1.3.4. Von Fluggästen mitgeführte Flüssigkeiten, Aerosole und Gele können von der Kontrolle ausgenommen werden, 
falls sie 

a) sich in Einzelbehältnissen mit einem Fassungsvermögen von nicht mehr als 100 Millilitern oder gleich­
wertigem Volumen in einem durchsichtigen, wieder verschließbaren Plastikbeutel mit einem Fassungsver­
mögen von nicht mehr als 1 Liter befinden, wobei der Beutelinhalt bequem in den vollständig geschlossenen 
Plastikbeutel passen muss, oder 

b) zur Verwendung während der Reise bestimmt sind und entweder für medizinische oder spezielle diätetische 
Zwecke (z. B. Babynahrung) gebraucht werden. Der Fluggast muss auf Aufforderung die Authentizität der 
Flüssigkeit, für die eine Ausnahme gewährt wurde, nachweisen, oder 

c) auf der Luftseite hinter der Stelle, an der die Bordkarten kontrolliert werden, bei einer Verkaufsstelle erwor­
ben wurde, die genehmigten Sicherheitsverfahren unterliegt, welche Teil des Flughafensicherheitsprogramms 
sind, unter der Bedingung, dass sich die Flüssigkeit in einer manipulationssicheren Verpackung befindet und 
diese einen hinreichenden Nachweis über den Kauf an diesem Tag auf diesem Flughafen enthält, oder 

d) im Sicherheitsbereich des Flughafens bei einer Verkaufsstelle erworben wurde, die genehmigten Sicherheits­
verfahren unterliegt, welche Teil des Flughafensicherheitsprogramms sind, oder 

e) auf einem anderen Gemeinschaftsflughafen erworben wurde, unter der Bedingung, dass sich die Flüssigkeit in 
einer manipulationssicheren Verpackung befindet und diese einen hinreichenden Nachweis über den Kauf an 
diesem Tag auf der Luftseite jenes Flughafens enthält, oder 

f) an Bord eines Luftfahrzeuges eines Luftfahrtunternehmens der Gemeinschaft erworben wurde, unter der 
Bedingung, dass sich die Flüssigkeit in einer manipulationssicheren Verpackung befindet und diese einen 
hinreichenden Nachweis über den Kauf an diesem Tag an Bord jenes Luftfahrzeuges enthält.
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4.2. SCHUTZ VON FLUGGÄSTEN UND HANDGEPÄCK 

Der Schutz von Fluggästen und Handgepäck unterliegt den in einem gesonderten Beschluss der Kommission 
enthaltenen Bestimmungen. 

4.3. POTENZIELL GEFÄHRLICHE FLUGGÄSTE 

4.3.1. Ein Luftfahrtunternehmen ist von der zuständigen Behörde im Voraus schriftlich über das Vorhaben, einen 
potenziell gefährlichen Fluggast an Bord seines Luftfahrzeugs zu befördern, zu unterrichten. 

4.3.2. Die Unterrichtung muss folgende Angaben umfassen: 

a) Identität und Geschlecht der Person und 

b) Grund der Beförderung und 

c) Name und Amtsbezeichnung der Begleitpersonen, falls bekannt, und 

d) Risikobewertung der zuständigen Behörde (einschließlich Gründen für die Begleitung oder Nichtbegleitung) 
und 

e) vorherige Sitzzuweisung, falls erforderlich, und 

f) Art der verfügbaren Reisedokumente. 

Das Luftfahrtunternehmen stellt diese Informationen dem verantwortlichen Luftfahrzeugführer zur Verfügung, 
bevor Fluggäste an Bord gehen. 

4.3.3. Die zuständige Behörde stellt sicher, dass Personen in Strafhaft stets begleitet werden. 

4.4. VERBOTENE GEGENSTÄNDE 

4.4.1. Die in Anlage 4-C aufgeführten Gegenstände dürfen von Fluggästen nicht in Sicherheitsbereiche oder an Bord 
eines Luftfahrzeugs mitgenommen werden. 

4.4.2. Eine Ausnahme von Nummer 4.4.1. kann unter folgenden Bedingungen gewährt werden: 

a) Die zuständige Behörde hat ihre Zustimmung zum Mitführen des betreffenden Gegenstands erteilt und 

b) das Luftfahrtunternehmen wurde über den betreffenden Fluggast und den von ihm mitgeführten Gegenstand 
unterrichtet, bevor Fluggäste an Bord des Luftfahrzeugs gehen, und 

c) die geltenden Sicherheitsvorschriften werden eingehalten. 

Die betreffenden Gegenstände werden daraufhin an Bord des Luftfahrzeugs sicher verwahrt. 

3. Das Luftfahrtunternehmen stellt sicher, dass die Fluggäste vor Abschluss der Abfertigung über das Verbot des 
Mitführens der in Anlage 4-C aufgeführten Gegenstände unterrichtet werden. 

ANLAGE 4-A 

ANFORDERUNGEN AN DURCHSUCHUNGEN VON HAND 

Detaillierte Bestimmungen zur Durchsuchung von Hand sind in einem gesonderten Beschluss der Kommission festgelegt.
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ANLAGE 4-B 

FLUGGÄSTE UND HANDGEPÄCK 

DRITTSTAATEN, IN DENEN SICHERHEITSSTANDARDS ANGEWANDT WERDEN, DIE ALS DEN GEMEINSAMEN 
GRUNDSTANDARDS GLEICHWERTIG ANERKANNT WURDEN 

In den folgenden Drittstaaten werden in Bezug auf Fluggäste und Handgepäck Sicherheitsstandards angewandt, die als den 
gemeinsamen Grundstandards gleichwertig anerkannt wurden: 

ANLAGE 4-C 

FLUGGÄSTE UND HANDGEPÄCK 

LISTE DER VERBOTENEN GEGENSTÄNDE 

Unbeschadet der geltenden Sicherheitsvorschriften dürfen folgende Gegenstände von Fluggästen nicht in Sicherheitsberei­
che oder an Bord eines Luftfahrzeugs mitgenommen werden: 

a) Gewehre, Feuerwaffen und sonstige Geräte, die zum Abschießen von Projektilen bestimmt sind und die in der Lage sind oder zu 
sein scheinen, durch Abschießen eines Projektils schwere Verletzungen hervorzurufen, einschließlich: 

— Feuerwaffen aller Art, wie Pistolen, Revolver, Gewehre, Flinten, 

— Spielzeugwaffen, Nachbildungen und Imitationen von Feuerwaffen, die mit echten Waffen verwechselt werden 
können, 

— Teile von Feuerwaffen, ausgenommen Zielfernrohre, 

— Luftdruck- und CO 2 -Waffen, wie Luft-, Feder- und Pelletpistolen und -gewehre oder sog. „Ball Bearing Guns“, 

— Signalpistolen und Startpistolen, 

— Bogen, Armbrüste und Pfeile, 

— Abschussgeräte für Harpunen und Speere, 

— Schleudern und Katapulte; 

b) Betäubungsgeräte, die speziell dazu bestimmt sind, eine Betäubung oder Bewegungsunfähigkeit zu bewirken, einschließ­
lich: 

— Gegenstände zur Schockbetäubung, wie Betäubungsgewehre, Taser und Betäubungsstäbe, 

— Apparate zur Viehbetäubung und Viehtötung, 

— handlungsunfähig machende und die Handlungsfähigkeit herabsetzende Chemikalien, Gase und Sprays, wie Reiz­
gas, Pfeffersprays, Capsicum-Sprays, Tränengas, Säuresprays und Tierabwehrsprays; 

c) spitze oder scharfe Gegenstände, die schwere Verletzungen hervorrufen können, einschließlich: 

— Hackwerkzeuge, wie Äxte, Beile und Hackmesser, 

— Eisäxte und Eispickel, 

— Rasierklingen, 

— Teppichmesser, 

— Messer mit einer Klingenlänge über 6 cm,
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— Scheren mit einer Klingenlänge über 6 cm ab dem Scharnier gemessen, 

— Kampfsportgeräte mit einer Spitze oder scharfen Kante, 

— Schwerter und Säbel; 

d) Werkzeuge, die schwere Verletzungen hervorrufen oder die Sicherheit des Luftfahrzeugs gefährden können, einschließ­
lich: 

— Brecheisen, 

— Bohrmaschinen und Bohrer, einschließlich tragbare Akkubohrmaschinen, 

— Werkzeuge mit einer Klinge oder einem Schaft von über 6 cm Länge, die als Waffe verwendet werden können, wie 
Schraubendreher und Meißel, 

— Sägen, einschließlich tragbare Akkusägen, 

— Lötlampen, 

— Bolzenschussgeräte und Druckluftnagler; 

e) stumpfe Gegenstände, die, wenn sie als Schlagwaffe eingesetzt werden, schwere Verletzungen hervorrufen können, 
einschließlich 

— Baseball- und Softballschläger, 

— Knüppel und Schlagstöcke, wie Totschläger, 

— Kampfsportgeräte; 

f) Spreng- und Brandstoffe sowie Spreng- und Brandsätze, die in der Lage sind oder zu sein scheinen, schwere Verletzungen 
hervorzurufen oder die Sicherheit des Luftfahrzeugs zu gefährden, einschließlich: 

— Munition, 

— Sprengkapseln, 

— Detonatoren und Zünder, 

— Nachbildungen oder Imitationen von Sprengkörpern, 

— Minen, Granaten oder andere militärische Sprengkörper, 

— Feuerwerkskörper und andere pyrotechnische Erzeugnisse, 

— Rauchkanister und Rauchpatronen, 

— Dynamit, Schießpulver und Plastiksprengstoffe. 

5. AUFGEGEBENES GEPÄCK 

5.0. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

5.0.1. Soweit nicht anders angegeben, stellt die Behörde, der Flughafenbetreiber, das Luftfahrtunternehmen oder die für 
das nationale Sicherheitsprogramm für die Zivilluftfahrt gemäß Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 
zuständige Stelle die Durchführung der in diesem Kapitel genannten Maßnahmen sicher.
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5.0.2. Drittstaaten, in denen Sicherheitsstandards angewandt werden, die als den gemeinsamen Grundstandards in 
Bezug auf aufgegebenes Gepäck gleichwertig anerkannt wurden, sind in Anlage 5-A aufgeführt. 

5.0.3. Aufgegebenes Gepäck, das aus einem Mitgliedstaat ankommt, in dem sich das Luftfahrzeug im Transit befand, 
nachdem es zuvor aus einem nicht in Anlage 5-A aufgeführten Drittstaat ankam, gilt als aus einem Drittstaat 
ankommendes aufgegebenes Gepäck, sofern keine Bestätigung darüber vorliegt, dass das aufgegebene Gepäck in 
diesem Mitgliedstaat kontrolliert wurde. 

5.0.4. Im Sinne dieses Kapitels bezeichnet der Begriff „gesichertes Gepäck“ kontrolliertes aufgegebenes Gepäck, das 
physisch derart geschützt ist, dass keinerlei Gegenstände darin eingebracht werden können. 

5.1. KONTROLLE VON AUFGEGEBENEM GEPÄCK 

5.1.1. Folgende Kontrollmethoden sind einzeln oder in Verbindung miteinander zur Kontrolle von aufgegebenem 
Gepäck anzuwenden: 

a) Durchsuchung von Hand oder 

b) Röntgengeräte oder 

c) Sprengstoffdetektoren (EDS-Geräte) oder 

d) Sprengstoffspurendetektoren (ETD-Geräte). 

Kann die Kontrollperson nicht ermitteln, ob das aufgegebene Gepäck verbotene Gegenstände enthält oder nicht, 
so ist dieses zurückzuweisen oder bis zu einem für die Kontrollperson zufrieden stellenden Ergebnis erneut zu 
kontrollieren. 

5.1.2. Eine Durchsuchung von Hand von aufgegebenem Gepäck umfasst eine gründliche manuelle Kontrolle des 
Gepäcks einschließlich seines Inhalts, um hinreichend sicherzustellen, dass es keine verbotenen Gegenstände 
enthält. 

5.1.3. Werden Röntgengeräte oder EDS-Geräte verwendet, so ist beim Vorhandensein eines Gegenstandes, dessen 
Dichte die Fähigkeit der Kontrollperson beeinträchtigt, den Inhalt des aufgegebenen Gepäckstücks zu prüfen, 
ein anderes Mittel der Kontrolle anzuwenden. 

5.1.4. Die Kontrolle mit Sprengstoffspurendetektoren (ETD-Geräten) umfasst die Analyse von Proben, die sowohl von 
der Innenseite als auch der Außenseite des Gepäcks sowie von ihrem Inhalt genommen werden. Der Inhalt kann 
auch einer Durchsuchung von Hand unterzogen werden. 

5.1.5. Die zuständige Behörde kann Kategorien von aufgegebenem Gepäck festlegen, die aus objektiven Gründen 
besonderen Kontrollverfahren unterzogen werden bzw. von der Kontrolle ausgenommen werden können. Die 
Kommission ist über die eingerichteten Kategorien zu unterrichten. 

5.1.6. Daneben unterliegt die Kontrolle von aufgegebenem Gepäck den zusätzlichen Bestimmungen eines gesonderten 
Beschlusses der Kommission. 

5.2. SCHUTZ VON AUFGEGEBENEM GEPÄCK 

5.2.1. Fluggästen darf kein Zugang zu kontrolliertem aufgegebenem Gepäck gewährt werden, es sei denn, es handelt 
sich um ihr eigenes Gepäck und durch ihre stetige Überwachung wird sichergestellt, dass 

a) keine der in Anlage 5-B aufgeführten verbotenen Gegenstände in das aufgegebene Gepäck eingebracht 
werden, und 

b) keine der in Anlage 4-C aufgeführten verbotenen Gegenstände aus dem aufgegebenen Gepäck entnommen 
und in Sicherheitsbereiche oder an Bord eines Luftfahrzeugs mitgenommen werden. 

5.2.2. Aufgegebenes Gepäck, das nicht vor unbefugten Eingriffen geschützt wurde, ist erneut zu kontrollieren. 

5.2.3. Daneben unterliegt der Schutz von aufgegebenem Gepäck den zusätzlichen Bestimmungen eines gesonderten 
Beschlusses der Kommission.
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5.3. ZUORDNUNG VON AUFGEGEBENEM GEPÄCK 

5.3.1. Identifizierung des aufgegebenen Gepäcks 

5.3.1.1. Luftfahrtunternehmen müssen beim Einsteigen sicherstellen, dass Fluggäste eine gültige Bordkarte oder ein 
Äquivalent vorweisen, das dem aufgegebenen Gepäck zugeordnet ist. 

5.3.1.2. Luftfahrtunternehmen müssen die Identifizierung des Gepäcks von Fluggästen, die nicht an Bord gegangen sind 
oder das Luftfahrzeug vor dem Abflug verlassen haben, durch ein Verfahren sicherstellen. 

5.3.1.3. Ist der betreffende Fluggast nicht an Bord des Luftfahrzeugs, so gilt das aufgegebene Gepäck, das seiner 
Bordkarte oder dem Äquivalent zugeordnet ist, als unbegleitet. 

5.3.1.4. Luftfahrtunternehmen stellen sicher, dass jedes unbegleitete aufgegebene Gepäckstück deutlich erkennbar zur 
Beförderung auf dem Luftweg zugelassen ist. 

5.3.2. Faktoren außerhalb des Einflusses der Fluggäste 

5.3.2.1. Der Grund für die Einstufung von Gepäck als unbegleitet muss vor dem Verladen desselben in ein Luftfahrzeug 
aufgezeichnet werden, sofern nicht die in Nummer 5.3.3 genannten Sicherheitskontrollen vorgenommen wer­
den. 

5.3.2.2. Weitere detaillierte Bestimmungen zu den Faktoren außerhalb des Einflusses der Fluggäste sind in einem 
gesonderten Beschluss der Kommission festgelegt. 

5.3.3. Angemessene Sicherheitskontrollen für unbegleitetes aufgegebenes Gepäck 

5.3.3.1. Unbegleitetes aufgegebenes Gepäck, das nicht unter Nummer 5.3.2 fällt, ist mittels einer der in Nummer 5.1.1 
genannten Methoden und gegebenenfalls unter Anwendung der in einem gesonderten Beschluss der Kommis­
sion festgelegten zusätzlichen Vorschriften zu kontrollieren. 

5.3.3.2. Aufgegebenes Gepäck, das aus anderen als den in Nummer 5.3.2 genannten Gründen zu unbegleitetem Gepäck 
wird, ist nach der Entnahme aus dem Luftfahrzeug und vor dem erneuten Verladen erneut zu kontrollieren. 

5.3.3.3. Weitere detaillierte Bestimmungen zu den angemessenen Sicherheitskontrollen für unbegleitetes Gepäck sind in 
einem gesonderten Beschluss der Kommission festgelegt. 

5.4. VERBOTENE GEGENSTÄNDE 

5.4.1. Die in Anlage 5-B aufgeführten Gegenstände dürfen von Fluggästen nicht im aufgegebenen Gepäck mitgeführt 
werden. 

5.4.2. Eine Ausnahme von Nummer 5.4.1. kann unter folgenden Bedingungen gewährt werden: 

a) Die zuständige Behörde hat nationale Vorschriften, wonach das Mitführen des betreffenden Gegenstands 
zulässig ist, und 

b) die Sicherheitsvorschriften werden eingehalten. 

5.4.3. Die Fluggäste sind vor Abschluss der Abfertigung über die in Anlage 5-B aufgeführten verbotenen Gegenstände 
zu unterrichten. 

ANLAGE 5-A 

AUFGEGEBENES GEPÄCK 

DRITTSTAATEN, IN DENEN SICHERHEITSSTANDARDS ANGEWANDT WERDEN, DIE ALS DEN GEMEINSAMEN 
GRUNDSTANDARDS GLEICHWERTIG ANERKANNT WURDEN 

In den folgenden Drittstaaten werden in Bezug auf aufgegebenes Gepäck Sicherheitsstandards angewandt, die als den 
gemeinsamen Grundstandards gleichwertig anerkannt wurden:
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ANLAGE 5-B 

AUFGEGEBENES GEPÄCK 

LISTE DER VERBOTENEN GEGENSTÄNDE 

Die nachfolgend aufgeführten Gegenstände dürfen von Fluggästen nicht im aufgegebenen Gepäck mitgeführt werden: 

Spreng- und Brandstoffe sowie Spreng- und Brandsätze, die in der Lage sind, schwere Verletzungen hervorzurufen oder die 
Sicherheit des Luftfahrzeugs zu gefährden, einschließlich: 

— Munition, 

— Sprengkapseln, 

— Detonatoren und Zünder, 

— Minen, Granaten oder andere militärische Sprengkörper, 

— Feuerwerkskörper und andere pyrotechnische Erzeugnisse, 

— Rauchkanister und Rauchpatronen, 

— Dynamit, Schießpulver und Plastiksprengstoffe. 

6. FRACHT UND POST 

6.0. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

6.0.1. Die in diesem Kapitel genannten Behörden, Flughafenbetreiber, Luftfahrtunternehmen oder Stellen gewährleisten 
die Durchführung der in diesem Kapitel aufgeführten Maßnahmen. 

6.0.2. Als verbotene Gegenstände in Frachtsendungen gelten 

— montierte Spreng- und Brandsätze, die nicht entsprechend den geltenden Sicherheitsvorschriften befördert 
werden. 

6.0.3. Als verbotene Gegenstände in Postsendungen gelten 

— Spreng- und Brandsätze, montiert oder nicht, und ihre Bauteile. 

6.1. SICHERHEITSKONTROLLEN — ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

6.1.1. Alle Fracht- und Postsendungen sind vor ihrer Verladung in ein Luftfahrzeug von einem reglementierten 
Beauftragten zu kontrollieren, es sei denn, 

a) die Sendungen wurden von einem reglementierten Beauftragten den erforderlichen Sicherheitskontrollen 
unterzogen und anschließend bis zum Verladen vor unbefugten Eingriffen geschützt, 

b) die Sendungen wurden von einem bekannten Versender den erforderlichen Sicherheitskontrollen unterzogen 
und anschließend bis zum Verladen vor unbefugten Eingriffen geschützt, 

c) die Sendungen wurden von einem geschäftlichen Versender den erforderlichen Sicherheitskontrollen unter­
zogen und anschließend bis zum Verladen vor unbefugten Eingriffen geschützt und werden nicht an Bord 
eines Passagierflugzeugs befördert, oder 

d) die Sendungen sind von der Kontrolle ausgenommen und wurden von dem Zeitpunkt, an dem sie zu 
identifizierbarer Luftfracht/Luftpost wurden, bis zum Verladen vor unbefugten Eingriffen geschützt.

DE L 55/20 Amtsblatt der Europäischen Union 5.3.2010



6.1.2. Besteht Grund zu der Annahme, dass eine Sendung, bei der Sicherheitskontrollen stattgefunden haben, mani­
puliert wurde oder nach Abschluss der Kontrollen nicht vor unbefugten Eingriffen geschützt wurde, ist die 
Sendung von einem reglementierten Beauftragten erneut zu kontrollieren, bevor sie ins Luftfahrzeug verladen 
wird. 

6.1.3. Personen mit unbegleitetem Zugang zu identifizierbarer Luftfracht/Luftpost, die den erforderlichen Sicherheits­
kontrollen unterzogen wurden, müssen entweder eine Zuverlässigkeitsüberprüfung oder eine beschäftigungs­
bezogene Überprüfung gemäß Kapitel 11.1 erfolgreich durchlaufen haben. 

6.2. KONTROLLE 

6.2.1. Kontrolle 

6.2.1.1. Bei der Kontrolle von Fracht oder Postsendungen 

a) sind die je nach Art der Sendung zum Aufspüren verbotener Gegenstände am besten geeigneten Mittel oder 
Verfahren anzuwenden und 

b) müssen die verwendeten Mittel oder Verfahren einem Standard entsprechen, durch den hinreichend sicher­
gestellt ist, dass in der Fracht keine verbotenen Gegenstände versteckt sind. 

6.2.1.2. Kann die Kontrollperson nicht mit hinreichender Sicherheit feststellen, dass die Sendung keine verbotenen 
Gegenstände enthält, ist die Sendung zurückzuweisen oder bis zu einem für die Kontrollperson zufrieden 
stellenden Ergebnis erneut zu kontrollieren. 

6.2.1.3. Daneben unterliegt die Kontrolle von Fracht und Postsendungen den zusätzlichen Bestimmungen eines geson­
derten Beschlusses der Kommission. 

6.2.2. Ausnahmen von der Kontrolle 

Die Einzelheiten für Ausnahmen von der Kontrolle sind in einem gesonderten Beschluss der Kommission 
festgelegt. 

6.3. REGLEMENTIERTE BEAUFTRAGTE 

6.3.1. Zulassung von reglementierten Beauftragten 

6.3.1.1. Reglementierte Beauftragte werden durch die zuständige Behörde zugelassen. 

Die Zulassung zum reglementierten Beauftragten gilt nur für den jeweiligen Betriebsstandort. 

Als reglementierter Beauftragter zugelassen wird jede Stelle, die die in Nummer 6.3.2 genannten Sicherheits­
kontrollen durchführt. Dazu gehören auch externe Logistikanbieter, die verantwortlich sind für integrierte Lager- 
und Transportdienstleistungen, Luftfahrtunternehmen und Abfertigungsagenten. 

Reglementierte Beauftragte können Unteraufträge vergeben für 

a) jede der in Nummer 6.3.2 genannten Sicherheitskontrollen an einen anderen reglementierten Beauftragten, 

b) jede der in Nummer 6.3.2 genannten Sicherheitskontrollen an eine andere Stelle, wenn die Kontrollen auf 
dem Betriebsgelände des reglementierten Beauftragten oder an einem Flughafen stattfinden und durch das 
Sicherheitsprogramm des reglementierten Beauftragten oder des Flughafens abgedeckt sind, 

c) jede der in Nummer 6.3.2 genannten Sicherheitskontrollen an eine andere Stelle, wenn die Kontrollen an 
einem anderen Ort als dem Betriebsgelände des reglementierten Beauftragten oder einem Flughafen statt­
finden und die betreffende Stelle für die Erbringung dieser Dienstleistungen von der zuständigen Behörde 
zertifiziert oder zugelassen und für die Bereitstellung dieser Dienstleistungen verzeichnet wurde, und 

d) den Schutz und die Beförderung von Sendungen zu einem Transporteur, der die Anforderungen gemäß 
Nummer 6.6 erfüllt.
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6.3.1.2. Die zuständige Behörde in jedem Mitgliedstaat legt in ihrem nationalen Programm für die Sicherheit der Zivil­
luftfahrt gemäß Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 die Zuständigkeiten für die Durchführung des 
folgenden Verfahrens für die Zulassung reglementierter Beauftragter fest: 

a) Der Antragsteller beantragt die Zulassung bei der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in dem sich die im 
Antrag genannten Betriebsstandorte befinden. 

Der Antragsteller legt der jeweiligen zuständigen Behörde ein Sicherheitsprogramm vor. In dem Programm 
werden die Methoden und Verfahren beschrieben, die der Beauftragte einzuhalten hat, um den Anforderun­
gen der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 und ihrer Durchführungsbestimmungen zu entsprechen. In dem 
Programm ist auch darzulegen, wie der Beauftragte selbst die Einhaltung dieser Methoden und Verfahren zu 
überwachen hat. Das Sicherheitsprogramm eines Luftfahrtunternehmens, in dem Methoden und Verfahren 
beschrieben sind, die das betreffende Luftfahrtunternehmen einzuhalten hat, um den Anforderungen der 
Verordnung (EG) Nr. 300/2008 und ihrer Durchführungsbestimmungen zu entsprechen, gilt als Erfüllung 
der Anforderung für reglementierte Beauftragte, ein Sicherheitsprogramm vorzulegen. 

Der Antragsteller muss ferner die „Verpflichtungserklärung — Reglementierter Beauftragter“ gemäß Anlage 6- 
A vorlegen. Diese Erklärung wird von dem Bevollmächtigten des Antragstellers oder der für die Sicherheit 
verantwortlichen Person unterzeichnet. 

Die unterzeichnete Erklärung wird von der jeweiligen zuständigen Behörde aufbewahrt. 

b) Die zuständige Behörde, oder ein in ihrem Namen handelnder unabhängiger Validierer, prüft das Sicher­
heitsprogramm und dann die angegebenen Betriebsstandorte, um zu bewerten, ob der Antragsteller die 
Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 und ihrer Durchführungsbestimmungen erfüllt. 

Die zuständige Behörde, oder der in ihrem Namen handelnde unabhängige Validierer, sollten berücksichtigen, 
ob der Antragsteller über ein AEO-Zertifikat gemäß Artikel 14a Absatz 1 Buchstabe b oder c der Verordnung 
(EG) Nr. 1875/2006 ( 1 ) zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 ( 2 ) verfügt. 

c) Erachtet die zuständige Behörde die unter den Buchstaben a und b vorgelegten Informationen als hinrei­
chend, sorgt sie dafür, dass die erforderlichen Angaben zum Beauftragten spätestens am folgenden Arbeitstag 
in die „EG-Datenbank der reglementierten Beauftragten und bekannten Versender“ eingespeist werden. Bei der 
Eingabe in die Datenbank vergibt die zuständige Behörde für jeden zugelassenen Betriebsstandort eine 
eindeutige alphanumerische Kennung im Standardformat. 

Erachtet die zuständige Behörde die unter den Buchstaben a und b vorgelegten Informationen nicht als 
hinreichend, werden der Stelle, die die Zulassung als reglementierter Beauftragter beantragt hat, zeitnah die 
Gründe dafür mitgeteilt. 

Sind in dem Sicherheitsprogramm eines Luftfahrtunternehmens die Methoden und Verfahren beschrieben, die 
das betreffende Luftfahrtunternehmen einzuhalten hat, um die Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 
300/2008 und ihrer Durchführungsbestimmungen zu erfüllen, können die Anforderungen gemäß den Buch­
staben a und b für alle in dem Programm des Luftfahrtunternehmens angegebenen Betriebsstandorte als 
erfüllt gelten. Eine Überprüfung der in dem Sicherheitsprogramm des Luftfahrtunternehmens genannten 
Betriebsstandorte muss spätestens 2 Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung stattfinden. 

Wurde ein reglementierter Beauftragter gemäß den Kommissionsverordnungen (EG) Nr. 2320/2002 und (EG) 
Nr. 820/2008 der Kommission oder der Entscheidung K(2008) 4333 der Kommission zugelassen, kann er 
als reglementierter Beauftragter im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 und ihrer Durchführungs­
bestimmungen für die Betriebsstandorte betrachtet werden, an denen eine Überprüfung stattgefunden hat. 

d) Ein reglementierter Beauftragter gilt erst als zugelassen, wenn die ihn betreffenden Angaben in die „EG- 
Datenbank der reglementierten Beauftragten und bekannten Versender“ eingespeist sind.
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6.3.1.3. Ein reglementierter Beauftragter benennt für jeden Betriebsstandort mindestens eine Person, die für die Durch­
führung des vorgelegten Sicherheitsprogramms verantwortlich ist. Diese Person muss eine Zuverlässigkeitsüber­
prüfung gemäß Kapitel 11.1 erfolgreich durchlaufen haben. 

6.3.1.4. Die Validierung reglementierter Beauftragter wird in regelmäßigen Abständen von nicht mehr als 5 Jahren 
wiederholt. Hierbei ist eine Überprüfung am Betriebsstandort durchzuführen, um festzustellen, ob der regle­
mentierte Beauftragte die Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 und ihrer Durchführungsbestim­
mungen noch erfüllt. 

Eine Inspektion auf dem Betriebsgelände des reglementierten Beauftragten durch die zuständige Behörde gemäß 
dem nationalen Qualitätskontrollprogramm kann als Überprüfung des Betriebsstandortes angesehen werden, 
wenn sie alle für eine Zulassung erforderlichen Anforderungen abdeckt. 

6.3.1.5. Hat die zuständige Behörde Zweifel, ob der reglementierte Beauftragte die Anforderungen der Verordnung (EG) 
Nr. 300/2008 und ihrer Durchführungsbestimmungen noch erfüllt, entzieht sie dem Betreffenden den Status als 
reglementierter Beauftragter für den/die jeweiligen Betriebsstandort/e. 

Die zuständige Behörde stellt sicher, dass diese Statusänderung unmittelbar nach dem Entzug, auf jeden Fall aber 
binnen 24 Stunden, in der „EG-Datenbank der reglementierten Beauftragten und bekannten Versender“ vermerkt 
wird. 

6.3.1.6. Unbeschadet des Rechts der Mitgliedstaaten, gemäß Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 strengere 
Maßnahmen anzuwenden, ist ein gemäß Nummer 6.3 zugelassener reglementierter Beauftragter in allen Mit­
gliedstaaten anzuerkennen. 

6.3.1.7. Die Anforderungen gemäß Nummer 6.3.1, ausgenommen 6.3.1.2 Buchstabe d, gelten nicht, wenn die zustän­
dige Behörde selbst als reglementierter Beauftragter zugelassen werden soll. 

6.3.2. Sicherheitskontrollen, die von reglementierten Beauftragten durchzuführen sind 

6.3.2.1. Bei der Annahme von Sendungen prüft der reglementierte Beauftragte, ob die Stelle, von der er die Sendung 
erhält, ein reglementierter Beauftragter, ein bekannter Versender, ein geschäftlicher Versender oder keines davon 
ist. 

6.3.2.2. Die Person, die die Sendungen dem reglementierten Beauftragten oder Luftfahrtunternehmen übergibt, muss 
einen Personalausweis, Reisepass, Führerschein oder sonstiges Dokument mit Lichtbild vorweisen, der/das von 
den nationalen Behörden ausgestellt oder anerkannt ist. Der Ausweis oder das betreffende Dokument dient zur 
Feststellung der Identität der Person, die die Sendungen übergibt. 

6.3.2.3. Bei Annahme von Sendungen, bei denen zuvor nicht alle erforderlichen Sicherheitskontrollen durchgeführt 
wurden, stellt der reglementierte Beauftragte sicher, dass sie gemäß Nummer 6.2 kontrolliert werden. 

6.3.2.4. Nach Durchführung der Sicherheitskontrollen gemäß Nummer 6.3.2.1 bis 6.3.2.3 dieser Verordnung und 
Nummer 6.3 eines gesonderten Beschlusses der Kommission sorgt der reglementierte Beauftragte dafür, dass 

a) der Zugang zu den Sendungen kontrolliert wird und 

b) die Sendungen bis zu ihrer Übergabe an einen anderen reglementierten Beauftragten oder ein Luftfahrt­
unternehmen vor unbefugten Eingriffen geschützt werden. 

6.3.2.5. Nach Durchführung der Sicherheitskontrollen gemäß Nummer 6.3.2.1 bis 6.3.2.4 dieser Verordnung sorgt der 
reglementierte Beauftragte dafür, dass Sendungen, die einem Luftfahrtunternehmen oder einem anderen regle­
mentierten Beauftragten übergeben werden, mit entsprechenden Begleitdokumenten, entweder in Form eines 
Luftfrachtbriefs oder in einer separaten Erklärung — in elektronischem Format oder als Schriftstück — versehen 
werden. 

6.3.2.6. Die Begleitdokumente sind zur Inspektion durch die zuständige Behörde vor dem Verladen der Sendung in das 
Luftfahrzeug jederzeit zur Verfügung zu halten und müssen folgende Angaben enthalten: 

a) Name und Anschrift des reglementierten Beauftragten, der den Sicherheitsstatus festgelegt hat, für den 
jeweiligen Betriebsstandort und/oder die von der zuständigen Behörde vergebene unikale alphanumerische 
Kennung;
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b) eindeutige Kennung der Sendung, z. B. Nummer des Luftfrachtbriefs (HAWB oder MAWB); 

c) Inhalt der Sendung; 

d) Sicherheitsstatus der Sendung: 

— „SPX“, d. h. sicher für Passagierflugzeuge, Nurfrachtflugzeuge, Nurpostflugzeuge oder 

— „SCO“, d. h. sicher ausschließlich für Nurfrachtflugzeuge und Nurpostflugzeuge; 

e) Grund für die Erteilung des Sicherheitsstatus, unter Angabe von: 

— „KC“, d. h. erhalten von bekanntem Versender, 

— „AC“, d. h. erhalten von geschäftlichem Versender, 

— verwendetes Mittel oder Verfahren der Kontrolle oder 

— Gründe für die Ausnahme der Sendung von der Kontrolle; 

f) Name der Person, die den Sicherheitsstatus erteilt hat, oder eine gleichwertige Identifizierung, sowie Datum 
und Uhrzeit der Erteilung; 

g) ggf. Name und Anschrift des reglementierten Beauftragten, der den von einem anderen reglementierten 
Beauftragten erteilten Sicherheitsstatus für eine Sendung akzeptiert hat, für den jeweiligen Betriebsstandort, 
oder von der zuständigen Behörde vergebene unikale Kennung. 

6.3.2.7. Bei konsolidierten Sendungen gelten die Anforderungen gemäß Nummer 6.3.2.6 Buchstaben c, e, f und g als 
erfüllt, wenn der reglementierte Beauftragte über einen nachvollziehbaren Prüfpfad Art des Inhalts, den Grund 
für die Erteilung des Sicherheitsstatus und/oder Name der Person, die den Sicherheitsstatus erteilt hat, sowie 
Datum und Uhrzeit der Erteilung feststellen kann, und zwar zu jedem Zeitpunkt vor dem Verladen der Sendung 
in das Luftfahrzeug und danach für die Dauer des Fluges oder für 24 Stunden, je nachdem, welcher Zeitraum 
länger ist. 

6.3.2.8. Bei Annahme von Sendungen, die zuvor nicht allen erforderlichen Sicherheitskontrollen unterzogen wurden, 
kann der reglementierte Beauftragte auch entscheiden, dass die in Nummer 6.3.2 genannten Sicherheitskon­
trollen nicht durchgeführt werden, sondern dass die Sendungen einem anderen reglementierten Beauftragten 
übergeben werden, der die Durchführung dieser Kontrollen gewährleistet. 

Daneben unterliegen die von einem reglementierten Beauftragten durchzuführenden Sicherheitskontrollen den 
zusätzlichen Bestimmungen eines gesonderten Beschlusses der Kommission. 

6.4. BEKANNTE VERSENDER 

6.4.1. Zulassung bekannter Versender 

6.4.1.1. Bekannte Versender werden durch die zuständige Behörde zugelassen. 

Die Zulassung zum bekannten Versender gilt nur für den jeweiligen Betriebsstandort. 

6.4.1.2. Die zuständige Behörde in jedem Mitgliedstaat legt in ihrem nationalen Programm für die Sicherheit der Zivil­
luftfahrt gemäß Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 die Zuständigkeiten für die Durchführung des 
folgenden Verfahrens für die Zulassung bekannter Versender fest: 

a) Der Antragsteller beantragt die Zulassung bei der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in dem sein 
Betriebsstandort liegt.
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Dem Antragsteller werden die „Leitlinien für bekannte Versender“ gemäß Anlage 6-B zur Verfügung gestellt. 

b) Die zuständige Behörde oder ein in ihrem Namen handelnder unabhängiger Validierer prüft dann die 
angegebenen Betriebsstandorte, um zu bewerten, ob der Antragsteller die Anforderungen der Verordnung 
(EG) Nr. 300/2008 und ihrer Durchführungsbestimmungen erfüllt. 

Um festzustellen, ob der Antragsteller diese Anforderungen erfüllt, verwendet die zuständige Behörde oder 
der in ihrem Namen handelnde unabhängige Validierer die „Validierungscheckliste für bekannte Versender“ 
gemäß Anlage 6-C. In dieser Liste ist auch eine Verpflichtungserklärung enthalten, die vom Bevollmächtigten 
des Antragstellers oder der für die Sicherheit verantwortlichen Person des betreffenden Betriebsstandortes zu 
unterzeichnen ist. 

Die zuständige Behörde oder der in ihrem Namen handelnde unabhängige Validierer sollten berücksichtigen, 
ob der Antragsteller über ein AEO-Zertifikat gemäß Artikel 14a Absatz 1 Buchstabe b oder c der Verordnung 
(EG) Nr. 1875/2006 der Kommission zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission 
verfügt. 

Nach der Validierung anhand der Checkliste wird diese mit den darin enthaltenen Informationen als Ver­
schlusssache behandelt. 

Die unterzeichnete Erklärung wird von der jeweiligen zuständigen Behörde oder aber vom unabhängigen 
Validierer aufbewahrt und der betreffenden zuständigen Behörde auf Anfrage zur Verfügung gestellt. 

c) Erachtet die zuständige Behörde die unter Buchstaben a und b vorgelegten Informationen als hinreichend, 
stellt sie sicher, dass die erforderlichen Angaben zum Versender spätestens am folgenden Arbeitstag in die 
„EG-Datenbank der reglementierten Beauftragten und bekannten Versender“ eingespeist werden. Bei Erfassung 
in der Datenbank vergibt die zuständige Behörde für jeden zugelassenen Betriebsstandort eine unikale alpha­
numerische Kennung im Standardformat. 

Erachtet die zuständige Behörde die unter Buchstaben a und b vorgelegten Informationen nicht als hinrei­
chend, werden der Stelle, die die Zulassung als bekannter Versender beantragt hat, zeitnah die Gründe dafür 
mitgeteilt. 

d) Wurde ein bekannter Versender vor dem 29. April 2010 zugelassen, kann die Einhaltung der durch Nummer 
6.4.2 abgedeckten Anforderungen sichergestellt werden, indem der Versender als bekannter Versender im 
Sinne der Verordnung (EG) 300/2008 und ihrer Durchführungsbestimmungen betrachtet wird, und zwar bis 
zu 3 Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung. 

e) Ein bekannter Versender gilt erst als zugelassen, wenn die ihn betreffenden Angaben in der „EG-Datenbank 
der reglementierten Beauftragten und bekannten Versender“ erfasst sind. 

6.4.1.3. Ein bekannter Versender benennt für jeden Betriebsstandort mindestens eine Person, die für die Durchführung 
der Sicherheitskontrollen und die Überwachung ihrer Einhaltung verantwortlich ist. Diese Person muss eine 
Zuverlässigkeitsüberprüfung erfolgreich durchlaufen haben. 

6.4.1.4. Die Validierung bekannter Versender wird in regelmäßigen Abständen von nicht mehr als 5 Jahren wiederholt. 
Hierbei wird auch eine Überprüfung am Betriebsstandort durchgeführt, um festzustellen, ob der bekannte 
Versender die Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 und ihrer Durchführungsbestimmungen 
noch erfüllt. 

Eine Inspektion auf dem Betriebsgelände des bekannten Versenders durch die zuständige Behörde gemäß dem 
nationalen Qualitätskontrollprogramm kann als Überprüfung des Betriebsstandortes angesehen werden, wenn sie 
alle Anforderungen der Checkliste gemäß Anlage 6-C abdeckt. 

6.4.1.5. Hat die zuständige Behörde Zweifel, ob der bekannte Versender die Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 
300/2008 und ihrer Durchführungsbestimmungen noch erfüllt, entzieht sie dem Betreffenden den Status als 
bekannter Versender für den/die jeweiligen Betriebsstandort/e.
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Die zuständige Behörde stellt sicher, dass diese Statusänderung unmittelbar nach dem Entzug, auf jeden Fall aber 
binnen 24 Stunden, in der „EG-Datenbank der reglementierten Beauftragten und bekannten Versender“ vermerkt 
wird. 

6.4.1.6. Unbeschadet des Rechts der Mitgliedstaaten, gemäß Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 strengere 
Maßnahmen anzuwenden, ist ein gemäß Nummer 6.4 zugelassener bekannter Versender in allen Mitgliedstaaten 
anzuerkennen. 

Bekannte Versender, die gemäß Nummer 6.4.1.2 Buchstabe d zugelassen wurden, unterliegen ferner der in 
Nummer 6.4 eines gesonderten Beschlusses der Kommission enthaltenen Zusatzbestimmung. 

6.4.2. Sicherheitskontrollen, die von bekannten Versendern durchzuführen sind 

6.4.2.1. Der bekannte Versender gewährleistet Folgendes: 

a) das Niveau der Sicherheit an dem Betriebsstandort oder auf dem Betriebsgelände ist ausreichend, um iden­
tifizierbare Luftfracht/Luftpost vor unbefugtem Eingriff zu schützen, 

b) alle Mitarbeiter, die Zugang zu identifizierbarer Luftfracht/Luftpost haben, bei der die erforderlichen Sicher­
heitskontrollen durchgeführt wurden, sind gemäß den Anforderungen von Kapitel 11 eingestellt und ge­
schult, und 

c) identifizierbare Luftfracht/Luftpost wird bei Produktion, Verpackung, Lagerung und/oder Versand vor unbe­
fugtem Eingriff oder Manipulation geschützt. 

Wurden aus irgendwelchen Gründen diese Sicherheitskontrollen bei einer Sendung nicht durchgeführt, oder hat 
die Sendung ihren Ursprung nicht bei dem bekannten Versender, weist der bekannte Versender den reglemen­
tierten Beauftragten unmissverständlich auf diesen Umstand hin, damit Nummer 6.3.2.3 Anwendung finden 
kann. 

6.4.2.2. Der bekannte Versender akzeptiert, dass Sendungen, die den erforderlichen Sicherheitskontrollen nicht unter­
zogen wurden, gemäß Nummer 6.2.1 kontrolliert werden. 

6.5. GESCHÄFTLICHE VERSENDER 

6.5.1. Geschäftliche Versender werden von einem reglementierten Beauftragten benannt. 

6.5.2. Für die Benennung als geschäftlicher Versender gilt folgendes Verfahren: 

a) Der reglementierte Beauftragte übergibt dem Unternehmen die „Luftsicherheitsanweisungen für geschäftliche 
Versender“ und die „Verpflichtungserklärung — Geschäftlicher Versender“ gemäß Anlage 6-D. Der reglemen­
tierte Beauftragte erhält diese Anweisungen und die Erklärung von der zuständigen Behörde des Mitglied­
staats, in dem sein Betriebsstandort liegt. 

b) Das Unternehmen übermittelt dem reglementierten Beauftragten die unterzeichnete „Verpflichtungserklärung 
— Geschäftlicher Versender“ gemäß Anlage 6-D, sofern es nicht über ein AEO-Zertifikat gemäß Artikel 14a 
Absatz 1 Buchstabe b oder c der Verordnung (EG) Nr. 1875/2006 der Kommission zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission verfügt. 

Das Unternehmen benennt auch mindestens eine Person, die auf ihrem Betriebsgelände für die Sicherheit 
verantwortlich ist, und übermittelt dem reglementierten Beauftragten den Namen dieser Person sowie ent­
sprechende Kontaktangaben. 

Der reglementierte Beauftragte bewahrt die unterzeichnete Erklärung ggf. auf und macht sie auf Anfrage der 
betreffenden zuständigen Behörde zugänglich.
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Wurde auf der Grundlage eines AEO-Zertifikats auf die Abgabe der Verpflichtungserklärung verzichtet, muss 
der geschäftliche Versender den reglementierten Beauftragten unverzüglich unterrichten, wenn er nicht mehr 
über ein solches Zertifikat verfügt. 

c) Der reglementierte Beauftragte bezieht in seine Validierung folgende Angaben zum potenziellen geschäftli­
chen Versender ein: 

— Angaben zum Unternehmen, einschließlich einer Geschäftsadresse, 

— die Art der Geschäftstätigkeit, 

— Kontaktangaben, auch in Bezug auf die für die Sicherheit verantwortliche(n) Person(en), 

— die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer oder Nummer der Eintragung in das gesetzlich vorgesehene 
Register, und 

— bei Anwendung der Ausnahme gemäß Nummer 6.5.2 Buchstabe b die Nummer des AEO-Zertifikats. 

d) Erachtet der reglementierte Beauftragte die Angaben gemäß den Buchstaben a und b als hinreichend, kann 
das Unternehmen als geschäftlicher Versender benannt werden. 

6.5.3. Der reglementierte Beauftragte verwaltet die Informationen gemäß Nummer 6.5.1 Buchstabe c in einer Daten­
bank. Die zuständige Behörde kann diese Datenbank überprüfen. 

6.5.4. Werden auf dem Kundenkonto des geschäftlichen Versenders über einen Zeitraum von zwei Jahren keine 
Bewegungen im Zusammenhang mit Fracht und Postsendungen verzeichnet, so erlischt der Status als geschäft­
licher Versender. 

6.5.5. Hat die zuständige Behörde oder der reglementierte Beauftragte Zweifel daran, ob der geschäftliche Versender die 
Sicherheitsanweisungen gemäß Anlage 6-D noch beachtet, entzieht ihm der reglementierte Beauftragte unver­
züglich den Status als geschäftlicher Versender. 

6.5.6. Wurden aus irgendwelchen Gründen die Sicherheitskontrollen gemäß den „Luftverkehrs-Sicherheitsanweisungen 
für geschäftliche Versender“ bei einer Sendung nicht durchgeführt, oder hat die Sendung ihren Ursprung nicht 
beim dem geschäftlichen Versender, weist der geschäftliche Versender den reglementierten Beauftragten unmiss­
verständlich auf diesen Umstand hin, damit Nummer 6.3.2.3 Anwendung finden kann. 

6.6. SCHUTZ DER FRACHT UND DER POSTSENDUNGEN 

6.6.1. Schutz der Fracht und der Postsendungen bei der Beförderung 

6.6.1.1. Um sicherzustellen, dass Sendungen, die den erforderlichen Sicherheitskontrollen unterzogen wurden, bei der 
Beförderung vor unbefugtem Eingriff geschützt sind, 

a) werden die Sendungen vom reglementierten Beauftragten, bekannten Versender oder geschäftlichen Versen­
der so verpackt oder versiegelt, dass etwaige Manipulationen unmittelbar zu erkennen sind, und 

b) ist der Frachtraum des Fahrzeugs, in dem die Sendungen befördert werden sollen, zu verschließen oder zu 
versiegeln, Fahrzeuge mit Planenabdeckung sind durch TIR-Seile zu sichern, damit etwaige Manipulationen 
unmittelbar zu erkennen sind, die Ladeflächen von Pritschenfahrzeugen sind zu überwachen, und entweder 

c) ist die Transporteurserklärung gemäß Anlage 6-E von dem Transporteur, der die Beförderung im Namen des 
reglementierten Beauftragten, bekannten Versenders oder geschäftlichen Versenders durchführt, abzugeben, 
wenn der Transporteur nicht selbst als reglementierter Beauftragter zugelassen ist.
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Die unterzeichnete Erklärung ist von dem reglementierten Beauftragten, bekannten Versender oder geschäft­
lichen Versender aufzubewahren, für den der Transporteur die Beförderung durchführt. Eine Kopie der 
unterzeichneten Erklärung erhält auf Anfrage auch der reglementierte Beauftragte oder das Luftfahrtunter­
nehmen, der bzw. das die Sendung erhält, oder die jeweilige zuständige Behörde; oder 

d) erbringt der Transporteur dem reglementierten Beauftragten, bekannten Versender oder geschäftlichen Ver­
sender, für den er die Beförderung durchführt, den Nachweis, dass er von einer zuständigen Behörde 
zertifiziert oder zugelassen wurde. 

Dieser Nachweis umfasst auch die Anforderungen gemäß Anlage 6-E, Kopien werden vom betreffenden 
reglementierten Beauftragten, bekannten Versender oder geschäftlichen Versender aufbewahrt. Eine Kopie 
erhält auf Anfrage auch der reglementierte Beauftragte oder das Luftfahrtunternehmen, der bzw. das die 
Sendung erhält, oder eine andere zuständige Behörde. 

6.6.1.2. Nummer 6.6.1.1 Buchstaben b, c und d gilt nicht für Beförderungen auf der Luftseite. 

6.6.2. Schutz der Fracht und der Postsendungen auf Flughäfen 

6.6.2.1. Fracht und Postsendungen, die sich in einem sensiblen Bereich befinden, gelten als vor unbefugtem Eingriff 
geschützt. 

6.6.2.2. Fracht und Postsendungen, die sich in einem anderen Teil als im sensiblen Bereich befinden, gelten als vor 
unbefugtem Eingriff geschützt, sofern 

a) sie physisch derart geschützt sind, dass keinerlei Gegenstände darin eingebracht werden können, die für 
unbefugte Eingriffe verwendet werden könnten, oder 

b) sie nicht unbeaufsichtigt gelassen werden und der Zugang auf Personen beschränkt wird, die mit dem Schutz 
und der Verladung von Fracht und Postsendungen in Luftfahrzeuge betraut sind. 

ANLAGE 6-A 

VERPFLICHTUNGSERKLÄRUNG — REGLEMENTIERTER BEAUFTRAGTER 

Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung gemeinsamer 
Vorschriften für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt und ihrer Durchführungsbestimmungen 

erkläre ich hiermit: 

— die Informationen im Sicherheitsprogramm des Unternehmens sind nach meinem besten Wissen und Gewissen richtig 
und zutreffend, 

— die in diesem Sicherheitsprogramm festgelegten Methoden und Verfahren werden an allen durch das Programm 
abgedeckten Betriebsstandorten angewandt und beibehalten, 

— das genannte Sicherheitsprogramm wird korrigiert und angepasst, um allen künftigen relevanten Änderungen der EG- 
Rechtsvorschriften zu entsprechen, es sei denn, das Unternehmen [Name des Unternehmens] unterrichtet [Name der 
zuständigen Behörde], dass es nicht mehr als reglementierter Beauftragter tätig sein will, 

— Das Unternehmen [Name des Unternehmens] unterrichtet [Name der zuständigen Behörde] schriftlich 

a) über kleinere Änderungen an seinem Sicherheitsprogramm, z. B. Name des Unternehmens, für die Sicherheit 
verantwortliche Person oder Kontaktangaben der Ansprechpartner, Wechsel der Person, die Zugang zu der „EG- 
Datenbank der reglementierten Beauftragten und bekannten Versender“ benötigt, und zwar zeitnah, mindestens 
aber binnen 10 Arbeitstagen, und 

b) über geplante größere Änderungen, wie z. B. neue Kontrollverfahren, umfangreichere Bauarbeiten, die die Ein­
haltung der einschlägigen EG-Rechtsvorschriften beeinträchtigen könnten, Betriebsstandort- oder Anschriftenwech­
sel, und zwar mindestens 15 Arbeitstage vor Beginn/der geplanten Änderung.
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— um die Erfüllung der einschlägigen EG-Rechtsvorschriften zu gewährleisten, wird [Name des Unternehmens] bei allen 
Inspektionen den Anforderungen entsprechend uneingeschränkt kooperieren und den Inspektoren auf Verlangen 
Zugang zu allen Unterlagen gewähren, 

— [Name des Unternehmens] wird [Name der zuständigen Behörde] über alle ernsthaften Sicherheitsverstöße und 
verdächtigen Umstände unterrichten, die in Bezug auf die Sicherheit von Luftfracht-/Luftpostsendungen relevant 
sein können, insbesondere über jeden Versuch, in den Sendungen gefährliche Gegenstände zu verstecken, 

— [Name des Unternehmens] wird sicherstellen, dass alle betroffenen Mitarbeiter eine angemessene Schulung erhalten 
und sich ihrer Sicherheitsverantwortung im Rahmen des Sicherheitsprogamms des Unternehmens bewusst sind, und 

— das Unternehmen [Name des Unternehmens] unterrichtet [Name der zuständigen Behörde], wenn 

a) es seine Tätigkeit einstellt, 

b) seine Tätigkeit sich nicht mehr auf Luftfracht/Luftpost erstreckt, oder 

c) es die Anforderungen der einschlägigen EG-Rechtsvorschriften nicht mehr erfüllen kann. 

Ich übernehme die volle Verantwortung für diese Erklärung. 

Name: 

Stellung im Unternehmen: 

Datum: 

Unterschrift: 

ANLAGE 6-B 

Die Einzelheiten der Leitlinien für bekannte Versender sind in einem gesonderten Beschluss der Kommission festgelegt. 

ANLAGE 6-C 

Die Einzelheiten der Validierungscheckliste für bekannte Versender sind in einem gesonderten Beschluss der Kommission 
festgelegt. 

ANLAGE 6-D 

LUFTSICHERHEITSANWEISUNGEN FÜR 

GESCHÄFTLICHE VERSENDER 

Diese Anweisungen sind von Ihnen zu verwenden und an Ihr Personal weiterzugeben, das mit der Vorbereitung und 
Kontrolle von Luftfracht-/Luftpostsendungen betraut ist. Sie erhalten diese Anweisungen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
300/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2008 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für 
die Sicherheit in der Zivilluftfahrt und ihrer Durchführungsbestimmungen. 

Betriebsgelände 

Der Zugang zu Bereichen, in denen identifizierbare Luftfracht-/Luftpostsendungen vorbereitet, verpackt und/oder gelagert 
werden, ist zu kontrollieren, um den Zugang unbefugter Personen zu den Sendungen zu verhindern. 

In Bereichen, in denen identifizierbare Luftfracht-/Luftpostsendungen vorbereitet, verpackt und/oder gelagert werden, sind 
Besucher stets zu begleiten, oder sie erhalten dazu keinen Zutritt.
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Personal 

Die Integrität aller Mitarbeiter, die eingestellt werden und Zugang zu identifizierbarer Luftfracht/Luftpost erhalten sollen, 
wird geprüft. Diese Prüfung umfasst zumindest eine Überprüfung der Identität (möglichst anhand eines Personalausweises, 
Führerscheins oder Reisepasses mit Lichtbild) sowie eine Überprüfung des Lebenslaufs und/oder der vorgelegten Referen­
zen. 

Für alle Mitarbeiter, die Zugang zu identifizierbarer Luftfracht/Luftpost erhalten, ist zu gewährleisten, dass diese sich ihrer 
Sicherheitsverantwortung im Sinne dieser Anweisungen bewusst sind. 

Zuständiger Beauftragter 

Es ist mindestens eine Person zu benennen, die für die Anwendung dieser Anweisungen und die Kontrolle ihrer Ein­
haltung zuständig ist (zuständiger Beauftragter). 

Unversehrtheit der Sendungen 

Luftfracht-/Luftpostsendungen dürfen keine verbotenen Gegenstände enthalten, es sei denn, sie wurden ordnungsgemäß 
angemeldet und entsprechend den geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften behandelt. 

Luftfracht-/Luftpostsendungen sind vor unbefugten Eingriffen zu schützen. 

Luftfracht-/Luftpostsendungen sind angemessen zu verpacken und nach Möglichkeit manipulationssicher zu verschließen. 

Bei der Beförderung von Luftfracht-/Luftpostsendungen müssen die Begleitunterlagen eine vollständige Beschreibung sowie 
eine korrekte Anschrift enthalten. 

Beförderung 

Ist der geschäftliche Versender für die Beförderung von Luftfracht-/Luftpostsendungen zuständig, sind die Sendungen vor 
unbefugten Eingriffen zu schützen. 

Beauftragt der geschäftliche Versender einen Auftragnehmer, so 

a) sind die Sendungen vor der Beförderung zu versiegeln und 

b) muss der Transporteur, der die Beförderung für den geschäftlichen Versender durchführt, einverstanden sein, die 
Transporteurserklärung gemäß Anlage 6-E abzugeben. 

Die unterzeichnete Erklärung oder eine Kopie des entsprechenden Dokuments der zuständigen Behörde ist vom geschäft­
lichen Versender aufzubewahren. 

Unregelmäßigkeiten 

Offensichtliche oder vermutete Unregelmäßigkeiten in Bezug auf diese Anweisungen sind dem zuständigen Beauftragten 
zu melden. Der zuständige Beauftragte ergreift entsprechende Maßnahmen. 

Sendungen anderen Ursprungs 

Ein geschäftlicher Versender kann Sendungen, die ursprünglich nicht von diesem selbst stammen, an einen reglemen­
tierten Beauftragten übergeben, sofern 

a) diese Sendungen von Sendungen getrennt werden, deren Ursprung er selbst ist, und 

b) der Ursprung eindeutig auf der Sendung oder in den Begleitdokumenten angegeben ist. 

Alle derartigen Sendungen müssen kontrolliert werden, bevor sie in ein Luftfahrzeug verladen werden.
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Unangekündigte Inspektionen 

Luftsicherheitsinspektoren der zuständigen Behörde können unangekündigte Inspektionen durchführen, um die Einhaltung 
dieser Anweisungen zu überprüfen. Die Inspektoren tragen stets einen Dienstausweis bei sich, der auf Anfrage vorzuzei­
gen ist, wenn eine Inspektion auf Ihrem Betriebsgelände durchgeführt wird. Der Ausweis muss Name und Lichtbild des 
Inspektors enthalten. 

Verbotene Gegenstände 

Montierte Spreng- und Brandsätze können in Frachtsendungen nur befördert werden, wenn die Anforderungen aller 
Sicherheitsbestimmungen vollständig erfüllt werden. Spreng- und Brandsätze, montiert oder nicht, dürfen nicht in Post­
sendungen befördert werden. 

Verpflichtungserklärung 

Die „Verpflichtungserklärung — Geschäftlicher Versender“ muss nicht unterzeichnet und dem reglementierten Beauftrag­
ten vorgelegt werden, wenn Ihr Unternehmen über ein AEO-Zertifikat gemäß Artikel 14a Absatz 1 Buchstabe b oder c 
der Verordnung (EG) Nr. 1875/2006 der Kommission zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommis­
sion verfügt. 

Der reglementierte Beauftragte ist jedoch unverzüglich zu unterrichten, wenn Ihr Unternehmen nicht mehr über ein AEO- 
Zertifikat verfügt. In diesem Falle wird der reglementierte Beauftragte Ihnen mitteilen, wie der Status als geschäftlicher 
Versender gewährleistet werden kann. 

VERPFLICHTUNGSERKLÄRUNG — GESCHÄFTLICHER VERSENDER 

Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2008 zur 
Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt und ihrer Durchführungsbestimmungen 

erkläre ich hiermit: 

— [Name des Unternehmens] erfüllt diese „Luftsicherheitsanweisungen für geschäftliche Versender“, 

— [Name des Unternehmens] gewährleistet, dass diese Anweisungen dem Personal mitgeteilt werden, das Zugang zu 
Luftfracht/Luftpost hat, 

— [Name des Unternehmens] sichert Luftfracht/Luftpost bis zu ihrer Übergabe an den reglementierten Beauftragten, 

— [Name des Unternehmens] akzeptiert, dass Sendungen Sicherheitskontrollen unterzogen und durchsucht werden 
können, und 

— [Name des Unternehmens] akzeptiert, dass die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dem sich seine Niederlassung 
befindet, unangekündigte Inspektionen auf seinem Betriebsgelände durchführt, um festzustellen, ob [Name des Unter­
nehmens] diese Anweisungen beachtet. 

Ich übernehme die volle Verantwortung für diese Erklärung. 

Name: 

Stellung im Unternehmen: 

Datum: 

Unterschrift: 

ANLAGE 6-E 

TRANSPORTEURSERKLÄRUNG 

Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung gemeinsamer 
Vorschriften für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt und ihrer Durchführungsbestimmungen
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bestätige ich, dass bei Abholung, Beförderung, Lagerung und Zustellung der Luftfracht/Luftpost, die im Namen von [Name 
des reglementierten Beauftragten/bekannten Versenders/geschäftlichen Versenders] Sicherheitskontrollen unterzogen wurde, fol­
gende Sicherheitsverfahren eingehalten werden: 

— alle Mitarbeiter, die diese Luftfracht/Luftpost befördern, werden eine Schulung des Sicherheitsbewusstseins erhalten 
haben, 

— die Integrität aller Mitarbeiter, die eingestellt werden und Zugang zu dieser Luftfracht/Luftpost erhalten sollen, wird 
überprüft. Diese Prüfung umfasst zumindest eine Überprüfung der Identität (möglichst anhand eines Personalaus­
weises, Führerscheins oder Reisepasses mit Lichtbild) sowie eine Überprüfung des Lebenslaufs und/oder der vorgeleg­
ten Referenzen, 

— die Frachträume der Fahrzeuge werden versiegelt oder verschlossen, Fahrzeuge mit Planenabdeckung werden mit TIR- 
Seilen gesichert, die Ladeflächen von Pritschenfahrzeugen werden bei Beförderung von Luftfracht überwacht, 

— unmittelbar vor dem Beladen wird der Laderaum durchsucht und die Gültigkeit dieser Durchsuchung wird bis zum 
Abschluss des Beladens aufrechterhalten, 

— jeder Fahrer führt einen Personalausweis, Reisepass, Führerschein oder sonstiges Dokument mit Lichtbild mit sich, 
der/das von den nationalen Behörden ausgestellt oder anerkannt ist, 

— die Fahrer legen zwischen Abholung und Zustellung keinen außerplanmäßigen Halt ein. Ist dies unvermeidlich, 
kontrolliert der Fahrer bei seiner Rückkehr die Sicherheit der Ladung und die Unversehrtheit von Verschlüssen 
und/oder Siegeln. Stellt der Fahrer Anzeichen von Manipulation fest, unterrichtet er seinen Vorgesetzten und die 
Luftfracht/Luftpost wird nur mit entsprechender Mitteilung zugestellt, 

— die Beförderung wird nicht als Unterauftrag an Dritte vergeben, es sei denn, der Dritte verfügt auch über eine 
Transporteursvereinbarung mit [oben genannter Name des reglementierten Beauftragten/bekannten Versenders/ge­
schäftlichen Versenders, oder der zuständigen Behörde, die den Transporteur zugelassen oder zertifiziert hat], und 

— es werden keine sonstigen Dienstleistungen (z. B. Lagerung) als Unterauftrag an andere Parteien vergeben als regle­
mentierte Beauftragte oder Stellen, die von der zuständigen Behörde für die Erbringung dieser Dienstleistungen 
zertifiziert oder zugelassen und in eine Liste aufgenommen wurden. 

Ich übernehme die volle Verantwortung für diese Erklärung. 

Name: 

Stellung im Unternehmen: 

Datum: 

Unterschrift: 

ANLAGE 6-F 

FRACHT UND POST 

DRITTSTAATEN, IN DENEN SICHERHEITSSTANDARDS ANGEWANDT WERDEN, DIE ALS DEN GEMEINSAMEN 
GRUNDSTANDARDS GLEICHWERTIG ANERKANNT WURDEN 

In den folgenden Drittstaaten werden in Bezug auf Fracht und Post Sicherheitsstandards angewandt, die als den gemein­
samen Grundstandards gleichwertig anerkannt wurden:
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7. POST UND MATERIAL VON LUFTFAHRTUNTERNEHMEN 

7.0. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Wenn nicht anderweitig bestimmt oder wenn die Sicherheitskontrollen gemäß den Kapiteln 4, 5 und 6 nicht 
durch eine Behörde, einen Flughafenbetreiber, eine Firma oder ein anderes Luftfahrtunternehmen durchgeführt 
werden, gewährleistet ein Luftfahrtunternehmen die Durchführung der in diesem Kapitel aufgeführten Maßnah­
men im Hinblick auf seine eigene Post und sein Material. 

7.1. POST UND MATERIAL VON LUFTFAHRTUNTERNEHMEN, DIE IN EIN LUFTFAHRZEUG VERLADEN WER­
DEN SOLLEN 

7.1.1. Vor ihrer Verladung in den Frachtraum des Luftfahrzeugs sind Post und Material von Luftfahrtunternehmen 
entweder gemäß Kapitel 5 zu kontrollieren und zu schützen oder gemäß Kapitel 6 Sicherheitskontrollen zu 
unterziehen und zu schützen. 

7.1.2. Vor der Verladung in einen anderen Teil des Luftfahrzeugs als den Frachtraum sind Post und Material von 
Luftfahrtunternehmen gemäß den Bestimmungen über Handgepäck in Kapitel 4 zu kontrollieren und zu 
schützen. 

7.1.3. Daneben unterliegen Post und Material von Luftfahrtunternehmen, die in ein Luftfahrzeug verladen werden 
sollen, den zusätzlichen Bestimmungen eines gesonderten Beschlusses der Kommission. 

7.2. MATERIAL VON LUFTFAHRTUNTERNEHMEN, DAS FÜR DIE ABFERTIGUNG VON FLUGGÄSTEN UND GE­
PÄCK VERWENDET WIRD 

7.2.1. Material von Luftfahrtunternehmen, das für die Abfertigung von Fluggästen und Gepäck vorgesehen ist und zur 
Gefährdung der Luftsicherheit missbraucht werden könnte, ist zu schützen oder zu überwachen, um es vor 
unbefugtem Zugriff zu bewahren. 

Die Selbstabfertigung und entsprechende Möglichkeiten des Internets, die von Fluggästen genutzt werden 
können, gelten als befugte Verwendung dieses Materials. 

7.2.2. Nicht mehr zu verwendendes Material, das dazu dienen könnte, unbefugten Zugang zu erleichtern oder Gepäck 
in Sicherheitsbereiche oder in Luftfahrzeuge zu verbringen, ist zu vernichten oder ungültig zu machen. 

7.2.3. Die Abflugkontroll- und Abfertigungssysteme sind so zu verwalten, dass ein unbefugter Zugang verhindert wird. 

Die Selbstabfertigung, die von Fluggästen genutzt werden kann, gilt als befugter Zugang zu den betreffenden 
Systemen. 

8. BORDVORRÄTE 

8.0. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

8.0.1. Soweit nicht anders angegeben, stellt die Behörde, der Flughafenbetreiber, das Luftfahrtunternehmen oder die für 
das nationale Sicherheitsprogramm für die Zivilluftfahrt gemäß Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 
zuständige Stelle die Durchführung der in diesem Kapitel genannten Maßnahmen sicher. 

8.0.2. Im Sinne dieses Kapitels gelten als „Bordvorräte“ alle Gegenstände, die dazu bestimmt sind, an Bord eines 
Luftfahrzeugs während des Fluges verwendet, verbraucht oder von Fluggästen oder der Besatzung erworben 
zu werden, ausgenommen: 

a) Handgepäck, 

b) von anderen Personen als Fluggästen mitgeführte Gegenstände, 

c) Post und Material von Luftfahrtunternehmen,
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Im Sinne dieses Kapitels ist ein „reglementierter Lieferant von Bordvorräten“ ein Lieferant, dessen Verfahren 
gemeinsamen Sicherheitsvorschriften und -standards entsprechen, die es gestatten, Bordvorräte unmittelbar in 
ein Luftfahrzeug zu liefern. 

Im Sinne dieses Kapitels ist ein „bekannter Lieferant von Bordvorräten“ ein Lieferant, dessen Verfahren gemein­
samen Sicherheitsvorschriften und -standards entsprechen, die es gestatten, Bordvorräte an ein Luftfahrtunter­
nehmen oder einen reglementierten Lieferanten, nicht jedoch unmittelbar an ein Luftfahrzeug, zu liefern. 

8.0.3. Lieferungen gelten als Bordvorräte, sobald erkennbar ist, dass sie dazu bestimmt sind, an Bord eines Luftfahr­
zeugs verwendet, verbraucht oder von Fluggästen oder der Besatzung während des Flugs erworben zu werden. 

8.1. SICHERHEITSKONTROLLEN 

8.1.1. Sicherheitskontrollen — allgemeine Bestimmungen 

8.1.1.1. Bordvorräte sind zu kontrollieren, bevor sie in einen Sicherheitsbereich verbracht werden, es sei denn, 

a) die erforderlichen Sicherheitskontrollen für die Bordvorräte wurden von einem Luftfahrtunternehmen, das 
damit sein eigenes Luftfahrzeug beliefert, durchgeführt und die Bordvorräte wurden anschließend bis zur 
Lieferung in das Luftfahrzeug vor unbefugten Eingriffen geschützt, oder 

b) die erforderlichen Sicherheitskontrollen für die Bordvorräte wurden von einem reglementierten Lieferanten 
durchgeführt und die Bordvorräte wurden anschließend bis zur Verbringung in den Sicherheitsbereich oder 
ggf. bis zur Lieferung an das Luftfahrtunternehmen oder einen anderen reglementierten Lieferanten vor 
unbefugten Eingriffen geschützt, oder 

c) die erforderlichen Sicherheitskontrollen für die Bordvorräte wurden von einem bekannten Lieferanten durch­
geführt und die Bordvorräte wurden anschließend bis zur Anlieferung beim Luftfahrtunternehmen oder 
einem reglementierten Lieferanten vor unbefugten Eingriffen geschützt. 

8.1.1.2. Jede Lieferung von Bordvorräten von einem reglementierten Lieferanten oder einem bekannten Lieferanten, die 
Anzeichen einer Manipulation aufweist oder Anlass zu der Vermutung gibt, dass sie nach Durchführung der 
Sicherheitskontrollen nicht vor unbefugten Eingriffen geschützt wurde, ist zu kontrollieren. 

8.1.1.3. Daneben unterliegt die Sicherheitskontrolle von Bordvorräten den zusätzlichen Bestimmungen eines gesonderten 
Beschlusses der Kommission. 

8.1.2. Kontrolle 

8.1.2.1. Bei der Kontrolle von Bordvorräten muss das angewandte Mittel oder Verfahren der Art dieser Vorräte Rech­
nung tragen und hinreichend gewährleisten, dass in den Bordvorräten keine verbotenen Gegenstände versteckt 
sind. 

8.1.2.2. Daneben unterliegt die Kontrolle von Bordvorräten den zusätzlichen Bestimmungen eines gesonderten Beschlus­
ses der Kommission. 

8.1.3. Zulassung von reglementierten Lieferanten 

8.1.3.1. Reglementierte Lieferanten werden durch die zuständige Behörde zugelassen. 

Die Zulassung zum reglementierten Lieferanten gilt nur für den jeweiligen Betriebsstandort. 

Unternehmen, die für die in Nummer 8.1.5 genannten Sicherheitskontrollen Sorge tragen und Bordvorräte 
unmittelbar an Luftfahrzeuge liefern, werden als reglementierte Lieferanten zugelassen. Dies gilt nicht für Luft­
fahrtunternehmen, die diese Sicherheitskontrollen selbst durchführen und Bordvorräte nur in ihre eigenen 
Luftfahrzeuge liefern. 

8.1.3.2. Die zuständige Behörde in jedem Mitgliedstaat legt in ihrem nationalen Programm für die Sicherheit der Zivil­
luftfahrt gemäß Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 die Zuständigkeiten für die Durchführung des 
folgenden Verfahrens für die Zulassung reglementierter Lieferanten fest:
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a) Der Status des reglementierten Lieferanten wird von dem Unternehmen bei der zuständigen Behörde des 
Mitgliedstaats beantragt, in dem sein Betriebsstandort liegt. 

Der Antragsteller legt der jeweiligen zuständigen Behörde ein Sicherheitsprogramm vor. In dem Programm 
werden die Methoden und Verfahren beschrieben, die der Lieferant einzuhalten hat, um den Vorgaben gemäß 
Nummer 8.1.5 zu entsprechen. In dem Programm ist auch zu beschreiben, wie die Einhaltung dieser 
Methoden und Verfahren vom Lieferanten selbst zu überwachen ist. 

Der Antragsteller muss ferner die „Verpflichtungserklärung — Reglementierter Lieferant von Bordvorräten“ 
gemäß Anlage 8-A vorlegen. Diese Erklärung wird von dem Bevollmächtigten oder der für die Sicherheit 
verantwortlichen Person unterzeichnet. 

Die unterzeichnete Erklärung wird von der jeweiligen zuständigen Behörde aufbewahrt. 

b) Die zuständige Behörde oder ein in ihrem Namen handelnder unabhängiger Validierer prüft das Sicherheits­
programm und kontrolliert dann die angegebenen Betriebsstandorte, um zu bewerten, ob der Antragsteller 
die Anforderungen gemäß Nummer 8.1.5 erfüllt. 

c) Erachtet die zuständige Behörde die Angaben gemäß a und b als hinreichend, so kann sie den Lieferanten für 
die angegebenen Betriebsstandorte als reglementierten Lieferanten zulassen. Hat die zuständige Behörde 
Zweifel, werden dem Unternehmen, das die Zulassung als reglementierter Lieferant beantragt hat, zeitnah 
die Gründe dafür mitgeteilt. 

8.1.3.3. Die Validierung reglementierter Lieferanten wird in regelmäßigen Abständen von nicht mehr als 5 Jahren 
wiederholt. Hierbei wird auch eine Überprüfung am Betriebsstandort durchgeführt, um festzustellen, ob der 
reglementierte Lieferant die Anforderungen gemäß Nummer 8.1.5 noch erfüllt. 

Eine Inspektion auf dem Betriebsgelände des reglementierten Lieferanten durch die zuständige Behörde gemäß 
dem nationalen Qualitätskontrollprogramm kann als Überprüfung am Betriebsstandort angesehen werden, wenn 
sie alle Anforderungen gemäß Nummer 8.1.5 abdeckt. 

8.1.3.4. Hat die zuständige Behörde Zweifel daran, dass der reglementierte Lieferant die Anforderungen gemäß Nummer 
8.1.5 noch erfüllt, entzieht sie dem Betreffenden den Status als reglementierter Lieferant. 

8.1.3.5. Unbeschadet des Rechts der Mitgliedstaaten, gemäß Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 strengere 
Maßnahmen anzuwenden, ist ein gemäß Nummer 8.1.3 zugelassener reglementierter Lieferant in allen Mitglied­
staaten anzuerkennen. 

8.1.4. Benennung bekannter Lieferanten 

8.1.4.1. Unternehmen, die für die in Nummer 8.1.5.1 genannten Sicherheitskontrollen zuständig sind und Bordvorräte 
liefern, allerdings nicht unmittelbar in Luftfahrzeuge, werden von dem Unternehmen, das sie beliefern, als 
bekannte Lieferanten benannt. Dies gilt nicht für reglementierte Lieferanten. 

8.1.4.2. Um als bekannter Lieferant benannt zu werden, muss die betreffende Stelle jedem Unternehmen, das sie 
beliefert, die „Verpflichtungserklärung — Bekannter Lieferant von Bordvorräten“ gemäß Anlage 8-B vorlegen. 
Diese Erklärung wird von dem Bevollmächtigten oder der für die Sicherheit verantwortlichen Person unterzeich­
net. 

Die unterzeichnete Erklärung wird von dem Unternehmen, das von dem bekannten Lieferanten beliefert wird, 
als Validierungsnachweis aufbewahrt. 

8.1.4.3. Erfolgen während eines Zeitraums von 2 Jahren keine Lieferungen, so erlischt der Status des bekannten 
Lieferanten. 

8.1.4.4. Hat die zuständige Behörde oder das von dem bekannten Lieferanten belieferte Unternehmen Zweifel, ob der 
bekannte Lieferant die Anforderungen gemäß Nummer 8.1.5.1 noch erfüllt, entzieht ihm das betroffene Un­
ternehmen den Status als bekannter Lieferant.
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8.1.5. Sicherheitskontrollen, die von Luftfahrtunternehmen, reglementierten Lieferanten und bekannten Lie­
feranten durchzuführen sind 

8.1.5.1. Luftfahrtunternehmen, reglementierte Lieferanten und bekannte Lieferanten von Bordvorräten 

a) benennen eine Person, die für die Sicherheit im Unternehmen zuständig ist, 

b) gewährleisten, dass Personen mit Zugang zu Bordvorräten eine Schulung des Sicherheitsbewusstseins erhal­
ten, bevor sie Zugang zu diesen Lieferungen erhalten, 

c) verhindern unbefugten Zugang zu ihrem Betriebsgelände sowie zu Bordvorräten, 

d) gewährleisten hinreichend, dass in den Bordvorräten keine verbotenen Gegenstände versteckt sind, und 

e) bringen manipulationssichere Siegel an allen Fahrzeugen und/oder Behältern an, in denen Bordvorräte beför­
dert werden, oder schützen diese physisch. 

Buchstabe e gilt nicht für Beförderungen auf der Luftseite. 

8.1.5.2. Daneben unterliegen die von Luftfahrtunternehmen und reglementierten Lieferanten durchzuführenden Sicher­
heitskontrollen den zusätzlichen Bestimmungen eines gesonderten Beschlusses der Kommission. 

8.2. SCHUTZ VON BORDVORRÄTEN 

Die Einzelbestimmungen für den Schutz von Bordvorräten sind in einem gesonderten Beschluss der Kommis­
sion festgelegt. 

ANLAGE 8-A 

VERPFLICHTUNGSERKLÄRUNG 

REGLEMENTIERTER LIEFERANT VON BORDVORRÄTEN 

Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2008 zur 
Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt und ihrer Durchführungsbestimmungen 

erkläre ich hiermit: 

— die Informationen im Sicherheitsprogramm des Unternehmens sind nach meinem besten Wissen und Gewissen 
wahrheitsgemäß und gewissenhaft, 

— die in diesem Sicherheitsprogramm festgelegten Praktiken und Verfahren werden an allen durch das Programm 
abgedeckten Betriebsstandorten angewandt und beibehalten, 

— das genannte Sicherheitsprogramm wird korrigiert und angepasst, um allen künftigen relevanten Änderungen der EG- 
Rechtsvorschriften zu entsprechen, es sei denn, das Unternehmen [Name des Unternehmens] unterrichtet [Name der 
zuständigen Behörde], dass es künftig keine Lieferungen von Bordvorräten direkt in Luftfahrzeuge mehr durchzufüh­
ren wünscht (und folglich nicht mehr als reglementierter Lieferant tätig sein will), 

— das Unternehmen [Name des Unternehmens] unterrichtet [Name der zuständigen Behörde] schriftlich 

a) über kleinere Änderungen an seinem Sicherheitsprogramm, z. B. Name des Unternehmens, für die Sicherheit 
verantwortliche Person oder Kontaktangaben der Ansprechpartner, und zwar zeitnah, mindestens aber binnen 
10 Arbeitstagen, sowie 

b) über geplante größere Änderungen, z. B. neue Kontrollverfahren, umfangreichere Bauarbeiten, die die Einhaltung 
der einschlägigen EG-Rechtsvorschriften beeinträchtigen könnten, Betriebsstandort- oder Anschriftenwechsel, und 
zwar mindestens 15 Arbeitstage vor Beginn/der geplanten Veränderung. 

— um die Erfüllung der einschlägigen EG-Rechtsvorschriften zu gewährleisten, wird [Name des Unternehmens] bei allen 
Inspektionen den Anforderungen entsprechend uneingeschränkt kooperieren und den Inspektoren auf Verlangen 
Zugang zu allen Unterlagen gewähren; 

— [Name des Unternehmens] wird [Name der zuständigen Behörde] über alle schwerwiegenden Sicherheitsverstöße und 
verdächtige Umstände unterrichten, die in Bezug auf die Lieferungen von Bordvorräten relevant sein können, ins­
besondere über jeden Versuch, in den Lieferungen von Bordvorräten verbotene Gegenstände zu verstecken;
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— [Name des Unternehmens] wird sicherstellen, dass alle betroffenen Mitarbeiter eine angemessene Schulung erhalten 
und sich ihrer Sicherheitsverantwortung im Rahmen des Sicherheitsprogramms des Unternehmens bewusst sind, und 

— das Unternehmen [Name des Unternehmens] unterrichtet [Name der zuständigen Behörde], wenn es 

a) seine Tätigkeit einstellt, 

c) Lieferungen von Bordvorräten direkt in Luftfahrzeuge nicht mehr durchführt, oder 

d) die Anforderungen der einschlägigen EG-Rechtsvorschriften nicht mehr erfüllen kann. 

Ich übernehme die volle Verantwortung für diese Erklärung. 

Name: 

Stellung im Unternehmen: 

Datum: 

Unterschrift: 

ANLAGE 8-B 

VERPFLICHTUNGSERKLÄRUNG 

BEKANNTER LIEFERANT VON BORDVORRÄTEN 

Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2008 zur 
Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt und ihrer Durchführungsbestimmungen 

erkläre ich hiermit: 

— [Name des Unternehmens] erfüllt die Anforderungen der EG-Rechtsvorschriften; 

— um die Erfüllung der einschlägigen EG-Rechtsvorschriften zu gewährleisten, wird [Name des Unternehmens] bei allen 
Inspektionen den Anforderungen entsprechend uneingeschränkt kooperieren und den Inspektoren auf Verlangen 
Zugang zu allen Unterlagen gewähren; 

— [Name des Unternehmens] wird [Luftfahrtunternehmen oder reglementierter Lieferant, den es mit Bordvorräten 
beliefert] über alle schwerwiegenden Sicherheitsverstöße und verdächtige Umstände unterrichten, die in Bezug auf 
die Lieferungen von Bordvorräten relevant sein können, insbesondere über jeden Versuch, in den Lieferungen von 
Bordvorräten verbotene Gegenstände zu verstecken; 

— [Name des Unternehmens] wird sicherstellen, dass alle betroffenen Mitarbeiter eine angemessene Schulung erhalten 
und sich ihrer Sicherheitsverantwortung bewusst sind; und 

— das Unternehmen [Name des Unternehmens] wird [Luftfahrtunternehmen oder reglementierter Lieferant, den es mit 
Bordvorräten beliefert] unterrichten, wenn es 

a) seine Tätigkeit einstellt, oder 

b) die Anforderungen der einschlägigen EG-Rechtsvorschriften nicht mehr erfüllen kann. 

Ich übernehme die volle Verantwortung für diese Erklärung. 

Name: 

Stellung im Unternehmen: 

Datum: 

Unterschrift:
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9. FLUGHAFENLIEFERUNGEN 

9.0. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

9.0.1. Wenn nicht anderweitig bestimmt oder wenn die Durchführung der Kontrolle nicht von einer Behörde oder 
sonstigen Stelle sichergestellt wird, gewährleistet der Flughafenbetreiber die Durchführung der in diesem Kapitel 
beschriebenen Maßnahmen. 

9.0.2. Für die Zwecke dieses Kapitels gelten folgende Definitionen: 

a) „Flughafenlieferungen“: alle Gegenstände, die zum Verkauf, zur Verwendung oder zur Bereitstellung für be­
stimmte Zwecke oder Tätigkeiten in Sicherheitsbereichen von Flughäfen bestimmt sind; 

b) „bekannter Lieferant von Flughafenlieferungen“: Lieferant, dessen Verfahren gemeinsamen Sicherheitsvorschriften 
und -standards entsprechen, die ausreichen, um Flughafenlieferungen in Sicherheitsbereiche zu gestatten. 

9.0.3. Lieferungen gelten als Flughafenlieferungen, sobald erkennbar ist, dass sie zum Verkauf, zur Verwendung oder 
zur Bereitstellung in Sicherheitsbereichen von Flughäfen bestimmt sind. 

9.1. SICHERHEITSKONTROLLEN 

9.1.1. Sicherheitskontrollen — allgemeine Bestimmungen 

9.1.1.1. Flughafenlieferungen sind vor ihrer Verbringung in Sicherheitsbereiche zu kontrollieren, es sei denn, sie wurden 
von einem bekannten Lieferanten einer Sicherheitskontrolle unterzogen und anschließend bis zur Verbringung 
in den Sicherheitsbereich vor unbefugten Eingriffen geschützt. 

9.1.1.2. Flughafenlieferungen, die aus dem Sicherheitsbereich stammen, können von diesen Sicherheitskontrollen aus­
genommen werden. 

9.1.1.3. Jede Flughafenlieferung von einem bekannten Lieferanten, die Anzeichen einer Manipulation aufweist oder 
Anlass zu der Vermutung gibt, dass sie nach Durchführung der Sicherheitskontrollen nicht vor unbefugten 
Eingriffen geschützt wurde, ist zu kontrollieren. 

9.1.1.4. Bei der Anlieferung an der Verkaufsstelle im Sicherheitsbereich muss das Personal der Verkaufsstelle die Flug­
hafenlieferungen einer Sichtkontrolle unterziehen, um sicherzustellen, dass keine Anzeichen von Manipulation 
erkennbar sind. 

9.1.2. Kontrolle 

9.1.2.1. Bei der Kontrolle von Flughafenlieferungen muss das angewandte Mittel oder Verfahren der Art der Lieferung 
Rechnung tragen und hinreichend gewährleisten, dass die Lieferungen keine verbotenen Gegenstände enthalten. 

9.1.2.2. Daneben unterliegt die Kontrolle von Flughafenlieferungen den zusätzlichen Bestimmungen eines gesonderten 
Beschlusses der Kommission. 

9.1.3. Benennung bekannter Lieferanten 

9.1.3.1. Der Flughafenbetreiber benennt als bekannte Lieferanten Stellen, die Flughafenlieferungen durchführen und für 
die in Nummer 9.1.4 genannten Sicherheitskontrollen zuständig sind. 

9.1.3.2. Um als bekannter Lieferant benannt zu werden, muss die betreffende Stelle dem Flughafenbetreiber die „Ver­
pflichtungserklärung — Bekannter Lieferant von Flughafenlieferungen“ vorlegen, die in Anlage 9-A enthalten ist. 
Diese Erklärung wird von dem Bevollmächtigten oder der für die Sicherheit verantwortlichen Person unterzeich­
net. 

Die unterzeichnete Erklärung wird vom Flughafenbetreiber als Validierungsnachweis aufbewahrt. 

9.1.3.3. Erfolgen während eines Zeitraums von 2 Jahren keine Lieferungen, so erlischt der Status des bekannten 
Lieferanten. 

9.1.3.4. Haben die zuständige Behörde oder der Flughafenbetreiber Zweifel daran, dass der bekannte Lieferant die 
Anforderungen gemäß Nummer 9.1.4 noch erfüllt, entzieht der Flughafenbetreiber ihm den Status als bekannter 
Lieferant.
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9.1.4. Sicherheitskontrollen, die von bekannten Lieferanten durchzuführen sind 

Der bekannte Lieferant von Flughafenlieferungen 

a) benennt eine Person, die für die Sicherheit im Unternehmen zuständig ist, 

b) gewährleistet, dass Personen mit Zugang zu Flughafenlieferungen eine Schulung des Sicherheitsbewusstseins 
erhalten, bevor sie Zugang zu diesen Lieferungen erhalten, 

c) verhindert unbefugten Zugang zu seinem Betriebsgelände sowie den Flughafenlieferungen, 

d) gewährleistet hinreichend, dass in den Flughafenlieferungen keine verbotenen Gegenstände versteckt sind, 
und 

e) bringt manipulationssichere Siegel an allen Fahrzeugen und/oder Behältern an, in denen Flughafenlieferungen 
befördert werden. 

9.2. SCHUTZ VON FLUGHAFENLIEFERUNGEN 

Die Einzelbestimmungen für den Schutz von Flughafenlieferungen sind in einem gesonderten Beschluss der 
Kommission festgelegt. 

ANLAGE 9-A 

VERPFLICHTUNGSERKLÄRUNG 

BEKANNTER LIEFERANT VON FLUGHAFENLIEFERUNGEN 

Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2008 zur 
Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt und ihrer Durchführungsbestimmungen 

erkläre ich hiermit: 

— [Name des Unternehmens] erfüllt die Anforderungen der EG-Rechtsvorschriften; 

— um die Erfüllung der einschlägigen EG-Rechtsvorschriften zu gewährleisten, wird [Name des Unternehmens] bei allen 
Inspektionen den Anforderungen entsprechend uneingeschränkt kooperieren und den Inspektoren auf Verlangen 
Zugang zu allen Unterlagen gewähren; 

— [Name des Unternehmens] wird [zuständige Behörde und Flughafenbetreiber] über alle ernsthaften Sicherheitsverstöße 
und verdächtige Umstände unterrichten, die in Bezug auf die Flughafenlieferungen relevant sein können, insbesondere 
über jeden Versuch, in den Flughafenlieferungen gefährliche Gegenstände zu verstecken; 

— [Name des Unternehmens] wird sicherstellen, dass alle betroffenen Mitarbeiter eine angemessene Schulung erhalten 
und sich ihrer Sicherheitsverantwortung bewusst sind; ferner 

— das Unternehmen [Name des Unternehmens] unterrichtet [den Flughafenbetreiber], wenn es 

a) seine Tätigkeit einstellt oder 

b) die Anforderungen der einschlägigen EG-Rechtsvorschriften nicht mehr erfüllen kann. 

Ich übernehme die volle Verantwortung für diese Erklärung. 

Name: 

Stellung im Unternehmen: 

Datum: 

Unterschrift:
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10. SICHERHEITSMASSNAHMEN WÄHREND DES FLUGS 

Keine Bestimmungen in dieser Verordnung. 

11. EINSTELLUNG UND SCHULUNG VON PERSONAL 

11.0. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

11.0.1. Die Behörde, der Flughafenbetreiber, das Luftfahrtunternehmen oder sonstige Firma, die Personen einsetzt, die 
Maßnahmen durchführen oder für deren Durchführung verantwortlich sind, welche aufgrund des nationalen 
Sicherheitsprogramms für die Zivilluftfahrt nach Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 in ihrer 
Zuständigkeit liegen, stellt sicher, dass diese Personen die Anforderungen dieses Kapitels erfüllen. 

11.0.2. Im Sinne dieses Kapitels bedeutet „Zertifizierung“ eine förmliche Bewertung und Bestätigung durch eine 
zuständige Behörde oder in ihrem Namen, durch die nachgewiesen wird, dass die betreffende Person die 
einschlägige Ausbildung abgeschlossen hat und über die nötige Qualifikation verfügt, um die ihr zugewiesenen 
Aufgaben in angemessener Weise durchzuführen. 

11.0.3. Im Sinne dieses Kapitels bedeutet „Staat des Wohnsitzes“ jedes Land, in dem die Person 6 Monate oder länger 
ununterbrochen wohnhaft war, und „Lücke“ in Ausbildungs- oder Beschäftigungszeiten bedeutet jede Unter­
brechung von mehr als 28 Tagen. 

11.0.4. Die von Personen vor ihrer Einstellung erworbenen Qualifikationen können bei der Bewertung des Schulungs­
bedarfs im Rahmen dieses Kapitels berücksichtigt werden. 

11.1. EINSTELLUNG 

11.1.1. Personen, die eingestellt werden, um Kontrollen und Zugangskontrollen oder andere Sicherheitskontrollen in 
Sicherheitsbereichen durchzuführen oder die Verantwortung für die Durchführung dieser Kontrollen über­
nehmen sollen, müssen eine Zuverlässigkeitsüberprüfung erfolgreich durchlaufen haben. 

11.1.2. Personen, die eingestellt werden, um Kontrollen und Zugangskontrollen oder andere Sicherheitskontrollen in 
anderen Bereichen als Sicherheitsbereichen durchzuführen oder die Verantwortung für die Durchführung dieser 
Kontrollen übernehmen sollen, müssen eine Zuverlässigkeitsüberprüfung oder eine beschäftigungsbezogene 
Überprüfung erfolgreich durchlaufen haben. Wenn in dieser Verordnung nicht anders bestimmt, entscheidet 
die zuständige Behörde nach Maßgabe der anwendbaren nationalen Vorschriften, ob eine Zuverlässigkeitsüber­
prüfung oder eine beschäftigungsbezogene Überprüfung durchzuführen ist. 

11.1.3. Nach Maßgabe der gemeinschaftlichen und der nationalen Vorschriften umfasst eine Zuverlässigkeitsüberprü­
fung zumindest: 

a) die Feststellung der Identität der betreffenden Person anhand der zum Nachweis vorgelegten Papiere, 

b) die Prüfung der Strafregistereinträge in allen Staaten des Wohnsitzes mindestens während der letzten 5 
Jahre, und 

c) die Erfassung von Lücken bei Beschäftigungs- und Ausbildungszeiten sowie sonstigen Lücken mindestens 
während der letzten 5 Jahre. 

11.1.4. Nach Maßgabe der gemeinschaftlichen und der nationalen Vorschriften umfasst eine beschäftigungsbezogene 
Überprüfung zumindest: 

a) die Feststellung der Identität der betreffenden Person anhand der zum Nachweis vorgelegten Papiere, 

b) die Erfassung von Lücken bei Beschäftigungs- und Ausbildungszeiten sowie sonstigen Lücken mindestens 
während der letzten 5 Jahre, und 

c) die Aufforderung der betreffenden Person zur Unterzeichnung einer Erklärung, in der sämtliche Straffäl­
ligkeiten in allen Staaten des Wohnsitzes mindestens während der letzten 5 Jahre aufgeführt sind. 

11.1.5. Die Zuverlässigkeitsüberprüfung oder die beschäftigungsbezogene Überprüfung sind durchzuführen, bevor die 
betreffende Person an Sicherheitsschulungen teilnimmt, die den Zugang zu öffentlich nicht zugänglichen 
Informationen umfassen. 

11.1.6. Das Einstellungsverfahren für alle Personen, die gemäß den Nummern 11.1.1 und 11.1.2 eingestellt werden, 
umfasst zumindest eine schriftliche Bewerbung und ein Einstellungsgespräch zur Erstbewertung von Fähig­
keiten und Eignungen.
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11.1.7. Personen, die zur Durchführung von Sicherheitskontrollen eingestellt werden, müssen über die erforderlichen 
mentalen und physischen Fähigkeiten und Eignungen zur wirksamen Wahrnehmung der ihnen zugewiesenen 
Aufgaben verfügen und sind bereits zu Anfang des Einstellungsverfahrens auf die Art dieser Anforderungen 
hinzuweisen. 

Diese Fähigkeiten und Eignungen sind im Einstellungsverfahren sowie ggf. vor Ende der Probezeit zu bewerten. 

11.1.8. Die Einstellungsunterlagen, einschließlich der Ergebnisse etwaiger Bewertungstests, sind für alle Personen, die 
gemäß den Nummern 11.1.1 und 11.1.2 eingestellt werden, mindestens für die Dauer der Laufzeit ihres 
Vertrags aufzubewahren. 

11.2. SCHULUNG 

11.2.1. Allgemeine Schulungsauflagen 

11.2.1.1. Das Personal muss die einschlägige Schulung erfolgreich abgeschlossen haben, bevor es Sicherheitskontrollen 
unbeaufsichtigt durchführen darf. 

11.2.1.2. Die Schulung von Personen, die die in Nummer 11.2.3.1 bis 11.2.3.5 und Nummer 11.2.4 genannten 
Aufgaben durchführen, umfasst theoretische, praktische und einsatzspezifische Elemente. 

11.2.1.3. Die Schulungsinhalte müssen von der zuständigen Behörde festgelegt oder genehmigt werden, bevor: 

a) ein Ausbilder Schulungen aufgrund der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 und ihrer Durchführungsbestim­
mungen durchführt, oder 

b) computergestützte Schulungen stattfinden, um die Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 und 
ihrer Durchführungsbestimmungen zu erfüllen. 

Computergestützte Schulungen können mit oder ohne Unterstützung durch einen Ausbilder durchgeführt 
werden. 

11.2.1.4. Die Schulungsnachweise aller geschulten Personen werden zumindest für die Dauer der Laufzeit ihres Vertrags 
aufbewahrt. 

11.2.2. Basisschulung 

Die Basisschulung von Personen, die die in Nummer 11.2.3.1, 11.2.3.4 und 11.2.3.5 sowie 11.2.4, 11.2.5 und 
11.5 aufgeführten Aufgaben durchführen, muss folgende Qualifikationen gewährleisten: 

a) Kenntnis über frühere unrechtmäßige Eingriffe in der Zivilluftfahrt, Terroranschläge und aktuelle Bedro­
hungen, 

b) Kenntnis der Rechtsvorschriften für die Luftsicherheit, 

c) Kenntnis über Ziele und Struktur der Luftsicherheit, einschließlich der Verpflichtungen und Zuständigkeiten 
von Personen, die Sicherheitskontrollen durchführen, 

d) Kenntnis der Verfahren für Zugangskontrollen, 

e) Kenntnis der auf dem betreffenden Flughafen verwendeten Ausweise, 

f) Kenntnis der Verfahren für das Anhalten von Personen und der Umstände, unter denen Personen ange­
halten oder gemeldet werden sollten, 

g) Kenntnis der Meldeverfahren, 

h) Fähigkeit zur Identifizierung verbotener Gegenstände,
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i) Fähigkeit zur angemessenen Reaktion auf sicherheitsrelevante Zwischenfälle, 

j) Kenntnis der möglichen Einflüsse von menschlichem Verhalten und menschlichen Reaktionen auf das 
Niveau der Sicherheit und 

k) Fähigkeit, klar und selbstsicher zu kommunizieren. 

11.2.3. Tätigkeitsspezifische Schulung von Personen, die Sicherheitskontrollen durchführen 

11.2.3.1. Die tätigkeitsspezifische Schulung von Personen, die für die Kontrolle von Personen, Handgepäck, mitgeführten 
Gegenständen und aufgegebenem Gepäck zuständig sind, muss folgende Qualifikationen gewährleisten: 

a) Kenntnis der Konfiguration der jeweiligen Kontrollstelle und der Kontrollverfahren, 

b) Kenntnis der Möglichkeiten zum Verstecken verbotener Gegenstände, 

c) Fähigkeit zur angemessenen Reaktion auf die Entdeckung verbotener Gegenstände, 

d) Kenntnis der Möglichkeiten und Grenzen der verwendeten Sicherheitsausrüstung oder Kontrollverfahren, 

e) Kenntnis der Sofortmaßnahmen, 

sowie in Fällen, in denen die der betreffenden Person zugewiesenen Aufgaben dies erfordern: 

f) zwischenmenschliche Kompetenzen, insbesondere Fähigkeit im Umgang mit kulturellen Unterschieden und 
mit potenziell gefährlichen Fluggästen, 

g) Kenntnis der Techniken für Durchsuchungen von Hand, 

h) Fähigkeit zur Durchführung von Durchsuchungen von Hand mit ausreichender Zuverlässigkeit, um die 
Entdeckung versteckter verbotener Gegenstände hinreichend zu gewährleisten, 

i) Kenntnis der Ausnahmen von Kontrollen und besonderer Sicherheitsverfahren, 

j) Fähigkeit zur Bedienung der eingesetzten Sicherheitsausrüstung, 

k) Fähigkeit zur korrekten Deutung der von der Sicherheitsausrüstung angezeigten Bilder und 

l) Kenntnis der Schutzanforderungen für aufgegebenes Gepäck. 

11.2.3.2. Die Schulung von Personen, die Fracht und Post kontrollieren, muss folgende Qualifikationen gewährleisten: 

a) Kenntnis über frühere unrechtmäßige Eingriffe in der Zivilluftfahrt, Terroranschläge und aktuelle Bedro­
hungen, 

b) Kenntnis der einschlägigen Rechtsvorschriften, 

c) Kenntnis über Ziele und Struktur der Luftsicherheit, einschließlich der Verpflichtungen und Zuständigkeiten 
von Personen, die die Sicherheit der Lieferkette kontrollieren, 

d) Fähigkeit zur Identifizierung verbotener Gegenstände, 

e) Fähigkeit zur angemessenen Reaktion auf die Entdeckung verbotener Gegenstände, 

f) Kenntnis der Möglichkeiten und Grenzen der verwendeten Sicherheitsausrüstung oder Kontrollverfahren,
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g) Kenntnis der Möglichkeiten zum Verstecken verbotener Gegenstände, 

h) Kenntnis der Sofortmaßnahmen, 

i) Kenntnis der Schutzanforderungen für Fracht und Post, 

sowie in Fällen, in denen die der betreffenden Person zugewiesenen Aufgaben dies erfordern: 

j) Kenntnis der Anforderungen für die Kontrolle von Fracht und Post, einschließlich Ausnahmen und be­
sondere Sicherheitsverfahren, 

k) Kenntnis der jeweiligen Kontrollmethoden für die verschiedenen Arten von Fracht und Post, 

l) Kenntnis der Techniken für Durchsuchungen von Hand, 

m) Fähigkeit zur Durchführung von Durchsuchungen von Hand mit ausreichender Zuverlässigkeit, um die 
Entdeckung versteckter verbotener Gegenstände hinreichend zu gewährleisten, 

n) Fähigkeit zur Bedienung der eingesetzten Sicherheitsausrüstung, 

o) Fähigkeit zur korrekten Deutung der von der Sicherheitsausrüstung angezeigten Bilder und 

p) Kenntnis der Beförderungsanforderungen. 

11.2.3.3. Die Schulung von Personen, die Kontrollen bei Post oder Material von Luftfahrtunternehmen, Bordvorräten 
und Flughafenlieferungen durchführen, muss folgende Qualifikationen gewährleisten: 

a) Kenntnis über frühere unrechtmäßige Eingriffe in der Zivilluftfahrt, Terroranschläge und aktuelle Bedro­
hungen, 

b) Kenntnis der einschlägigen Rechtsvorschriften, 

c) Kenntnis über Ziele und Struktur der Luftsicherheit, einschließlich der Verpflichtungen und Zuständigkeiten 
von Personen, die die Sicherheit der Lieferkette kontrollieren, 

d) Fähigkeit zur Identifizierung verbotener Gegenstände, 

e) Fähigkeit zur angemessenen Reaktion auf die Entdeckung verbotener Gegenstände, 

f) Kenntnis der Möglichkeiten zum Verstecken verbotener Gegenstände, 

g) Kenntnis der Sofortmaßnahmen, 

h) Kenntnis der Möglichkeiten und Grenzen der verwendeten Sicherheitsausrüstung oder Kontrollverfahren, 

sowie in Fällen, in denen die der betreffenden Person zugewiesenen Aufgaben dies erfordern: 

i) Kenntnis der Techniken für Durchsuchungen von Hand, 

j) Fähigkeit zur Durchführung von Durchsuchungen von Hand mit ausreichender Zuverlässigkeit, um die 
Entdeckung versteckter verbotener Gegenstände hinreichend zu gewährleisten,
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k) Fähigkeit zur Bedienung der eingesetzten Sicherheitsausrüstung, 

l) Fähigkeit zur korrekten Deutung der von der Sicherheitsausrüstung angezeigten Bilder und 

m) Kenntnis der Beförderungsanforderungen. 

11.2.3.4. Die spezifische Schulung von Personen, die Fahrzeugkontrollen durchführen, muss folgende Qualifikationen 
gewährleisten: 

a) Kenntnis der rechtlichen Anforderungen für die Fahrzeugkontrolle, einschließlich Ausnahmen und beson­
dere Sicherheitsverfahren, 

b) Fähigkeit zur angemessenen Reaktion auf die Entdeckung verbotener Gegenstände, 

c) Kenntnis der Möglichkeiten zum Verstecken verbotener Gegenstände, 

d) Kenntnis der Sofortmaßnahmen, 

e) Kenntnis der Techniken für Fahrzeugkontrollen und 

f) Fähigkeit zur Durchführung von Fahrzeugkontrollen mit ausreichender Zuverlässigkeit, um die Entdeckung 
versteckter verbotener Gegenstände hinreichend zu gewährleisten 

11.2.3.5. Die spezifische Schulung von Personen, die Zugangskontrollen an einem Flughafen sowie Überwachungen und 
Streifengänge durchführen, muss folgende Qualifikationen gewährleisten: 

a) Kenntnis der rechtlichen Anforderungen für Zugangskontrollen, einschließlich Ausnahmen und besondere 
Sicherheitsverfahren, 

b) Kenntnis der auf dem betreffenden Flughafen verwendeten Zugangskontrollsysteme, 

c) Kenntnis der Genehmigungen, einschließlich Flughafenausweise und Fahrzeugausweise, die zum Zugang zu 
den Bereichen der Luftseite berechtigen, sowie Fähigkeit, diese Zulassungen zu erkennen, 

d) Kenntnis der Verfahren für Streifengänge, das Anhalten von Personen und der Umstände, unter denen 
Personen angehalten oder gemeldet werden sollten, 

e) Fähigkeit zur angemessenen Reaktion auf die Entdeckung verbotener Gegenstände, 

f) Kenntnis der Sofortmaßnahmen und 

g) zwischenmenschliche Kompetenzen, insbesondere Fähigkeit im Umgang mit kulturellen Unterschieden und 
mit potenziell gefährlichen Fluggästen. 

11.2.3.6. Die Schulung von Personen, die Luftfahrzeug-Sicherheitsdurchsuchungen durchführen, muss folgende Qualifi­
kationen gewährleisten: 

a) Kenntnis der Rechtsvorschriften für Luftfahrzeug-Sicherheitsdurchsuchungen, 

b) Kenntnis der Konfiguration des/der Luftfahrzeugtyp(en), an dem/denen die Person die Luftfahrzeug-Sicher­
heitsdurchsuchungen durchzuführen hat, 

c) Fähigkeit zur Identifizierung verbotener Gegenstände,
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d) Fähigkeit zur angemessenen Reaktion auf die Entdeckung verbotener Gegenstände, 

e) Kenntnis der Möglichkeiten zum Verstecken verbotener Gegenstände und 

f) Fähigkeit zur Durchführung von Luftfahrzeug-Sicherheitsdurchsuchungen mit ausreichender Zuverlässigkeit, 
um die Entdeckung versteckter verbotener Gegenstände hinreichend zu gewährleisten. 

11.2.3.7. Die Schulung von Personen, die mit der Sicherung von Luftfahrzeugen betraut sind, muss folgende Qualifi­
kationen gewährleisten: 

a) Kenntnis der Verfahren für die Sicherung der Luftfahrzeuge und die Verhinderung des unbefugten Zugangs 
zu ihnen, 

b) Kenntnis der Verfahren zum Versiegeln von Luftfahrzeugen, wenn anwendbar, 

c) Kenntnis der auf dem betreffenden Flughafen verwendeten Ausweise, 

d) Kenntnis der Verfahren für das Anhalten von Personen und der Umstände, unter denen Personen ange­
halten oder gemeldet werden sollten und 

e) Kenntnis der Sofortmaßnahmen. 

11.2.3.8. Die Schulung von Personen, die mit der Zuordnung von aufgegebenem Gepäck betraut sind, muss folgende 
Qualifikationen gewährleisten: 

a) Kenntnis über frühere unrechtmäßige Eingriffe in der Zivilluftfahrt, Terroranschläge und aktuelle Bedrohun­
gen, 

b) Kenntnis der einschlägigen Rechtsvorschriften, 

c) Kenntnis über Ziele und Struktur der Luftsicherheit, einschließlich der Verpflichtungen und Zuständigkeiten 
von Personen, die Sicherheitskontrollen durchführen, 

d) Fähigkeit zur angemessenen Reaktion auf die Entdeckung verbotener Gegenstände, 

e) Kenntnis der Sofortmaßnahmen, 

f) Kenntnis der Anforderungen und Techniken für die Zuordnung von Fluggästen und Gepäck und 

g) Kenntnis der Schutzanforderungen für Material von Luftfahrtunternehmen, das für die Abfertigung von 
Fluggästen und Gepäck verwendet wird. 

11.2.3.9. Die Schulung von Personen, die andere Kontrollen als Sicherheitskontrollen bei Fracht und Post durchführen 
oder die Zugang zu identifizierbarer Luftfracht oder Luftpost haben, muss folgende Qualifikationen gewähr­
leisten: 

a) Kenntnis über frühere unrechtmäßige Eingriffe in der Zivilluftfahrt, Terroranschläge und aktuelle Bedro­
hungen, 

b) Kenntnis der einschlägigen Rechtsvorschriften, 

c) Kenntnis über Ziele und Struktur der Luftsicherheit, einschließlich der Verpflichtungen und Zuständigkeiten 
von Personen, die die Sicherheit der Lieferkette kontrollieren, 

d) Kenntnis der Verfahren für das Anhalten von Personen und der Umstände, unter denen Personen ange­
halten oder gemeldet werden sollten, 

e) Kenntnis der Meldeverfahren, 

f) Fähigkeit zur Identifizierung verbotener Gegenstände,
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g) Fähigkeit zur angemessenen Reaktion auf die Entdeckung verbotener Gegenstände, 

h) Kenntnis der Möglichkeiten zum Verstecken verbotener Gegenstände, 

i) Kenntnis der Schutzanforderungen für Fracht und Post und 

j) Kenntnis der Beförderungsanforderungen, wenn anwendbar. 

11.2.3.10. Die Schulung von Personen, die andere Kontrollen als Sicherheitskontrollen bei Post oder Material von Luft­
fahrtunternehmen, Bordvorräten und Flughafenlieferungen durchführen, muss folgende Qualifikationen ge­
währleisten: 

a) Kenntnis über frühere unrechtmäßige Eingriffe in der Zivilluftfahrt, Terroranschläge und aktuelle Bedro­
hungen, 

b) Kenntnis der einschlägigen Rechtsvorschriften, 

c) Kenntnis über Ziele und Struktur der Luftsicherheit, einschließlich der Verpflichtungen und Zuständigkeiten 
von Personen, die Sicherheitskontrollen durchführen, 

d) Kenntnis der Verfahren für das Anhalten von Personen und der Umstände, unter denen Personen ange­
halten oder gemeldet werden sollten, 

e) Kenntnis der Meldeverfahren, 

f) Fähigkeit zur Identifizierung verbotener Gegenstände, 

g) Fähigkeit zur angemessenen Reaktion auf die Entdeckung verbotener Gegenstände, 

h) Kenntnis der Möglichkeiten zum Verstecken verbotener Gegenstände, 

i) Kenntnis der jeweils geltenden Schutzanforderungen für Post oder Material von Luftfahrtunternehmen, 
Bordvorräte und Flughafenlieferungen und 

j) Kenntnis der Beförderungsanforderungen, wenn anwendbar. 

11.2.4. Spezifische Schulung von Personen, die mit der unmittelbaren Aufsicht über Personen betraut sind, 
die Sicherheitskontrollen durchführen (Aufsichtspersonal) 

Die spezifische Schulung von Aufsichtspersonal muss zusätzlich zu den Qualifikationen der beaufsichtigten 
Personen folgende Qualifikationen gewährleisten: 

a) Kenntnis der einschlägigen Rechtsvorschriften und der Verfahren für ihre Einhaltung, 

b) Kenntnis der Aufsichtsaufgaben, 

c) Kenntnis der internen Qualitätskontrolle, 

d) Fähigkeit zur angemessenen Reaktion auf die Entdeckung verbotener Gegenstände, 

e) Kenntnis der Sofortmaßnahmen,
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f) Fähigkeit zur Betreuung und Schulung am Arbeitsplatz und zur Motivation anderer, 

sowie in Fällen, in denen die der betreffenden Person zugewiesenen Aufgaben dies erfordern: 

g) Kenntnisse in Techniken der Konfliktbewältigung und 

h) Kenntnis der Möglichkeiten und Grenzen der verwendeten Sicherheitsausrüstung oder Kontrollverfahren. 

11.2.5. Spezifische Schulung von Personen, die auf nationaler oder lokaler Ebene allgemeine Verantwortung 
dafür tragen, dass ein Sicherheitsprogramm und seine Durchführung allen Rechtsvorschriften ent­
spricht (Sicherheitsbeauftragte) 

Die spezifische Schulung von Sicherheitsbeauftragten muss folgende Qualifikationen gewährleisten: 

a) Kenntnis der einschlägigen Rechtsvorschriften und der Verfahren für ihre Einhaltung, 

b) Kenntnisse der internen, nationalen, gemeinschaftlichen und internationalen Qualitätskontrolle, 

c) Fähigkeit zur Motivation anderer, 

d) Kenntnis der Möglichkeiten und Grenzen der verwendeten Sicherheitsausrüstung oder Kontrollverfahren. 

11.2.6. Schulung von anderen Personen als Fluggästen, die unbegleiteten Zugang zu Sicherheitsbereichen 
benötigen 

11.2.6.1. Andere Personen als Fluggäste, die unbegleiteten Zugang zu Sicherheitsbereichen benötigen, und nicht unter 
die Nummern 11.2.3 bis 11.2.5 und 11.5 fallen, erhalten eine Schulung des Sicherheitsbewusstseins, bevor sie 
eine Genehmigung erhalten, die unbegleiteten Zugang zu Sicherheitsbereichen verschafft. 

11.2.6.2. Die Schulung des Sicherheitsbewusstseins muss folgende Qualifikationen gewährleisten: 

a) Kenntnis über frühere unrechtmäßige Eingriffe in der Zivilluftfahrt, Terroranschläge und aktuelle Bedro­
hungen, 

b) Kenntnis der einschlägigen Rechtsvorschriften, 

c) Kenntnis über Ziele und Struktur der Luftsicherheit, einschließlich der Verpflichtungen und Zuständigkeiten 
von Personen, die Sicherheitskontrollen durchführen, 

d) Kenntnis der Konfiguration der jeweiligen Kontrollstelle und der Kontrollverfahren, 

e) Kenntnisse über die Zugangskontrolle und die einschlägigen Kontrollverfahren, 

f) Kenntnis der auf dem betreffenden Flughafen verwendeten Flughafenausweise, 

g) Kenntnis der Meldeverfahren und 

h) Fähigkeit zur angemessenen Reaktion auf sicherheitsrelevante Zwischenfälle. 

11.2.6.3. Jede Person, die an einer Schulung des Sicherheitsbewusstseins teilnimmt, muss ihre Kenntnis aller in Nummer 
11.2.6.2 aufgeführten Themen nachweisen, bevor sie eine Genehmigung erhält, die ihr unbegleiteten Zugang 
zu Sicherheitsbereichen verschafft. 

11.3. ZERTIFIZIERUNG ODER ZULASSUNG 

11.3.1. Für Personen, die die in Nummer 11.2.3.1. bis 11.2.3.5 aufgeführten Aufgaben durchführen, gilt: 

a) sie benötigen eine Erstzertifizierung oder -zulassung; 

b) bei Personen, die Röntgen- oder EDS-Ausrüstungen bedienen, ist eine erneute Zertifizierung zumindest alle 
3 Jahre erforderlich; 

c) bei allen sonstigen Personen ist mindestens alle 5 Jahre erneut eine Zertifizierung oder Zulassung erfor­
derlich.
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11.3.2. Personen, die Röntgen- oder EDS-Ausrüstungen bedienen, müssen im Rahmen der Erstzertifizierung oder 
-zulassung einen standardisierten Bildauswertungstest bestehen. 

11.3.3. Das Verfahren der erneuten Zertifizierung oder Genehmigung für Personen, die Röntgen- oder EDS-Ausrüs­
tungen bedienen, umfasst sowohl den standardisierten Bildauswertungstest als auch eine Bewertung der Ar­
beitsleistung. 

11.3.4. Wird das Verfahren der erneuten Zertifizierung oder Genehmigung nicht vollständig innerhalb einer angemes­
senen Frist (die in der Regel drei Monate nicht überschreitet) abgeschlossen, werden die diesbezüglichen 
Sicherheitszulassungen entzogen. 

11.3.5. Die Zertifizierungs- oder Zulassungsnachweise aller Personen, die eine Zertifizierung oder Zulassung durch­
laufen haben, werden zumindest für die Dauer der Laufzeit ihres Vertrags aufbewahrt. 

11.4. FORTBILDUNG 

11.4.1. Personen, die Röntgen- oder EDS-Ausrüstungen bedienen, müssen sich Fortbildungen unterziehen, die Bild­
erkennungsschulungen und Tests umfassen. Mögliche Formen sind: 

a) Unterricht im Schulungsräumen und/oder computergestützt oder 

b) TIP-Fortbildung am Arbeitsplatz, sofern eine TIP-Bibliothek mit mindestens 6 000 Bildern, wie unten 
angegeben, mit der eingesetzten Röntgen- oder EDS-Ausrüstung verwendet wird und die betreffende Person 
mindestens ein Drittel ihrer Arbeitszeit mit dieser Ausrüstung arbeitet. 

Die Testergebnisse werden der betreffenden Person vorgelegt und archiviert, sie können bei der erneuten 
Zertifizierung oder Genehmigung berücksichtigt werden. 

Die Fortbildung der betroffenen Personen in Schulungsräumen oder als computergestützte Fortbildung muss 
Bilderkennungsschulungen und Tests im Umfang von mindestens 6 Stunden pro Halbjahr umfassen. Dabei ist 
eine Bildbibliothek mit mindestens 1 000 Bildern von mindestens 250 verschiedenen gefährlichen Gegen­
ständen, einschließlich Bildern von Teilen gefährlicher Gegenstände, zu verwenden, wobei jeder Gegenstand 
in Bildern aus verschiedenen Winkeln zu präsentieren ist. Für die Fortbildung und die Tests ist eine nicht 
vorhersehbare Auswahl von Bildern aus der Bibliothek zu verwenden. 

Bei der TIP-Fortbildung am Arbeitsplatz muss die TIP-Bibliothek mindestens 6 000 Bilder von mindestens 
1 500 verschiedenen gefährlichen Gegenständen, einschließlich Bildern von Teilen gefährlicher Gegenstände, 
umfassen, wobei jeder Gegenstand in Bildern aus verschiedenen Winkeln zu präsentieren ist. 

11.4.2. Personen, die die in Nummer 11.2 aufgeführten Aufgaben durchführen, jedoch andere als die in Nummer 
11.4.1 genannten, müssen sich Fortbildungen in geeigneten Intervallen unterziehen, die eine Aufrechterhaltung 
der Qualifikationen und eine Aneignung neuer Qualifikationen entsprechend den Sicherheitsentwicklungen 
gewährleisten. 

Fortbildungen 

a) betreffen Qualifikationen, die bei der ersten Grundausbildung und spezifischen Ausbildung erworben wur­
den, und erfolgen mindestens einmal alle fünf Jahre, oder — wenn die Qualifikationen über 6 Monate nicht 
angewandt wurden — vor der Wiederaufnahme der sicherheitsrelevanten Tätigkeiten, und 

b) haben neue oder erweiterte Qualifikationen zum Gegenstand, die erforderlich sind, um Personen, die 
Sicherheitskontrollen durchführen oder für ihre Durchführung verantwortlich sind, zeitnah für neue Be­
drohungen zu sensibilisieren und sie mit neuen Rechtsvorschriften rechtzeitig zum Zeitpunkt ihrer An­
wendbarkeit vertraut zu machen. 

Die unter a genannten Anforderungen gelten nicht für Qualifikationen, die bei spezifischen Ausbildungen 
erworben wurden und für die der betreffenden Person zugewiesenen Aufgaben nicht mehr benötigt werden.
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11.4.3. Die Fortbildungsnachweise aller ausgebildeten Personen werden zumindest für die Dauer der Laufzeit ihres 
Vertrags aufbewahrt. 

11.5. QUALIFIKATION VON AUSBILDERN UND UNABHÄNGIGEN VALIDIERERN 

11.5.1. Die zuständige Behörde führt Listen anerkannter Ausbilder und bei Bedarf unabhängiger Validierer, die den 
Anforderungen gemäß 11.5.2, 11.5.3 oder 11.5.4 entsprechen, oder hat Zugriff auf diese Listen. 

11.5.2. Ausbilder und unabhängige Validierer müssen eine Zuverlässigkeitsüberprüfung gemäß Nummer 11.1.3 erfolg­
reich absolviert haben und die einschlägigen Qualifikationen oder Kenntnisse nachweisen. Unabhängige Vali­
dierer dürfen keinerlei vertragliche oder finanzielle Verpflichtungen gegenüber den Flughafenbetreibern, Luft­
fahrtunternehmen oder sonstigen Stellen haben, mit deren Überprüfung sie beauftragt wurden. 

11.5.3. Ausbilder, die eingestellt wurden oder in dieser Verordnung genannte Schulungen durchgeführt haben, bevor 
die Verordnung in Kraft getreten ist, müssen der zuständigen Behörde zumindest nachweisen, dass sie 

a) über die in Nummer 11.5.5 genannten Kenntnisse und Qualifikationen verfügen und 

b) nur Schulungen durchführen, die von der zuständigen Behörde gemäß Nummer 11.2.1.3 genehmigt wur­
den. 

11.5.4. Unabhängige Validierer, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung eingestellt wurden, müssen der zuständigen 
Behörde zumindest nachweisen, dass sie 

a) über die in Nummer 11.5.6 genannten Qualifikationen verfügen und 

b) frei von jeglichen vertraglichen oder finanziellen Verpflichtungen gegenüber den zu überwachenden Flug­
hafenbetreibern, Luftfahrtunternehmen oder Stellen sind. 

11.5.5. Voraussetzung für eine Zertifizierung als Ausbilder mit Qualifikation für Schulungen gemäß den Nummern 
11.2.3.1 bis 11.2.3.5 sowie 11.2.4 und 11.2.5 sind Kenntnisse des Arbeitsumfeldes in dem relevanten Bereich 
der Luftsicherheit sowie Qualifikationen und Kompetenzen in folgenden Bereichen: 

a) Schulungstechniken und 

b) zu vermittelnde Elemente der Sicherheit. 

11.5.6. Voraussetzung für eine Zertifizierung als unabhängiger Validierer sind Kenntnisse des Arbeitsumfeldes in dem 
relevanten Bereich der Luftsicherheit sowie Qualifikationen und Kompetenzen in folgenden Bereichen: 

a) Qualitätskontrolle und 

b) zu validierende oder zu überwachende Sicherheitsbereiche. 

11.5.7. Die zuständige Behörde übernimmt entweder selbst die Schulung von Ausbildern und unabhängigen Validie­
rern oder genehmigt und führt eine Liste geeigneter Sicherheitsschulungskurse. Die zuständige Behörde stellt 
sicher, dass Ausbilder und unabhängige Validierer regelmäßig Schulungen oder Informationen zu Entwick­
lungen in den relevanten Bereichen erhalten. 

11.5.8. Stellt die zuständige Behörde fest, dass die Schulung durch einen qualifizierten Ausbilder nicht mehr zu den 
einschlägigen Qualifikationen führt, entzieht sie entweder die Genehmigung für die Schulung oder stellt je nach 
Sachlage sicher, dass der betreffende Ausbilder suspendiert oder von der Liste der qualifizierten Ausbilder 
gestrichen wird. 

11.6. GEGENSEITIGE ANERKENNUNG DER SCHULUNG 

Qualifikationen, die eine Person in einem Mitgliedstaat erworben hat, um die Anforderungen der Verordnung 
(EG) Nr. 300/2008 und ihren Durchführungsbestimmungen zu erfüllen, werden in anderen Mitgliedstaaten 
berücksichtigt.
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12. SICHERHEITSAUSRÜSTUNG 

12.0. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

12.0.1. Die Behörde, der Betreiber oder die Stelle, die Ausrüstungen für die Durchführung der Maßnahmen einsetzt, für 
die sie/er aufgrund des nationalen Sicherheitsprogramms für die Zivilluftfahrt nach Artikel 10 der Verordnung 
(EG) Nr. 300/2008 zuständig ist, stellt durch vertretbare Maßnahmen sicher, dass die Ausrüstungen den 
Anforderungen dieses Kapitels entsprechen. 

Informationen, die gemäß dem Beschluss 2001/844/EG, EGKS, Euratom der Kommission ( 1 ) als Verschluss­
sache eingestuft sind, erhalten die Hersteller von der zuständigen Behörde nur in dem Umfang, in dem die 
betreffenden Kenntnisse benötigt werden. 

12.0.2. Alle Teile der Sicherheitsausrüstungen sind routinemäßig zu überprüfen. 

12.1. METALLDETEKTORSCHLEUSEN (WTMD) 

12.1.1. Allgemeine Grundsätze 

12.1.1.1. Metalldetektorschleusen (WTMD) müssen in der Lage sein, zumindest spezifische Metallgegenstände einzeln 
oder zusammen mit anderen Objekten per Alarm aufzuspüren. 

12.1.1.2. Die Aufspürung in der WTMD erfolgt unabhängig von der Lage und der Ausrichtung des Metallgegenstandes. 

12.1.1.3. Die WTMD ist fest auf einer soliden Unterlage zu installieren. 

12.1.1.4. Die WTMD muss eine visuelle Anzeige haben, die erkennbar macht, dass die Ausrüstung in Betrieb ist. 

12.1.1.5. Die Vorrichtungen zur Justierung der Detektionseinstellungen der WTMD müssen geschützt und nur für 
befugte Personen zugänglich sein. 

12.1.1.6. Die WTMD muss bei Entdeckung der in Nummer 12.1.1.1 genannten Metallgegenstände sowohl einen opti­
schen als auch einen akustischen Alarm auslösen. Beide Alarmtypen müssen bis auf eine Entfernung von zwei 
Metern wahrnehmbar sein. 

12.1.1.7. Der visuelle Alarm muss einen Hinweis auf die Intensität des von der WTMD aufgefangenen Signals geben. 

12.1.1.8. Die WTMD ist so aufzustellen, dass ihr Betrieb nicht durch Störquellen beeinträchtigt wird. 

12.1.2. Standards für WTMD 

12.1.2.1. Für WTMD gelten zwei Standards. Die einzelnen Anforderungen dieser Standards sind in einem gesonderten 
Beschluss der Kommission festgelegt. 

12.1.2.2. Alle WTMD müssen dem Standard 1 entsprechen. 

Die Gültigkeit von Standard 1 erlischt am 1. Januar 2011. 

12.1.2.3. Standard 2 gilt für Metalldetektorschleusen, die seit dem 5. Januar 2007 installiert wurden, es sei denn, es 
wurde bereits vor diesem Zeitpunkt ein Vertrag zur Installierung einer Metalldetektorschleuse gemäß Standard 
1 geschlossen. 

Alle Metalldetektorschleusen haben Standard 2 bis zum 1. Januar 2011 zu erfüllen. 

12.1.3. Zusätzliche Anforderungen für WTMD 

Alle WTMD, für die ein Installierungsvertrag seit dem 5. Januar 2007 abgeschlossen wurde, müssen folgende 
Eigenschaften aufweisen: 

a) Abgabe eines akustischen und/oder optischen Signals bei einem Prozentsatz von Personen, die durch die 
WTMD gehen und keinen Alarm im Sinne von Nummer 12.1.1.1 ausgelöst haben. Es muss möglich sein, 
den Prozentsatz einzustellen; und
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b) Erfassung der Anzahl der kontrollierten Personen, ausgenommen Personen, die die WTMD in Gegenrich­
tung durchqueren, und 

c) Erfassung der Anzahl der ausgelösten Alarme, sowie 

d) Berechnung der Anzahl der ausgelösten Alarme im Verhältnis zur Zahl der kontrollierten Personen in 
Prozent. 

12.2. METALLDETEKTOR-HANDGERÄTE (HHMD) 

12.2.1. Die Metalldetektor-Handgeräte (HHMD) müssen sowohl Eisen- als auch Nichteisenmetalle aufspüren können. 
Die Entdeckung und die Ermittlung der Position des erkannten Metalls sind durch einen Alarm anzuzeigen. 

12.2.2. Die Vorrichtungen zur Justierung der Empfindlichkeitseinstellungen der HHMD müssen geschützt und nur für 
befugte Personen zugänglich sein. 

12.2.3. HHMD müssen einen akustischen Alarm abgeben, wenn sie Metallgegenstände entdecken. Der Alarm muss bis 
auf eine Entfernung von 1 Meter wahrnehmbar sein. 

12.2.4. Die Funktionsweise der HHMD darf nicht durch Störquellen beeinträchtigt werden. 

12.2.5. Die HHMD muss eine visuelle Anzeige haben, die erkennbar macht, dass die Ausrüstung in Betrieb ist. 

12.3. RÖNTGENAUSRÜSTUNGEN 

Röntgenausrüstungen müssen den in einem gesonderten Beschluss der Kommission festgelegten spezifischen 
Anforderungen entsprechen. 

12.4. SPRENGSTOFFDETEKTOREN (EDS-GERÄTE) 

12.4.1. Allgemeine Grundsätze 

12.4.1.1. Sprengstoffdetektoren (EDS-Geräte) müssen in der Lage sein, ab einer bestimmten Menge und darüber hinaus 
Einzelmengen von Sprengstoff in Gepäckstücken oder sonstigen Versandstücken aufzuspüren und durch Alarm 
zu melden. 

12.4.1.2. Die Entdeckung muss unabhängig von Form, Anordnung oder Ausrichtung des Sprengstoffs erfolgen. 

12.4.1.3. EDS müssen in jedem der folgenden Fälle einen Alarm erzeugen: 

— Entdeckung von Sprengstoff sowie 

— Entdeckung eines Gegenstands, der die Sprengstoffdetektion verhindert sowie 

— zu große Dichte eines Gepäck- oder Versandstücks für die Analyse. 

12.4.2. Standards für EDS 

12.4.2.1. Für EDS gelten drei Standards. Die einzelnen Anforderungen dieser Standards sind in einem gesonderten 
Beschluss der Kommission festgelegt. 

12.4.2.2. Alle EDS müssen dem Standard 1 entsprechen. 

Die Gültigkeit von Standard 1 erlischt am 1. September 2012. 

Die zuständige Behörde kann für EDS nach Standard 1, die zwischen dem 1. Januar 2003 und dem 
1. September 2006 installiert wurden, den weiteren Betrieb längstens bis 1. Januar 2014 genehmigen.
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12.4.2.3. Der Standard 2 gilt für alle ab dem 1. Januar 2007 installierten EDS, sofern nicht bereits vor dem 19. Oktober 
2006 die Installation von EDS nach Standard 1 vertraglich vereinbart wurde. 

Alle EDS müssen den Standard 2 spätestens ab dem 1. September 2012 erfüllen, sofern nicht Nummer 
12.4.2.2 dritter Unterabsatz Anwendung findet. 

Die Gültigkeit von Standard 2 erlischt am 1. September 2018. 

12.4.2.4. Der Standard 3 gilt für alle ab dem 1. September 2012 installierten EDS. 

Alle EDS müssen den Standard 3 spätestens ab dem 1. September 2018 erfüllen. 

12.4.3. Anforderungen an die Bildqualität für EDS 

Die Bildqualität für EDS muss den in einem gesonderten Beschluss der Kommission festgelegten spezifischen 
Anforderungen entsprechen. 

12.5. BILDPROJEKTION GEFÄHRLICHER GEGENSTÄNDE (THREAT IMAGE PROJECTION — TIP) 

12.5.1. Allgemeine Grundsätze 

12.5.1.1. TIP muss die Projektion virtueller Bilder von gefährlichen Gegenständen auf das Röntgenbild von Gepäck­
stücken oder sonstigen Versandstücken ermöglichen. 

Die Projektion virtueller Bilder auf das Röntgenbild von kontrollierten Gepäck- und Versandstücken erfolgt in 
gleichmäßiger Verteilung und nicht in einer festgelegten Position. 

Es muss möglich sein, den Prozentsatz der zu projizierenden virtuellen Bilder einzustellen. 

12.5.1.2. TIP darf Leistung und normale Funktionsweise der Röntgenausrüstung nicht beeinträchtigen. 

Der Kontrolleur darf keinen Hinweis darauf erhalten, dass die Projektion des virtuellen Bildes eines gefährlichen 
Gegenstandes bevorsteht oder erfolgt ist, bevor eine Meldung gemäß Nummer 12.5.2.2 erscheint. 

12.5.1.3. Die Funktionen für die Verwaltung der TIP müssen geschützt werden und dürfen nur befugten Personen 
zugänglich sein. 

12.5.2. Struktur der TIP 

12.5.2.1. TIP beinhaltet zumindest Folgendes: 

a) eine Bibliothek von virtuellen Bildern gefährlicher Gegenstände, 

b) Funktionen für die Anzeige und das Löschen von Meldungen, sowie 

c) eine Funktion für die Aufzeichnung und Darstellung der Reaktionen der einzelnen Kontrollpersonen. 

12.5.2.2. TIP zeigt eine Meldung für die Kontrollperson an, 

a) wenn die Kontrollperson reagiert hat und das virtuelle Bild eines gefährlichen Gegenstandes projiziert 
wurde, 

b) wenn die Kontrollperson nicht reagiert hat und das virtuelle Bild eines gefährlichen Gegenstandes projiziert 
wurde, 

c) wenn die Kontrollperson reagiert hat und kein virtuelles Bild eines gefährlichen Gegenstandes projiziert 
wurde, sowie 

d) wenn der Versuch der Projektion eines virtuellen Bildes eines gefährlichen Gegenstandes scheiterte und für 
die Kontrollperson erkennbar war.
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Die Meldung muss so angezeigt werden, dass sie das Bild des betreffenden Gepäck- bzw. Versandstücks nicht 
verdeckt. 

Die Anzeige der Meldung muss bestehen bleiben, bis die Kontrollperson sie löscht. In den Fällen a und b muss 
die Meldung zusammen mit dem virtuellen Bild des gefährlichen Gegenstandes erscheinen. 

12.5.2.3. Der Zugang zu der Ausrüstung, bei der TIP installiert ist und eingesetzt wird, muss an die Eingabe einer 
eindeutigen Kennung durch die Kontrollperson gebunden sein. 

12.5.2.4. TIP muss so ausgelegt sein, dass sie die Reaktionen der einzelnen Kontrollpersonen über einen Zeitraum von 
mindestens 12 Monaten und in einem für Berichte verwendbaren Format speichern kann. 

12.5.2.5. Daneben unterliegt die Struktur von TIP den zusätzlichen spezifischen Anforderungen eines gesonderten 
Beschlusses der Kommission. 

12.6. SPRENGSTOFFSPURENDETEKTOREN (ETD) 

Sprengstoffspurendetektoren (ETD) müssen in der Lage sein, Partikel oder Dämpfe von kontaminierten Ober­
flächen oder aus dem Inhalt von Gepäck- oder Versandstücken aufzunehmen und zu analysieren und durch 
Alarm die Anwesenheit von Sprengstoffspuren anzuzeigen. 

12.7. AUSRÜSTUNGEN FÜR DIE KONTROLLE VON FLÜSSIGKEITEN, AEROSOLEN UND GELEN (LAG) 

12.7.1. Allgemeine Grundsätze 

12.7.1.1. Ausrüstungen, die in Nummer 4.1.3.1 aufgeführt sind und zur Kontrolle von Flüssigkeiten, Aerosolen und 
Gelen (LAG) verwendet werden, müssen in der Lage sein, das Vorhandensein gefährlicher Substanzen in LAG 
ab einer bestimmten Menge und darüber zu entdecken und durch Alarm anzuzeigen. 

12.7.1.2. Die Entdeckung muss unabhängig von Form oder Material des Behälters der Flüssigkeiten, Aerosole und Gele 
erfolgen. 

12.7.1.3. Die Ausrüstung ist so zu verwenden, dass die Position und Ausrichtung des Behälters eine optimale Nutzung 
der Detektionskapazitäten gewährleisten. 

12.7.1.4. Die Ausrüstung muss in jedem der folgenden Fälle einen Alarm erzeugen: 

a) bei Entdeckung gefährlicher Substanzen, 

b) bei Entdeckung eines Gegenstands, der die Detektion gefährlicher Substanzen verhindert, 

c) falls nicht ermittelt werden kann, ob die LAG ungefährlich sind oder nicht, sowie 

d) bei einer für die Analyse zu großen Dichte des Inhalts des kontrollierten Gepäckstücks. 

12.7.2. Standards für Ausrüstungen zur Kontrolle von LAG 

12.7.2.1. Für Ausrüstungen zur Kontrolle von LAG gelten zwei Standards. Die einzelnen Anforderungen dieser Stan­
dards sind in einem gesonderten Beschluss der Kommission festgelegt. 

12.7.2.2. Alle Ausrüstungen zur Kontrolle von LAG müssen dem Standard 1 entsprechen. 

Die Gültigkeit von Standard 1 erlischt am 28. April 2014.
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12.7.2.3. Der Standard 2 gilt für alle Ausrüstungen zur Kontrolle von LAG, die ab 29. April 2014 installiert werden. 

Alle Ausrüstungen zur Kontrolle von LAG müssen dem Standard 2 spätestens zum 29. April 2016 entspre­
chen. 

12.7.3. Zulassung von Geräten zur Kontrolle von LAG 

Geräte, die von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats oder in ihrem Namen als den Standards gemäß 
einem gesonderten Beschlusses der Kommission entsprechend zugelassen wurden, werden auch von anderen 
Mitgliedstaaten als diesen Standards entsprechend anerkannt. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
die Namen und auf Anfrage weitere relevante Einzelheiten zu den für die Zulassung von Geräten benannten 
Stellen. Die Kommission unterrichtet die übrigen Mitgliedstaaten über diese Stellen. 

12.8. KONTROLLVERFAHREN MIT EINSATZ NEUER TECHNOLOGIEN 

12.8.1. Ein Mitgliedstaat kann unter folgenden Bedingungen ein Kontrollverfahren zulassen, bei dem neue Technolo­
gien eingesetzt werden, die nicht in dieser Verordnung erfasst sind: 

a) es wird eingesetzt, um ein neues Kontrollverfahren zu bewerten, und 

b) es hat keine negativen Auswirkungen auf das erreichte Gesamtniveau der Sicherheit, und 

c) die Betroffenen, einschließlich der Fluggäste, werden angemessen darüber unterrichtet, dass ein Versuch 
stattfindet. 

12.8.2. Mindestens vier Monate vor der geplanten Einführung unterrichtet der betreffende Mitgliedstaat die Kommis­
sion und die übrigen Mitgliedstaaten schriftlich über das neue Verfahren, das er zuzulassen gedenkt, und fügt 
eine Bewertung bei, aus der hervorgeht, wie garantiert werden soll, dass bei Anwendung des neuen Verfahrens 
die Anforderung von Nummer 12.8.1.b erfüllt wird. Diese Mitteilung muss auch ausführliche Angaben zu 
dem/den Betriebsstandort(en), wo das Verfahren angewandt werden soll, sowie zur vorgesehenen Dauer der 
Bewertung enthalten. 

12.8.3. Erhält der Mitgliedstaat von der Kommission eine positive Antwort oder aber keine Antwort binnen drei 
Monaten nach Eingang der schriftlichen Mitteilung, kann er die Einführung des Kontrollverfahrens, bei dem 
neue Technologien eingesetzt werden, gestatten. 

Hat die Kommission Zweifel daran, dass das neue Kontrollverfahren die Einhaltung des Gesamtniveaus der 
Luftsicherheit in der Gemeinschaft ausreichend gewährleistet, so teilt sie dies dem betreffenden Mitgliedstaat 
innerhalb von drei Monaten nach Erhalt der in Nummer 12.8.2 genannten Mitteilung unter Angabe ihrer 
Vorbehalte mit. In diesem Fall kann der betreffende Mitgliedstaat das Kontrollverfahren erst dann einführen, 
wenn die Bedenken der Kommission ausgeräumt sind. 

12.8.4. Die Höchstdauer für die Bewertung eines Kontrollverfahrens, bei dem neue Technologien eingesetzt werden, 
beträgt achtzehn Monate. Dieser Zeitraum kann von der Kommission um höchstens zwölf Monate verlängert 
werden, wenn der betreffende Mitgliedstaat hierfür eine angemessene Begründung liefert. 

12.8.5. Während der Bewertungszeit legt die zuständige Behörde des betreffenden Mitgliedstaats der Kommission in 
Abständen von höchstens sechs Monaten Fortschrittsberichte über die Bewertung vor. Die Kommission unter­
richtet die übrigen Mitgliedstaaten über den Inhalt dieser Berichte. Bleiben die Fortschrittsberichte aus, kann die 
Kommission die Aussetzung der Erprobung verlangen. 

12.8.6. Kommt die Kommission aufgrund eines Berichts zu dem Schluss, dass das erprobte Kontrollverfahren keine 
ausreichende Gewähr für die Einhaltung des Gesamtniveaus der Luftsicherheit in der Gemeinschaft bietet, teilt 
sie dem betreffenden Mitgliedstaat mit, dass die Erprobung bis zum Vorliegen einer solchen Gewähr ausgesetzt 
ist. 

12.8.7. Der Bewertungszeitraum darf keinesfalls länger sein als dreißig Monate.
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ANLAGE 12-A 

Detaillierte Bestimmungen zu den Leistungsanforderungen an WTMD sind in einem gesonderten Beschluss der Kommis­
sion festgelegt. 

ANLAGE 12-B 

Detaillierte Bestimmungen zu den Leistungsanforderungen an EDS sind in einem gesonderten Beschluss der Kommission 
festgelegt. 

ANLAGE 12-C 

Detaillierte Bestimmungen zu den Leistungsanforderungen an Ausrüstungen für die Kontrolle von Flüssigkeiten, Aerosolen 
und Gelen sind in einem gesonderten Beschluss der Kommission festgelegt.

DE 5.3.2010 Amtsblatt der Europäischen Union L 55/55



VERORDNUNG (EU) Nr. 186/2010 DER KOMMISSION 

vom 4. März 2010 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis­
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun­
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und Ge­
müse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehenden Grundes: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Verordnung (EG) Nr. 
1580/2007 für die in ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge­
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang 
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 5. März 2010 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 4. März 2010 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 IL 121,5 
JO 65,0 

MA 115,7 
TN 143,3 
TR 124,3 
ZZ 114,0 

0707 00 05 EG 211,5 
JO 143,3 
MK 134,1 
TR 144,5 
ZZ 158,4 

0709 90 70 MA 132,9 
TR 106,0 
ZZ 119,5 

0709 90 80 EG 40,8 
ZZ 40,8 

0805 10 20 CL 52,4 
EG 43,5 
IL 56,2 

MA 42,1 
TN 46,2 
TR 58,4 
ZZ 49,8 

0805 50 10 EG 76,3 
IL 76,3 

MA 65,7 
TR 66,2 
ZZ 71,1 

0808 10 80 CA 96,5 
CN 67,7 
MK 24,7 
US 110,7 
ZZ 74,9 

0808 20 50 AR 86,8 
CL 188,1 
CN 68,1 
US 95,6 
ZA 101,2 
ZZ 108,0 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 187/2010 DER KOMMISSION 

vom 4. März 2010 

zur Nichtgewährung einer Ausfuhrerstattung für Butter im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß 
der Verordnung (EG) Nr. 619/2008 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 164 Absatz 2 in Verbindung 
mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 619/2008 der Kommission 
vom 27. Juni 2008 zur Eröffnung einer Dauerausschrei­
bung für Ausfuhrerstattungen für bestimmte Milch­
erzeugnisse ( 2 ) wurde eine Dauerausschreibung vorgese­
hen. 

(2) Gemäß Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1454/2007 
der Kommission vom 10. Dezember 2007 mit gemein­
samen Regeln zur Einführung eines Ausschreibungsver­
fahrens zur Festsetzung von Ausfuhrerstattungen für be­

stimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse ( 3 ) und nach Prü­
fung der im Rahmen der Ausschreibung eingereichten 
Angebote ist es angebracht, für die am 2. März 2010 
endende Angebotsfrist keine Erstattung zu gewähren. 

(3) Der Verwaltungsausschuss für die gemeinsame Organisa­
tion der Agrarmärkte hat nicht innerhalb der ihm von 
seinem Vorsitzenden gesetzten Frist Stellung genom- 
men — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Rahmen der mit der Verordnung (EG) Nr. 619/2008 eröff­
neten Dauerausschreibung wird für die am 2. März 2010 en­
dende Angebotsfrist für die Erzeugnisse und Bestimmungen ge­
mäß Artikel 1 Buchstaben a und b sowie Artikel 2 derselben 
Verordnung keine Ausfuhrerstattung gewährt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 5. März 2010 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 4. März 2010 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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VERORDNUNG (EU) Nr. 188/2010 DER KOMMISSION 

vom 4. März 2010 

zur Nichtgewährung einer Ausfuhrerstattung für Magermilchpulver im Rahmen der 
Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 619/2008 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 164 Absatz 2 in Verbindung 
mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 619/2008 der Kommission 
vom 27. Juni 2008 ( 2 ) wurde eine Dauerausschreibung 
für Ausfuhrerstattungen für bestimmte Milcherzeugnisse 
eröffnet. 

(2) Gemäß Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1454/2007 
der Kommission vom 10. Dezember 2007 mit gemein­
samen Regeln zur Einführung eines Ausschreibungsver­

fahrens zur Festsetzung von Ausfuhrerstattungen für be­
stimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse ( 3 ) und nach Prü­
fung der im Rahmen der Ausschreibung eingereichten 
Angebote ist es angebracht, für die am 2. März 2010 
endende Angebotsfrist keine Erstattung zu gewähren. 

(3) Der Verwaltungsausschuss für die gemeinsame Organisa­
tion der Agrarmärkte hat nicht innerhalb der ihm von 
seinem Vorsitzenden gesetzten Frist Stellung genom- 
men — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Rahmen der mit der Verordnung (EG) Nr. 619/2008 eröff­
neten Dauerausschreibung wird für die am 2. März 2010 en­
dende Angebotsfrist keine Erstattung für das Erzeugnis und die 
Bestimmungen festgesetzt, die in Artikel 1 Buchstabe c bzw. 
Artikel 2 derselben Verordnung genannt sind. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 5. März 2010 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 4. März 2010 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 24. Februar 2010 

zur Änderung ihrer Geschäftsordnung 

(2010/138/EU, Euratom) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 249, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atom­
gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 106a — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Artikel 1 bis 29 der Geschäftsordnung der Kommission ( 1 ) 
erhalten die Fassung des Anhangs zum vorliegenden Beschluss. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver­
öffentlicht. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 24. Februar 2010 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

„KAPITEL I 

DIE KOMMISSION 

Artikel 1 

Das Kollegialprinzip 

Die Kommission handelt als Kollegium nach Maßgabe dieser Geschäftsordnung sowie unter Beachtung der Prioritäten, die 
sie im Rahmen der vom Präsidenten nach Artikel 17 Absatz 6 des Vertrags über die Europäische Union (EUV) festgelegten 
politischen Leitlinien formuliert hat. 

Artikel 2 

Die politischen Leitlinien, die Prioritäten, das Arbeitsprogramm und der Haushalt 

Unter Beachtung der vom Präsidenten festgelegten politischen Leitlinien formuliert die Kommission ihre Prioritäten und 
setzt diese im Arbeitsprogramm sowie im Entwurf des jährlich verabschiedeten Haushaltsplans um. 

Artikel 3 

Der Präsident 

(1) Der Präsident legt die politischen Leitlinien fest, nach denen die Kommission ihre Aufgaben ausübt ( 1 ). Er lenkt die 
Arbeiten der Kommission, um ihre Durchführung sicherzustellen. 

(2) Der Präsident beschließt über die interne Organisation der Kommission, um die Kohärenz, die Effizienz und das 
Kollegialitätsprinzip im Rahmen ihrer Tätigkeit sicherzustellen ( 2 ). 

Unbeschadet des Artikels 18 Absatz 4 EUV kann der Präsident den Mitgliedern der Kommission spezielle Aufgaben­
bereiche zuweisen, in denen sie für die vorbereitenden Arbeiten der Kommission und die Durchführung ihrer Beschlüsse 
in besonderem Maße verantwortlich sind ( 3 ). 

Der Präsident kann die Kommissionsmitglieder bitten, besondere Maßnahmen durchzuführen, um die Umsetzung der von 
ihm festgelegten politischen Leitlinien und der von der Kommission formulierten Prioritäten zu gewährleisten. 

Er kann die Zuständigkeitsverteilung jederzeit ändern ( 4 ). 

Die Mitglieder der Kommission üben die ihnen vom Präsidenten übertragenen Aufgaben unter dessen Leitung aus ( 5 ). 

(3) Der Präsident ernennt, mit Ausnahme des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, die 
Vizepräsidenten aus dem Kreis der Mitglieder der Kommission ( 6 ) und legt die Rangfolge innerhalb der Kommission fest. 

(4) Der Präsident kann unter den Mitgliedern der Kommission Gruppen bilden, deren Vorsitzende er benennt, deren 
Auftrag und Arbeitsweise er bestimmt, und deren Zusammensetzung und Bestandsdauer er festlegt. 

(5) Der Präsident nimmt die Vertretung der Kommission wahr. Er benennt die Mitglieder der Kommission, die ihn bei 
dieser Aufgabe unterstützen. 

(6) Unbeschadet des Artikels 18 Absatz 1 EUV legt ein Mitglied der Kommission sein Amt nieder, wenn es vom 
Präsidenten dazu aufgefordert wird ( 7 ). 

Artikel 4 

Beschlussverfahren 

Die Kommission fasst ihre Beschlüsse 

a) in gemeinschaftlicher Sitzung im Wege des mündlichen Verfahrens gemäß Artikel 8 der Geschäftsordnung oder 

b) im schriftlichen Verfahren gemäß Artikel 12 der Geschäftsordnung oder
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c) im Ermächtigungsverfahren gemäß Artikel 13 der Geschäftsordnung oder 

d) im Verfahren der Delegation gemäß Artikel 14 der Geschäftsordnung. 

ABSCHNITT 1 

Sitzungen der Kommission 

Artikel 5 

Einberufung 

(1) Die Kommission wird vom Präsidenten zu den Sitzungen einberufen. 

(2) Die Kommission tritt in der Regel mindestens einmal wöchentlich zusammen. Sie tagt ferner, wenn dies erforder­
lich ist. 

(3) Die Mitglieder der Kommission sind verpflichtet, an allen Sitzungen teilzunehmen. Bei einer Verhinderung unter­
richten sie den Präsidenten rechtzeitig über die Gründe ihrer Abwesenheit. Der Präsident beurteilt, ob eine Situation 
vorliegt, die sie von dieser Pflicht entbinden könnte. 

Artikel 6 

Tagesordnung der Kommissionssitzungen 

(1) Der Präsident legt für jede Sitzung der Kommission eine Tagesordnung fest. 

(2) Unbeschadet der Befugnis des Präsidenten zur Festlegung der Tagesordnung sind mit größeren Ausgaben verbun­
dene Vorschläge im Einvernehmen mit dem für Haushalt zuständigen Kommissionsmitglied vorzulegen. 

(3) Punkte, deren Aufnahme in die Tagesordnung von einem Mitglied der Kommission vorgeschlagen wird, müssen 
dem Präsidenten nach den Bedingungen zugeleitet werden, die die Kommission entsprechend den in Artikel 28 dieser 
Geschäftsordnung vorgesehenen Durchführungsbestimmungen (‚die Durchführungsbestimmungen‘) festgelegt hat. 

(4) Die Tagesordnung und die notwendigen Unterlagen sind den Kommissionsmitgliedern unter den entsprechend den 
Durchführungsbestimmungen festgelegten Bedingungen zu übermitteln. 

(5) Die Kommission kann auf Vorschlag des Präsidenten beschließen, über einen Punkt zu beraten, der in der Tages­
ordnung nicht enthalten war oder zu dem die erforderlichen Unterlagen verspätet verteilt worden sind. 

Artikel 7 

Beschlussfähigkeit 

Die Kommission ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der im Vertrag vorgesehenen Zahl ihrer Mitglieder anwesend ist. 

Artikel 8 

Beschlussfassung 

(1) Die Kommission beschließt auf Vorschlag eines oder mehrerer ihrer Mitglieder. 

(2) Die Kommission nimmt auf Antrag eines ihrer Mitglieder eine Abstimmung vor. Gegenstand der Abstimmung ist 
der ursprüngliche oder der von dem (oder den) für die betreffende Initiative verantwortlichen Mitglieder(n) oder dem 
Präsidenten abgeänderte Entwurf. 

(3) Die Beschlüsse der Kommission werden mit der Mehrheit der im Vertrag vorgesehenen Zahl der Mitglieder gefasst. 

(4) Das Ergebnis der Beratungen wird vom Präsidenten festgestellt und in das Protokoll der Kommissionssitzung 
gemäß Artikel 11 der Geschäftsordnung aufgenommen. 

Artikel 9 

Vertraulichkeit 

Die Sitzungen der Kommission sind nicht öffentlich. Ihre Beratungen sind vertraulich.
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Artikel 10 

Anwesenheit von Beamten und anderen Personen 

(1) Sofern die Kommission nichts anderes beschließt, nehmen der Generalsekretär und der Kabinettchef des Präsidenten 
an den Sitzungen teil. In den Durchführungsbestimmungen wird festgelegt, unter welchen Voraussetzungen andere 
Personen an den Sitzungen teilnehmen dürfen. 

(2) Ist ein Mitglied der Kommission abwesend, so kann sein Kabinettschef an der Sitzung teilnehmen und auf Auf­
forderung des Präsidenten die Meinung des abwesenden Mitglieds vortragen. 

(3) Die Kommission kann beschließen, jede andere Person in der Sitzung zu hören. 

Artikel 11 

Sitzungsprotokolle 

(1) Über jede Sitzung der Kommission wird ein Protokoll angefertigt. 

(2) Der Protokollentwurf wird der Kommission in einer späteren Sitzung zur Genehmigung vorgelegt. Das genehmigte 
Protokoll wird durch die Unterschrift des Präsidenten und des Generalsekretärs festgestellt. 

ABSCHNITT 2 

Sonstige Beschlussfassungsverfahren 

Artikel 12 

Beschlüsse im schriftlichen Verfahren 

(1) Die Zustimmung der Kommission zu einer Vorlage, die von einem oder mehreren ihrer Mitglieder unterbreitet 
wurde, kann im schriftlichen Verfahren festgestellt werden, sofern der Juristische Dienst zuvor eine befürwortende 
Stellungnahme zu der Vorlage abgegeben hat, und die Dienste, die gemäß Artikel 23 der Geschäftsordnung gehört 
werden müssen, der Vorlage zugestimmt haben. 

Diese befürwortende Stellungnahme bzw. diese Zustimmung kann durch die einvernehmliche Zustimmung der Kommis­
sionsmitglieder ersetzt werden, wenn das Kollegium auf Vorschlag des Präsidenten die Einleitung eines in den Durch­
führungsbestimmungen festgelegten schriftlichen Finalisierungsverfahrens beschließt. 

(2) Zu diesem Zweck wird der Wortlaut der Vorlage allen Mitgliedern der Kommission nach den Bedingungen 
zugeleitet, die die Kommission entsprechend den Durchführungsbestimmungen festgelegt hat, wobei eine Frist gesetzt 
wird, vor deren Ablauf die Vorbehalte oder Änderungsanträge mitzuteilen sind, zu denen die Vorlage Anlass geben kann. 

(3) Jedes Mitglied der Kommission kann während des schriftlichen Verfahrens beantragen, dass die Vorlage in der 
Sitzung erörtert wird. Dazu stellt es einen mit Gründen versehenen Antrag an den Präsidenten. 

(4) Eine Vorlage, zu der kein Mitglied der Kommission bis zum Ablauf der für das schriftliche Verfahren gesetzten Frist 
einen Antrag auf Aussetzung vorgelegt oder aufrecht erhalten hat, gilt als angenommen. 

Artikel 13 

Beschlüsse im Ermächtigungsverfahren 

(1) Die Kommission kann — unter der Voraussetzung, dass der Grundsatz der kollegialen Verantwortlichkeit voll 
gewahrt bleibt — eines oder mehrere ihrer Mitglieder ermächtigen, in ihrem Namen innerhalb der Grenzen und gemäß 
den Bedingungen, die sie festlegt, Maßnahmen der Geschäftsführung und der Verwaltung zu treffen. 

(2) Sie kann auch eines oder mehrere ihrer Mitglieder beauftragen, den Wortlaut eines Beschlusses oder eines den 
übrigen Organen vorzulegenden Vorschlags, dessen wesentlichen Inhalt sie bereits in ihren Beratungen festgelegt hat, im 
Einvernehmen mit dem Präsidenten endgültig anzunehmen. 

(3) Die so zugewiesenen Befugnisse können durch Subdelegation auf die Generaldirektoren und Dienststellenleiter 
weiterübertragen werden, soweit die Ermächtigungsentscheidung dies nicht ausdrücklich untersagt. 

(4) Die Bestimmungen der Absätze 1, 2 und 3 gelten unbeschadet der Regeln über die Delegation in Finanzangele­
genheiten und der Befugnisse der Anstellungsbehörde sowie der zum Abschluss von Einstellungsverträgen ermächtigten 
Behörde.
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Artikel 14 

Beschlüsse im Verfahren der Befugnisübertragung (Delegation) 

Die Kommission kann — unter der Voraussetzung, dass der Grundsatz der kollegialen Verantwortung voll gewahrt 
bleibt — den Generaldirektoren und Dienststellenleitern die Befugnis übertragen, in ihrem Namen innerhalb der Grenzen 
und gemäß den Bedingungen, die sie festlegt, Maßnahmen der Geschäftsführung und der Verwaltung zu treffen. 

Artikel 15 

Weiterübertragung der Befugnisse für Einzelentscheidungen über die Gewährung von Finanzhilfen und die 
Vergabe von Aufträgen 

Der Generaldirektor oder Dienststellenleiter, dem im Wege der Delegation oder der Subdelegation gemäß den Artikeln 13 
und 14 Befugnisse zur Annahme von Finanzierungsbeschlüssen übertragen oder weiterübertragen wurden, kann beschlie­
ßen, innerhalb der Grenzen und unter Einhaltung der Bedingungen, die in den Durchführungsbestimmungen festgelegt 
sind, die Befugnis zur Annahme bestimmter Entscheidungen betreffend die Auswahl von Projekten sowie bestimmter 
Einzelentscheidungen über die Gewährung von Finanzhilfen und die Vergabe öffentlicher Aufträge im Wege der Sub­
delegation auf den zuständigen Direktor, bzw., im Einvernehmen mit dem verantwortlichen Mitglied der Kommission, auf 
den zuständigen Referatsleiter zu übertragen. 

Artikel 16 

Unterrichtung über gefasste Beschlüsse 

Die im schriftlichen Verfahren, im Verfahren der Ermächtigung und im Verfahren der Delegation gefassten Beschlüsse 
werden in einem Tages- oder Wochenvermerk aufgeführt, auf den im Protokoll der nächsten Kommissionssitzung Bezug 
genommen wird. 

ABSCHNITT 3 

Gemeinsame Bestimmungen für Beschlussverfahren 

Artikel 17 

Feststellung der von der Kommission angenommenen Akte 

(1) Die von der Kommission in einer Sitzung gefassten Beschlüsse sind in der Sprache oder in den Sprachen, in denen 
sie verbindlich sind, untrennbar mit der Zusammenfassung verbunden, die bei der Kommissionssitzung, in der sie 
angenommen wurden, erstellt wird. Diese Akte werden durch die Unterschrift des Präsidenten und des Generalsekretärs 
auf der letzten Seite der Zusammenfassung festgestellt. 

(2) Die in Artikel 297 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) genannten und im 
schriftlichen Verfahren von der Kommission erlassenen Rechtsakte ohne Gesetzescharakter werden durch die Unterschrift 
des Präsidenten und des Generalsekretärs auf der letzten Seite der im vorstehenden Absatz genannten Zusammenfassung 
festgestellt, es sei denn, diese Akte erfordern eine Veröffentlichung und ein Datum des Inkrafttretens, die nicht bis zur 
nächsten Sitzung der Kommission aufgeschoben werden können. Zum Zwecke dieser Feststellung ist eine Kopie der in 
Artikel 16 der Geschäftsordnung erwähnten Tagesvermerke untrennbar mit der im vorstehenden Absatz genannten 
Zusammenfassung verbunden. 

Die übrigen im schriftlichen Verfahren und die gemäß Artikel 12 sowie Artikel 13 Absätze 1 und 2 der Geschäftsordnung 
im Ermächtigungsverfahren gefassten Beschlüsse sind in der Sprache oder in den Sprachen, in denen sie verbindlich sind, 
untrennbar mit dem in Artikel 16 der Geschäftsordnung genannten Tagesvermerk verbunden. Diese Akte werden durch 
die Unterschrift des Generalsekretärs auf der letzten Seite des Tagesvermerks festgestellt. 

(3) Die im Verfahren der Delegation oder durch Subdelegation gefassten Beschlüsse sind mittels der hierfür vorgese­
henen EDV-Anwendung in der Sprache oder in den Sprachen, in denen sie verbindlich sind, untrennbar mit dem in 
Artikel 16 der Geschäftsordnung genannten Tagesvermerk verbunden. Diese Beschlüsse werden durch eine Selbstbeschei­
nigungserklärung festgestellt, die gemäß Artikel 13 Absatz 3 sowie gemäß den Artikeln 14 und 15 der Geschäftsordnung 
der nachgeordnet befugte bzw. befugte Beamte unterzeichnet. 

(4) Im Sinne dieser Geschäftsordnung bezeichnet der Begriff ‚Beschluss‘ die in Artikel 288 AEUV genannten Rechtsakte. 

(5) Im Sinne dieser Geschäftsordnung bezeichnet der Begriff ‚verbindliche Sprachen‘ unbeschadet der Anwendung der 
Verordnung (EG) Nr. 920/2005 des Rates ( 8 ) alle Amtssprachen der Europäischen Union, sofern es sich um Rechtsakte 
mit allgemeiner Geltung handelt; andernfalls bezeichnet er die Sprache(n) der Adressaten.
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ABSCHNITT 4 

Vorbereitung und Durchführung der Kommissionsbeschlüsse 

Artikel 18 

Gruppen der Kommissionsmitglieder 

Die Gruppen der Kommissionsmitglieder tragen nach Maßgabe der vom Präsidenten festgelegten politischen Leitlinien und 
Aufgaben zur Koordinierung und Vorbereitung der Kommissionsarbeiten bei. 

Artikel 19 

Kabinette und Beziehungen zu den Diensten 

(1) Die Kommissionsmitglieder verfügen über einen eigenen Mitarbeiterstab (‚Kabinett‘), der sie bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben und der Vorbereitung der Kommissionsbeschlüsse unterstützt. Die Regeln für die Zusammensetzung und 
die Arbeitsweise der Kabinette werden vom Präsidenten erlassen. 

(2) Unter Wahrung der vom Präsidenten festgelegten Grundsätze bestätigt das Kommissionsmitglied die Modalitäten 
für die Arbeit mit den seiner Verantwortung unterstehenden Dienststellen. Diese Modalitäten regeln insbesondere die Art 
und Weise, wie das Kommissionsmitglied den beteiligten Dienststellen, die ihm regelmäßig alle seinen Tätigkeitsbereich 
betreffenden und für die Wahrnehmung seiner Verantwortung erforderlichen Informationen übermitteln, Anweisung 
erteilt. 

Artikel 20 

Der Generalsekretär 

(1) Der Generalsekretär unterstützt den Präsidenten, damit die Kommission die Prioritäten, die sich gesetzt hat, im 
Rahmen der vom Präsidenten vorgegebenen politischen Leitlinien verwirklichen kann. 

(2) Der Generalsekretär trägt zur Gewährleistung der politischen Kohärenz bei, indem er gemäß Artikel 23 der 
Geschäftsordnung für die bei den vorbereitenden Arbeiten notwendige Koordinierung zwischen den Dienststellen sorgt. 

Er trägt dafür Sorge, dass bei den Dokumenten, die der Kommission vorgelegt werden, die inhaltliche Qualität gesichert ist 
und die Formerfordernisse beachtet werden, und gewährleistet hierdurch, dass sie den Grundsätzen der Subsidiarität und 
der Verhältnismäßigkeit, externen Anforderungen, interinstitutionellen Erwägungen und der Kommunikationsstrategie der 
Kommission entsprechen. 

(3) Der Generalsekretär unterstützt den Präsidenten bei der Vorbereitung der Arbeiten und bei der Abhaltung der 
Sitzungen der Kommission. 

Er unterstützt auch die Vorsitzenden der gemäß Artikel 3 Absatz 4 der Geschäftsordnung gebildeten Gruppen bei der 
Vorbereitung und Abhaltung der Gruppensitzungen. Er nimmt die Sekretariatsaufgaben dieser Gruppen wahr. 

(4) Der Generalsekretär gewährleistet die Anwendung der Beschlussfassungsverfahren und sorgt für den Vollzug der 
Beschlüsse gemäß Artikel 4 der Geschäftsordnung. 

Außer in Sonderfällen trifft er insbesondere die erforderlichen Maßnahmen für die amtliche Bekanntgabe und die Ver­
öffentlichung der Kommissionsbeschlüsse im Amtsblatt der Europäischen Union sowie für die Übermittlung der Dokumente 
der Kommission und ihrer Dienste an die anderen Organe der Europäischen Union und an die Parlamente der Mitglied­
staaten. 

Er sorgt für die Verteilung der Unterlagen, die die Mitglieder der Kommission ihren Kollegen zukommen lassen möchten. 

(5) Der Generalsekretär unterhält die offiziellen Beziehungen zu den anderen Organen der Europäischen Union vor­
behaltlich der Zuständigkeiten, die die Kommission selbst auszuüben beschließt oder die sie einem ihrer Mitglieder oder 
ihrer Verwaltung überträgt. 

In diesem Zusammenhang sorgt er durch eine Koordinierung zwischen den Dienststellen dafür, dass die allgemeine 
Kohärenz während der Arbeiten der anderen Organe gewährleistet ist. 

(6) Der Generalsekretär sorgt für eine angemessene Unterrichtung der Kommission über den Stand der internen und 
interinstitutionellen Verfahren.
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KAPITEL II 

DIENSTSTELLEN DER KOMMISSION 

Artikel 21 

Struktur der Dienststellen 

Die Kommission richtet zur Vorbereitung und zur Durchführung ihrer Amtstätigkeit und zur Verwirklichung der vom 
Präsidenten festgelegten Prioritäten und politischen Leitlinien eine Reihe von Dienststellen ein, die in Generaldirektionen 
und gleichgestellte Dienste gegliedert sind. 

In der Regel sind die Generaldirektionen und die gleichgestellten Dienste in Direktionen, die Direktionen in Referate 
gegliedert. 

Artikel 22 

Einrichtung besonderer Funktionen und Strukturen 

Um speziellen Anforderungen gerecht zu werden, kann der Präsident besondere Funktionen und Verwaltungsstrukturen 
einrichten, denen er genau umschriebene Aufgaben überträgt und deren Befugnisse und Arbeitsbedingungen er festlegt. 

Artikel 23 

Zusammenarbeit und Koordinierung der Dienststellen 

(1) Um die Effizienz der Amtstätigkeit der Kommission sicherzustellen, arbeiten die Dienstellen, die an der Ausarbei­
tung oder Durchführung von Beschlüssen mitwirken, bereits mit Beginn der jeweiligen Arbeiten so eng wie möglich 
zusammen. 

(2) Die für die Vorbereitung einer Initiative federführende Dienststelle trägt bereits mit Beginn der Vorarbeiten dafür 
Sorge, dass eine wirkungsvolle Koordinierung zwischen allen Dienststellen gewährleistet ist, die nach den Zuständigkeits­
bereichen und Befugnissen oder nach der Natur der Sache ein berechtigtes Interesse an dieser Initiative haben. 

(3) Bevor der Kommission eine Vorlage unterbreitet wird, hat die federführende Dienststelle die Dienststellen, die ein 
berechtigtes Interesse an der betreffenden Vorlage haben, nach Maßgabe der Durchführungsbestimmungen rechtzeitig zu 
hören. 

(4) Der Juristische Dienst ist zu allen Entwürfen von Beschlüssen und Vorschlägen von Rechtsakten sowie zu allen 
Vorlagen, die rechtliche Wirkungen haben können, zu hören. 

Der Juristische Dienst muss ebenfalls gehört werden bei der Einleitung der Beschlussfassungsverfahren gemäß den 
Artikeln 12, 13 und 14 der Geschäftsordnung, ausgenommen Beschlüsse über Standardrechtsakte, die zuvor die Zu­
stimmung des Juristischen Dienstes erhalten haben (Rechtsakte mit Wiederholungscharakter). Für die in Artikel 15 der 
Geschäftsordnung genannten Entscheidungen ist die Anhörung des Juristischen Dienstes nicht erforderlich. 

(5) Das Generalsekretariat muss bei allen Initiativen gehört werden, die 

— im mündlichen Verfahren genehmigt werden müssen (hiervon unberührt bleiben individuelle Personalfragen) oder 

— von politischer Bedeutung sind oder 

— im Jahresarbeitsprogramm der Kommission sowie im geltenden Programmierungsinstrument der Kommission auf­
geführt sind oder 

— institutionelle Aspekte betreffen oder 

— einer Folgenabschätzung oder öffentlichen Konsultation unterzogen werden 

sowie bei allen Stellungnahmen oder gemeinsame Initiativen, die die Kommission gegenüber anderen Organen oder 
Einrichtungen verpflichten können. 

(6) Die mit dem Haushalt sowie mit den Humanressourcen und der Sicherheit befassten Generaldirektionen sind zu 
allen Vorlagen, mit Ausnahme der Rechtsakte gemäß Artikel 15 der Geschäftsordnung, zu hören, die Auswirkungen auf 
den Haushaltsplan, die Finanzen, das Personal und die Verwaltung haben können. Gleiches gilt, soweit erforderlich, auch 
für den mit der Betrugsbekämpfung befassten Dienst. 

(7) Die federführende Dienststelle ist bemüht, einen Vorschlag zu erarbeiten, der die Zustimmung der gehörten Dienst­
stellen findet. Unbeschadet des Artikels 12 der Geschäftsordnung hat sie — falls es zu keiner Einigung kommt — 
abweichende Stellungnahmen dieser Dienststellen in ihrem Vorschlag zu erwähnen.
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KAPITEL III 

VERTRETUNG 

Artikel 24 

Die Kontinuität des Dienstes 

Die Mitglieder der Kommission und die Dienststellen treffen alle zweckdienlichen Maßnahmen, um die Kontinuität des 
Dienstes unter Beachtung der hierfür von der Kommission oder vom Präsidenten erlassenen Bestimmungen sicherzustel­
len. 

Artikel 25 

Vertretung des Präsidenten 

Die Aufgaben des Präsidenten werden im Fall seiner Verhinderung von einem Vizepräsidenten oder einem Mitglied in der 
vom Präsidenten festgelegten Reihenfolge wahrgenommen. 

Artikel 26 

Vertretung des Generalsekretärs 

Die Aufgaben des Generalsekretärs werden, falls dieser verhindert ist oder die Stelle des Generalsekretärs nicht besetzt ist, 
von dem in der höchsten Besoldungsgruppe anwesenden stellvertretenden Generalsekretär und, bei gleicher Besoldungs­
gruppe, von dem in seiner Besoldungsgruppe dienstältesten anwesenden stellvertretenden Generalsekretär und, bei glei­
chem Dienstalter, vom ältesten anwesenden stellvertretenden Generalsekretär oder von einem von der Kommission 
bestimmten Beamten wahrgenommen. 

Ist kein stellvertretender Generalsekretär anwesend oder hat die Kommission keinen Beamten zur Vertretung bestimmt, 
wird diese von dem anwesenden Untergebenen in der höchsten Funktionsgruppe und innerhalb dieser der höchsten 
Besoldungsgruppe und, bei gleicher Besoldungsgruppe, von dem in seiner Besoldungsgruppe dienstältesten anwesenden 
Untergebenen und, bei gleichem Dienstalter, vom ältesten anwesenden Untergebenen wahrgenommen. 

Artikel 27 

Vertretung der Dienstvorgesetzten 

(1) Der Generaldirektor wird, falls er verhindert ist oder die Stelle des Generaldirektors nicht besetzt ist, von dem in der 
höchsten Besoldungsgruppe anwesenden stellvertretenden Generaldirektor und, bei gleicher Besoldungsgruppe, von dem 
in seiner Besoldungsgruppe dienstältesten anwesenden stellvertretenden Generaldirektor und, bei gleichem Dienstalter, 
vom ältesten anwesenden stellvertretenden Generaldirektor oder von einem von der Kommission bestimmten Beamten 
wahrgenommen. 

Ist kein stellvertretender Generaldirektor anwesend oder hat die Kommission keinen Beamten zur Vertretung bestimmt, 
wird diese von dem anwesenden Untergebenen in der höchsten Funktionsgruppe und innerhalb dieser der höchsten 
Besoldungsgruppe und, bei gleicher Besoldungsgruppe, von dem in seiner Besoldungsgruppe dienstältesten anwesenden 
Untergebenen und, bei gleichem Dienstalter, vom ältesten anwesenden Untergebenen wahrgenommen. 

(2) Der Referatsleiter wird, falls er verhindert ist oder die Stelle des Referatsleiters nicht besetzt ist, vom stellver­
tretenden Referatsleiter oder von einem vom Generaldirektor bestimmten Beamten vertreten. 

Ist kein stellvertretender Referatsleiter anwesend oder hat der Generaldirektor keinen Beamten zur Vertretung bestimmt, 
wird diese von dem anwesenden Untergebenen in der höchsten Funktionsgruppe und innerhalb dieser der höchsten 
Besoldungsgruppe und, bei gleicher Besoldungsgruppe, von dem in seiner Besoldungsgruppe dienstältesten anwesenden 
Untergebenen und, bei gleichem Dienstalter, vom ältesten anwesenden Untergebenen wahrgenommen. 

(3) Jeder andere Dienstvorgesetzte wird im Fall seiner Verhinderung oder wenn die Stelle nicht besetzt ist, von einem 
vom Generaldirektor im Einvernehmen mit dem zuständigen Kommissionsmitglied bestimmten Beamten vertreten. Hat 
der Generaldirektor keinen Beamten zur Vertretung bestimmt, wird diese von dem anwesenden Untergebenen in der 
höchsten Funktionsgruppe und innerhalb dieser der höchsten Besoldungsgruppe und, bei gleicher Besoldungsgruppe, von 
dem in seiner Besoldungsgruppe dienstältesten anwesenden Untergebenen und, bei gleichem Dienstalter, vom ältesten 
anwesenden Untergebenen wahrgenommen. 

KAPITEL IV 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 28 

Die Kommission erlässt, soweit erforderlich, Durchführungsbestimmungen zu dieser Geschäftsordnung. 

Die Kommission kann in Bezug auf ihre Arbeitsweise und auf die ihrer Dienstellen weitere Maßnahmen ergreifen. 

Artikel 29 

Diese Geschäftsordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.“
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BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 2. März 2010 

über die Zulassung des Inverkehrbringens von Erzeugnissen, die aus der genetisch veränderten 
Maissorte MON863xMON810xNK603 (MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6xMON-ØØ6Ø3-6) 
bestehen, diese enthalten oder aus dieser gewonnen werden, gemäß der Verordnung (EG) 

Nr. 1829/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2010) 1197) 

(Nur der französische und der niederländische Text sind verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/139/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003 über 
genetisch veränderte Lebensmittel und Futtermittel ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 7 Absatz 3 und Artikel 19 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 2. November 2004 stellte das Unternehmen Mon­
santo Europe S.A. bei den zuständigen Behörden Belgiens 
einen Antrag („Antrag“) gemäß den Artikeln 5 und 17 
der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 auf das Inverkehr­
bringen von Lebensmitteln, Lebensmittelzutaten und Fut­
termitteln, die MON863xMON810xNK603-Mais enthal­
ten, aus diesem bestehen oder aus diesem gewonnen 
werden. 

(2) Der Antrag umfasst auch das Inverkehrbringen anderer 
Erzeugnisse, die MON863xMON810xNK603-Mais ent­
halten oder aus diesem bestehen, zu den gleichen Ver­
wendungszwecken wie bei jeder anderen Maissorte, außer 
zum Anbau. Daher enthält der Antrag gemäß Artikel 5 
Absatz 5 und Artikel 17 Absatz 5 der Verordnung (EG) 
Nr. 1829/2003 die gemäß den Anhängen III und IV der 
Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 12. März 2001 über die absichtliche Frei­
setzung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt 
und zur Aufhebung der Richtlinie 90/220/EWG des Ra­
tes ( 2 ) erforderlichen Daten und Angaben sowie Informa­
tionen und Schlussfolgerungen zu der Risikobewertung, 
die gemäß den Grundsätzen in Anhang II der Richtlinie 
2001/18/EG durchgeführt wurde. 

(3) Am 31. März 2006 gab die Europäische Behörde für 
Lebensmittelsicherheit („EFSA“) gemäß den Artikeln 6 
und 18 der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 eine befür­
wortende Stellungnahme ab; sie kam zu dem Schluss, es 
sei unwahrscheinlich, dass das Inverkehrbringen der Er­
zeugnisse, die MON863xMON810xNK603-Mais enthal­
ten, aus diesem bestehen oder aus diesem gewonnen 
werden („Erzeugnisse“), wie im Antrag beschrieben, 

schädliche Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch 
oder Tier oder auf die Umwelt hat ( 3 ). Außerdem sei es 
akzeptabel, die Daten für die einzelnen Ereignisse zur 
Unterstützung der Sicherheit der Erzeugnisse heranzuzie­
hen; darüber hinaus berücksichtigte die EFSA alle spezi­
fischen Fragen und Bedenken der Mitgliedstaaten im Zu­
sammenhang mit der Konsultation der nationalen zustän­
digen Behörden gemäß Artikel 6 Absatz 4 und 
Artikel 18 Absatz 4 der genannten Verordnung. 

(4) Im Oktober 2006 veröffentlichte die EFSA auf Ersuchen 
der Kommission ausführliche Erläuterungen dazu, in wel­
cher Weise die Anmerkungen der zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten in ihrer Stellungnahme berücksichtigt 
wurden; darüber hinaus veröffentlichte sie weitere Infor­
mationen zu den verschiedenen Aspekten, die das Wis­
senschaftliche Gremium der EFSA für genetisch ver­
änderte Organismen geprüft hatte. 

(5) Die EFSA kam in ihrer Stellungnahme ferner zu dem 
Schluss, dass der Umweltüberwachungsplan, der aus ei­
nem allgemeinen, vom Antragsteller vorgelegten Über­
wachungsplan besteht, der vorgesehenen Verwendung 
der Erzeugnisse entspricht. 

(6) Nach der Veröffentlichung eines Berichts der Weltgesund­
heitsorganisation, in dem diese Kanamycin und Neomy­
cin als „in der Humanmedizin besonders wichtige anti­
bakterielle Mittel“ einstuft, „die bei Risikomanagement­
strategien im Bereich des nicht menschlichen Gebrauchs 
zu berücksichtigen sind“, unterstrich die Europäische Arz­
neimittel-Agentur am 26. Februar 2007 in einer Stellung­
nahme die therapeutische Bedeutung beider Antibiotika 
in der Human- und Veterinärmedizin. Unter Berücksich­
tigung dieser Stellungnahme wies die EFSA am 13. April 
2007 darauf hin, dass die therapeutische Wirkung der 
genannten Antibiotika nicht durch das Vorhandensein 
des nptII-Gens in genetisch veränderten Pflanzen beein­
trächtigt wird. Dies liege darin begründet, dass die Wahr­
scheinlichkeit eines Gentransfers von Pflanzen auf Bakte­
rien sowie einer anschließenden Expression äußerst ge­
ring ist und dass das Antibiotikaresistenzgen in der Um­
welt bereits weite Verbreitung gefunden hat. Damit be­
stätigte die EFSA ihre ursprüngliche Bewertung in Bezug 
auf die sichere Nutzung des Antibiotikaresistenz-Marker­
gens nptII in genetisch veränderten Organismen und den 
daraus erzeugten Lebensmitteln und Futtermitteln.
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(7) Am 14. Mai 2008 ersuchte die Kommission die EFSA um 
Folgendes: i) ein konsolidiertes wissenschaftliches Gutach­
ten zu erstellen, wobei sie das frühere Gutachten und die 
Stellungnahme über die Verwendung von Antibiotikare­
sistenz-Markergenen (ARMG) in genetisch veränderten 
Pflanzen berücksichtigen sollte, die in Verkehr gebracht 
werden sollen oder bereits in Verkehr gebracht werden 
dürfen, sowie ihre Verwendung für Einfuhr, Verarbeitung 
und Anbau in Betracht ziehen sollte; ii) die Auswirkun­
gen zu erläutern, die dieses konsolidierte Gutachten auf 
die früheren Bewertungen der EFSA zu einzelnen gene­
tisch veränderten Organismen (GVO) mit ARMG haben 
könnte. Im Rahmen des Ersuchens wurde die EFSA u.a. 
auf Schreiben von Dänemark und Greenpeace an die 
Kommission hingewiesen. 

(8) Am 11. Juni 2009 veröffentlichte die EFSA eine Stellung­
nahme über die Verwendung von ARMG in genetisch 
veränderten Pflanzen und kam darin zu dem Schluss, 
dass die frühere Bewertung der EFSA zu 
MON863xMON810xNK603-Mais mit der in der Stel­
lungnahme dargelegten Risikobewertungsstrategie über­
einstimmt und dass keine neuen wissenschaftlichen Er­
kenntnisse vorliegen, die die EFSA zu einer Änderung 
ihres früheren Gutachtens veranlassen würden. 

(9) Nachdem eine wissenschaftliche Veröffentlichung erschie­
nen war, die die mit MON863-Mais an Ratten durch­
geführte 90-Tage-Studie neu bewertete und die Sicherheit 
von MON863-Mais in Frage stellte, konsultierte die Kom­
mission am 15. März 2007 die EFSA zu der Frage, wel­
che Auswirkungen diese Bewertung auf ihre ursprüng­
liche Stellungnahme zum MON863-Mais haben könnte. 
Am 28. Juni 2007 teilte die EFSA mit, dass die Veröffent­
lichung keine neuen toxikologisch relevanten Aspekte 
zutage fördere, und bestätigte ihre ursprüngliche befür­
wortende Sicherheitsbewertung für MON863-Mais. 

(10) In Anbetracht dieser Erwägungen sollten die Erzeugnisse 
zugelassen werden. 

(11) Jedem GVO sollte gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
65/2004 der Kommission vom 14. Januar 2004 über 
ein System für die Entwicklung und Zuweisung spezi­
fischer Erkennungsmarker für genetisch veränderte Orga­
nismen ( 1 ) ein spezifischer Erkennungsmarker zugewiesen 
werden. 

(12) Nach der Stellungnahme der EFSA scheinen keine über 
die in Artikel 13 Absatz 1 und Artikel 25 Absatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 hinausgehenden spezi­
fischen Kennzeichnungsanforderungen für die Lebensmit­
tel, Lebensmittelzutaten und Futtermittel, die 
MON863xMON810xNK603-Mais enthalten, aus diesem 

bestehen oder aus diesem gewonnen werden, erforderlich 
zu sein. Damit jedoch sichergestellt ist, dass die Erzeug­
nisse nur im Rahmen des vorliegenden Zulassungs­
beschlusses verwendet werden, sollte die Kennzeichnung 
von Futtermitteln und anderen Erzeugnissen, die den 
GVO enthalten oder aus diesem bestehen und für die 
die Zulassung beantragt wird, auch einen klaren Hinweis 
darauf enthalten, dass die fraglichen Erzeugnisse nicht 
zum Anbau verwendet werden dürfen. 

(13) Laut der Stellungnahme der EFSA sind außerdem keine 
spezifischen Bedingungen oder Einschränkungen für das 
Inverkehrbringen und/oder für Verwendung und Hand­
habung, einschließlich Anforderungen an die Über­
wachung nach Inverkehrbringen, sowie keine spezi­
fischen Bedingungen zum Schutz besonderer Ökosys­
teme/der Umwelt und/oder geografischer Gebiete gemäß 
Artikel 6 Absatz 5 Buchstabe e und Artikel 18 Absatz 5 
Buchstabe e der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 ge­
rechtfertigt. Die im Anhang des vorliegenden Beschlusses 
genannten Informationen werden gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 1829/2003 in das Gemeinschaftsregister gen­
technisch veränderter Lebensmittel und Futtermittel ein­
getragen. 

(14) Artikel 4 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1830/2003 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22. September 2003 über die Rückverfolgbarkeit und 
Kennzeichnung von genetisch veränderten Organismen 
und über die Rückverfolgbarkeit von aus genetisch ver­
änderten Organismen hergestellten Lebensmitteln und 
Futtermitteln sowie zur Änderung der Richtlinie 
2001/18/EG ( 2 ) legt die Anforderungen an die Kenn­
zeichnung von Erzeugnissen fest, die aus GVO bestehen 
oder solche enthalten. 

(15) Dieser Beschluss ist gemäß Artikel 9 Absatz 1 und 
Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung (EG) 
Nr. 1946/2003 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 15. Juli 2003 über grenzüberschreitende Ver­
bringungen genetisch veränderter Organismen ( 3 ) über 
die Informationsstelle für Biosicherheit den Vertragspar­
teien des Protokolls von Cartagena über die biologische 
Sicherheit zum Übereinkommen über die biologische 
Vielfalt zu melden. 

(16) Der Ständige Ausschuss für die Lebensmittelkette und 
Tiergesundheit hat innerhalb der von seinem Vorsitz ge­
setzten Frist keine Stellungnahme abgegeben. 

(17) Auf seiner Tagung vom 18. Februar 2008 konnte der Rat 
keine Entscheidung mit qualifizierter Mehrheit für oder 
gegen den Vorschlag erzielen. Es obliegt nun der Kom­
mission, die Maßnahmen zu erlassen —
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Genetisch veränderter Organismus und spezifischer 
Erkennungsmarker 

Genetisch verändertem Mais (Zea mays L.) 
MON863xMON810xNK603, der durch Kreuzungen von 
MON-ØØ863-5 und MON-ØØ81Ø-6 enthaltendem Mais mit 
MON-ØØ6Ø3-6-Ereignissen gewonnen wird, wie unter Buch­
stabe b des Anhangs dargelegt, wird gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 65/2004 der spezifische Erkennungsmarker MON- 
ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6xMON-ØØ6Ø3-6 zugewiesen. 

Artikel 2 

Zulassung und Inverkehrbringen 

Folgende Erzeugnisse werden für die Zwecke von Artikel 4 
Absatz 2 und Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1829/2003 gemäß den in diesem Beschluss aufgeführten Bedin­
gungen zugelassen: 

a) Lebensmittel und Lebensmittelzutaten, die MON-ØØ863- 
5xMON-ØØ81Ø-6xMON-ØØ6Ø3-6-Mais enthalten, aus die­
sem bestehen oder aus diesem gewonnen werden; 

b) Futtermittel, die MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6xMON- 
ØØ6Ø3-6-Mais enthalten, aus diesem bestehen oder aus die­
sem gewonnen werden; 

c) andere Erzeugnisse als Lebensmittel und Futtermittel, die 
MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6xMON-ØØ6Ø3-6-Mais 
enthalten oder aus diesem bestehen, zu den gleichen Ver­
wendungszwecken wie bei jeder anderen Maissorte, außer 
zum Anbau. 

Artikel 3 

Kennzeichnung 

(1) Für die Zwecke der Kennzeichnungsanforderungen ge­
mäß Artikel 13 Absatz 1 und Artikel 25 Absatz 2 der Verord­
nung (EG) Nr. 1829/2003 sowie gemäß Artikel 4 Absatz 6 der 
Verordnung (EG) Nr. 1830/2003 wird „Mais“ als „Bezeichnung 
des Organismus“ festgelegt. 

(2) Der Hinweis „nicht zum Anbau“ muss auf dem Etikett 
und in den Begleitdokumenten der in Artikel 2 Buchstaben b 
und c genannten Erzeugnisse, die die Maissorte MON-ØØ863- 
5xMON-ØØ81Ø-6xMON-ØØ6Ø3-6 enthalten oder aus dieser 
bestehen, erscheinen. 

Artikel 4 

Überwachung auf Auswirkungen auf die Umwelt 

(1) Der Zulassungsinhaber stellt sicher, dass der Plan zur 
Überwachung auf Auswirkungen auf die Umwelt gemäß Buch­
stabe h des Anhangs aufgestellt und umgesetzt wird. 

(2) Der Zulassungsinhaber legt der Kommission Jahres­
berichte über die Durchführung und die Ergebnisse der im 
Überwachungsplan festgelegten Tätigkeiten vor. 

Artikel 5 

Gemeinschaftsregister 

Die im Anhang des vorliegenden Beschlusses genannten Infor­
mationen werden gemäß Artikel 28 der Verordnung (EG) Nr. 
1829/2003 in das Gemeinschaftsregister genetisch veränderter 
Lebensmittel und Futtermittel aufgenommen. 

Artikel 6 

Zulassungsinhaber 

Der Zulassungsinhaber ist: Monsanto Europe S.A., Belgien, im 
Namen der Monsanto Company, Vereinigte Staaten von Ame­
rika. 

Artikel 7 

Geltungsdauer 

Dieser Beschluss gilt 10 Jahre ab dem Datum seiner Bekannt­
gabe. 

Artikel 8 

Adressat 

Dieser Beschluss ist gerichtet an: Monsanto Europe S.A., Schel­
delaan 460, Haven 627, 2040 Antwerpen, Belgien. 

Brüssel, den 2. März 2010 

Für die Kommission 

John DALLI 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

a) Antragsteller und Zulassungsinhaber: 

Name: Monsanto Europe S.A. 

Adresse: Scheldelaan 460, Haven 627, 2040 Antwerpen, Belgien, 

im Namen von Monsanto Company, 800 N. Lindbergh Boulevard, St. Louis, Missouri 63167, Vereinigte Staaten von 
Amerika. 

b) Bezeichnung und Spezifikation der Erzeugnisse: 

1. Lebensmittel und Lebensmittelzutaten, die MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6xMON-ØØ6Ø3-6-Mais enthalten, aus 
diesem bestehen oder aus diesem gewonnen werden. 

2. Futtermittel, die MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6xMON-ØØ6Ø3-6-Mais enthalten, aus diesem bestehen oder aus 
diesem gewonnen werden. 

3. Andere Erzeugnisse als Lebensmittel und Futtermittel, die MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6xMON-ØØ6Ø3-6-Mais 
enthalten oder aus diesem bestehen, zu den gleichen Verwendungszwecken wie bei jeder anderen Maissorte, außer 
zum Anbau. 

Der genetisch veränderte Mais MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6xMON-ØØ6Ø3-6 gemäß dem Antrag entsteht durch 
Kreuzungen von MON-ØØ863-5 und MON-ØØ81Ø-6 enthaltendem Mais mit MON-ØØ6Ø3-6-Ereignissen; er ex­
primiert das CryBb1-Protein, das Schutz gegen bestimmte Coleoptera-Schädlinge (Diabrotica spp.) gewährt, das Cry1Ab- 
Protein, das Schutz gegen bestimmte Lepidoptera-Schädlinge (Ostrinia nubilalis, Sesamia spp.) gewährt, und das CP4- 
EPSPS-Protein, das Toleranz gegenüber dem Glyphosatherbizid verleiht. Bei der genetischen Veränderung wurde ein 
nptII-Gen, das Resistenz gegen Kanamycin verleiht, als genetischer Marker eingesetzt. 

c) Kennzeichnung: 

1. Für die Zwecke der Kennzeichnungsanforderungen gemäß Artikel 13 Absatz 1 und Artikel 25 Absatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 sowie gemäß Artikel 4 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1830/2003 wird 
„Mais“ als „Bezeichnung des Organismus“ festgelegt. 

2. Der Hinweis „nicht zum Anbau“ muss auf dem Etikett und in den Begleitdokumenten der in Artikel 2 Buchstaben b 
und c genannten Erzeugnisse, die die Maissorte MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6xMON-ØØ6Ø3-6 enthalten oder 
aus dieser bestehen, erscheinen. 

d) Nachweisverfahren: 

— Quantitative ereignisspezifische Methode auf Basis der Polymerase-Kettenreaktion in Echtzeit für die genetisch 
veränderten Maissorten MON-ØØ863-5, MON-ØØ81Ø-6 und MON-ØØ6Ø3-6, validiert für MON-ØØ863- 
5xMON-ØØ81Ø-6xMON-ØØ6Ø3-6-Mais. 

— Validiert durch das gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 benannte gemeinschaftliche Referenzlaboratorium; 
Validierung veröffentlicht unter folgender Internet-Adresse: http://gmo-crl.jrc.it/statusofdoss.htm. 

— Referenzmaterial: ERM®-BF416 (für MON-ØØ863-5), ERM®-BF413 (für MON-ØØ81Ø-6) und ERM®-BF415 (für 
MON-ØØ6Ø3-6), erhältlich bei der Gemeinsamen Forschungsstelle (GFS) der Europäischen Kommission, Institut 
für Referenzmaterialien und -messungen (IRMM), unter folgender Internet-Adresse: http://www.irmm.jrc.be/html/ 
reference_materials_catalogue/index.htm. 

e) Spezifischer Erkennungsmarker: 

MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6xMON-ØØ6Ø3-6. 

f) Informationen gemäß Anhang II des Protokolls von Cartagena über die biologische Sicherheit zum Über­
einkommen über die biologische Vielfalt: 

Informationsstelle für biologische Sicherheit, Eintragskennung: siehe [zu ergänzen bei Bekanntgabe]. 

g) Bedingungen oder Einschränkungen für das Inverkehrbringen, die Verwendung oder die Handhabung der 
Erzeugnisse: 

Nicht erforderlich. 

h) Überwachungsplan: 

Plan zur Überwachung auf Auswirkungen auf die Umwelt gemäß Anhang VII der Richtlinie 2001/18/EG. 

[Link: im Internet veröffentlichter Plan].
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i) Anforderungen an die Überwachung nach Inverkehrbringen bei Verwendung der Lebensmittel zum mensch­
lichen Verzehr: 

Nicht erforderlich. 

Hinweis: Die Links zu einschlägigen Unterlagen müssen möglicherweise im Laufe der Zeit geändert werden. Diese 
Änderungen werden der Öffentlichkeit über die Aktualisierung des Gemeinschaftsregisters genetisch veränderter 
Lebensmittel und Futtermittel zugänglich gemacht.
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BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 2. März 2010 

über die Zulassung des Inverkehrbringens von Erzeugnissen, die aus der genetisch veränderten 
Maissorte MON863xMON810 (MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6) bestehen, diese enthalten oder 
aus dieser gewonnen werden, gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 des Europäischen 

Parlaments und des Rates 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2010) 1198) 

(Nur der französische und der niederländische Text sind verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/140/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003 über 
genetisch veränderte Lebensmittel und Futtermittel ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 7 Absatz 3 und Artikel 19 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 24. Juni 2004 stellte das Unternehmen Monsanto 
Europe S.A. bei den zuständigen Behörden Deutschlands 
einen Antrag („Antrag“) gemäß den Artikeln 5 und 17 
der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 auf das Inverkehr­
bringen von Lebensmitteln, Lebensmittelzutaten und Fut­
termitteln, die MON863xMON810-Mais enthalten, aus 
diesem bestehen oder aus diesem gewonnen werden. 

(2) Der Antrag umfasst auch das Inverkehrbringen anderer 
Erzeugnisse, die MON863xMON810-Mais enthalten oder 
aus diesem bestehen, zu den gleichen Verwendungszwe­
cken wie bei jeder anderen Maissorte, außer zum Anbau. 
Daher enthält der Antrag gemäß Artikel 5 Absatz 5 und 
Artikel 17 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 
die gemäß den Anhängen III und IV der Richtlinie 
2001/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. März 2001 über die absichtliche Freisetzung 
genetisch veränderter Organismen in die Umwelt und 
zur Aufhebung der Richtlinie 90/220/EWG des Rates ( 2 ) 
erforderlichen Daten und Angaben sowie Informationen 
und Schlussfolgerungen zu der Risikobewertung, die ge­
mäß den Grundsätzen in Anhang II der Richtlinie 
2001/18/EG durchgeführt wurde. 

(3) Am 31. März 2006 gab die Europäische Behörde für 
Lebensmittelsicherheit („EFSA“) gemäß den Artikeln 6 
und 18 der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 eine befür­
wortende Stellungnahme ab; sie kam zu dem Schluss, es 
sei unwahrscheinlich, dass das Inverkehrbringen der Er­
zeugnisse, die MON863xMON810-Mais enthalten, aus 
diesem bestehen oder aus diesem gewonnen werden („Er­
zeugnisse“), wie im Antrag beschrieben, schädliche Aus­
wirkungen auf die Gesundheit von Mensch oder Tier 

oder auf die Umwelt hat ( 3 ). Außerdem sei es akzeptabel, 
die Daten für die einzelnen Ereignisse zur Unterstützung 
der Sicherheit der Erzeugnisse heranzuziehen; darüber 
hinaus berücksichtigte die EFSA alle spezifischen Fragen 
und Bedenken der Mitgliedstaaten im Zusammenhang 
mit der Konsultation der nationalen zuständigen Behör­
den gemäß Artikel 6 Absatz 4 und Artikel 18 Absatz 4 
der genannten Verordnung. 

(4) Im Oktober 2006 veröffentlichte die EFSA auf Ersuchen 
der Kommission ausführliche Erläuterungen dazu, in wel­
cher Weise die Anmerkungen der zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten in ihrer Stellungnahme berücksichtigt 
wurden; darüber hinaus veröffentlichte sie weitere Infor­
mationen zu den verschiedenen Aspekten, die das Wis­
senschaftliche Gremium der EFSA für genetisch ver­
änderte Organismen geprüft hatte. 

(5) Die EFSA kam in ihrer Stellungnahme ferner zu dem 
Schluss, dass der Umweltüberwachungsplan, der aus ei­
nem allgemeinen, vom Antragsteller vorgelegten Über­
wachungsplan besteht, der vorgesehenen Verwendung 
der Erzeugnisse entspricht. 

(6) Nach der Veröffentlichung eines Berichts der Weltgesund­
heitsorganisation, in dem diese Kanamycin und Neomy­
cin als „in der Humanmedizin besonders wichtige anti­
bakterielle Mittel“ einstuft, „die bei Risikomanagement­
strategien im Bereich des nicht menschlichen Gebrauchs 
zu berücksichtigen sind“, unterstrich die Europäische Arz­
neimittel-Agentur am 26. Februar 2007 in einer Stellung­
nahme die therapeutische Bedeutung beider Antibiotika 
in der Human- und Veterinärmedizin. Unter Berücksich­
tigung dieser Stellungnahme wies die EFSA am 13. April 
2007 darauf hin, dass die therapeutische Wirkung der 
genannten Antibiotika nicht durch das Vorhandensein 
des nptII-Gens in genetisch veränderten Pflanzen beein­
trächtigt wird. Dies liege darin begründet, dass die Wahr­
scheinlichkeit eines Gentransfers von Pflanzen auf Bakte­
rien sowie einer anschließenden Expression äußerst ge­
ring ist und dass das Antibiotikaresistenzgen in der Um­
welt bereits weite Verbreitung gefunden hat. Damit be­
stätigte die EFSA ihre ursprüngliche Bewertung in Bezug 
auf die sichere Nutzung des Antibiotikaresistenz-Marker­
gens nptII in genetisch veränderten Organismen und den 
daraus erzeugten Lebensmitteln und Futtermitteln.
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(7) Am 14. Mai 2008 ersuchte die Kommission die EFSA um 
Folgendes: i) ein konsolidiertes wissenschaftliches Gutach­
ten zu erstellen, wobei sie das frühere Gutachten und die 
Stellungnahme über die Verwendung von Antibiotikare­
sistenz-Markergenen (ARMG) in genetisch veränderten 
Pflanzen berücksichtigen sollte, die in Verkehr gebracht 
werden sollen oder bereits in Verkehr gebracht werden 
dürfen, sowie ihre Verwendung für Einfuhr, Verarbeitung 
und Anbau in Betracht ziehen sollte; ii) die Auswirkun­
gen zu erläutern, die dieses konsolidierte Gutachten auf 
die früheren Bewertungen der EFSA zu einzelnen gene­
tisch veränderten Organismen (GVO) mit ARMG haben 
könnte. Im Rahmen des Ersuchens wurde die EFSA u. a. 
auf Schreiben von Dänemark und Greenpeace an die 
Kommission hingewiesen. 

(8) Am 11. Juni 2009 veröffentlichte die EFSA eine Stellung­
nahme über die Verwendung von ARMG in genetisch 
veränderten Pflanzen und kam darin zu dem Schluss, 
dass die frühere Bewertung der EFSA zu 
MON863xMON810-Mais mit der in der Stellungnahme 
dargelegten Risikobewertungsstrategie übereinstimmt und 
dass keine neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse vorlie­
gen, die die EFSA zu einer Änderung ihres früheren Gut­
achtens veranlassen würden. 

(9) Nachdem eine wissenschaftliche Veröffentlichung erschie­
nen war, die die mit MON863-Mais an Ratten durch­
geführte 90-Tage-Studie neu bewertete und die Sicherheit 
von MON863-Mais in Frage stellte, konsultierte die Kom­
mission am 15. März 2007 die EFSA zu der Frage, wel­
che Auswirkungen diese Bewertung auf ihre ursprüng­
liche Stellungnahme zum MON863-Mais haben könnte. 
Am 28. Juni 2007 teilte die EFSA mit, dass die Veröffent­
lichung keine neuen toxikologisch relevanten Aspekte 
zutage fördere, und bestätigte ihre ursprüngliche befür­
wortende Sicherheitsbewertung für MON863-Mais. 

(10) In Anbetracht dieser Erwägungen sollten die Erzeugnisse 
zugelassen werden. 

(11) Jedem GVO sollte gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
65/2004 der Kommission vom 14. Januar 2004 über 
ein System für die Entwicklung und Zuweisung spezi­
fischer Erkennungsmarker für genetisch veränderte Orga­
nismen ( 1 ) ein spezifischer Erkennungsmarker zugewiesen 
werden. 

(12) Nach der Stellungnahme der EFSA scheinen keine über 
die in Artikel 13 Absatz 1 und Artikel 25 Absatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 hinausgehenden spezi­
fischen Kennzeichnungsanforderungen für die Lebensmit­
tel, Lebensmittelzutaten und Futtermittel, die 
MON863xMON810-Mais enthalten, aus diesem bestehen 
oder aus diesem gewonnen werden, erforderlich zu sein. 
Damit jedoch sichergestellt ist, dass die Erzeugnisse nur 
im Rahmen des vorliegenden Zulassungsbeschlusses ver­
wendet werden, sollte die Kennzeichnung von Futtermit­
teln und anderen Erzeugnissen, die den GVO enthalten 
oder aus diesem bestehen und für die die Zulassung 
beantragt wird, auch einen klaren Hinweis darauf enthal­
ten, dass die fraglichen Erzeugnisse nicht zum Anbau 
verwendet werden dürfen. 

(13) Laut der Stellungnahme der EFSA sind außerdem keine 
spezifischen Bedingungen oder Einschränkungen für das 

Inverkehrbringen und/oder für Verwendung und Hand­
habung, einschließlich Anforderungen an die Über­
wachung nach Inverkehrbringen, sowie keine spezi­
fischen Bedingungen zum Schutz besonderer Ökosys­
teme/der Umwelt und/oder geografischer Gebiete gemäß 
Artikel 6 Absatz 5 Buchstabe e und Artikel 18 Absatz 5 
Buchstabe e der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 ge­
rechtfertigt. Die im Anhang des vorliegenden Beschlusses 
genannten Informationen werden gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 1829/2003 in das Gemeinschaftsregister gene­
tisch veränderter Lebensmittel und Futtermittel eingetra­
gen. 

(14) Artikel 4 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1830/2003 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22. September 2003 über die Rückverfolgbarkeit und 
Kennzeichnung von genetisch veränderten Organismen 
und über die Rückverfolgbarkeit von aus genetisch ver­
änderten Organismen hergestellten Lebensmitteln und 
Futtermitteln sowie zur Änderung der Richtlinie 
2001/18/EG ( 2 ) legt die Anforderungen an die Kenn­
zeichnung von Erzeugnissen fest, die aus GVO bestehen 
oder solche enthalten. 

(15) Dieser Beschluss ist gemäß Artikel 9 Absatz 1 und 
Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung (EG) 
Nr. 1946/2003 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 15. Juli 2003 über grenzüberschreitende Ver­
bringungen genetisch veränderter Organismen ( 3 ) über 
die Informationsstelle für Biosicherheit den Vertragspar­
teien des Protokolls von Cartagena über die biologische 
Sicherheit zum Übereinkommen über die biologische 
Vielfalt zu melden. 

(16) Die Verwendung für andere als Lebensmittel- und Futter­
mittelzwecke, für die der gleiche GVO mit der Entschei­
dung 2006/47/EG der Kommission ( 4 ) zugelassen worden 
ist, sowie die entsprechenden Bedingungen für das Inver­
kehrbringen und die Überwachung werden durch diesen 
Beschluss abgedeckt und daher ausschließlich durch die­
sen Beschluss geregelt. 

(17) Der Ständige Ausschuss für die Lebensmittelkette und 
Tiergesundheit hat innerhalb der von seinem Vorsitz ge­
setzten Frist keine Stellungnahme abgegeben. 

(18) Auf seiner Tagung vom 18. Februar 2008 konnte der Rat 
keine Entscheidung mit qualifizierter Mehrheit für oder 
gegen den Vorschlag erzielen. Es obliegt nun der Kom­
mission, die Maßnahmen zu erlassen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Genetisch veränderter Organismus und spezifischer 
Erkennungsmarker 

Genetisch verändertem Mais (Zea mays L.) MON863xMON810, 
der durch Kreuzungen aus MON-ØØ863-5 enthaltendem Mais 
und MON-ØØ81Ø-6-Ereignissen gewonnen wird, wie unter 
Buchstabe b des Anhangs dargelegt, wird gemäß der Verord­
nung (EG) Nr. 65/2004 der spezifische Erkennungsmarker 
MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6 zugewiesen.
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Artikel 2 

Zulassung und Inverkehrbringen 

Folgende Erzeugnisse werden für die Zwecke von Artikel 4 
Absatz 2 und Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1829/2003 gemäß den in diesem Beschluss aufgeführten Bedin­
gungen zugelassen: 

a) Lebensmittel und Lebensmittelzutaten, die MON-ØØ863- 
5xMON-ØØ81Ø-6-Mais enthalten, aus diesem bestehen 
oder aus diesem gewonnen werden; 

b) Futtermittel, die MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6-Mais ent­
halten, aus diesem bestehen oder aus diesem gewonnen wer­
den; 

c) andere Erzeugnisse als Lebensmittel und Futtermittel, die 
MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6-Mais enthalten oder aus 
diesem bestehen, zu den gleichen Verwendungszwecken 
wie bei jeder anderen Maissorte, außer zum Anbau. 

Artikel 3 

Kennzeichnung 

(1) Für die Zwecke der Kennzeichnungsanforderungen ge­
mäß Artikel 13 Absatz 1 und Artikel 25 Absatz 2 der Verord­
nung (EG) Nr. 1829/2003 sowie gemäß Artikel 4 Absatz 6 der 
Verordnung (EG) Nr. 1830/2003 wird „Mais“ als „Bezeichnung 
des Organismus“ festgelegt. 

(2) Der Hinweis „nicht zum Anbau“ muss auf dem Etikett 
und in den Begleitdokumenten der in Artikel 2 Buchstaben b 
und c genannten Erzeugnisse, die die Maissorte MON-ØØ863- 
5xMON-ØØ81Ø-6 enthalten oder aus dieser bestehen, erschei­
nen. 

Artikel 4 

Überwachung auf Auswirkungen auf die Umwelt 

(1) Der Zulassungsinhaber stellt sicher, dass der Plan zur 
Überwachung auf Auswirkungen auf die Umwelt gemäß Buch­
stabe h des Anhangs aufgestellt und umgesetzt wird. 

(2) Der Zulassungsinhaber legt der Kommission Jahres­
berichte über die Durchführung und die Ergebnisse der im 
Überwachungsplan festgelegten Tätigkeiten vor. 

Artikel 5 

Gemeinschaftsregister 

Die im Anhang des vorliegenden Beschlusses genannten Infor­
mationen werden gemäß Artikel 28 der Verordnung (EG) Nr. 
1829/2003 in das Gemeinschaftsregister genetisch veränderter 
Lebensmittel und Futtermittel aufgenommen. 

Artikel 6 

Zulassungsinhaber 

Der Zulassungsinhaber ist: Monsanto Europe S.A., Belgien, im 
Namen der Monsanto Company, Vereinigte Staaten von Ame­
rika. 

Artikel 7 

Geltungsdauer 

Dieser Beschluss gilt 10 Jahre ab dem Datum seiner Bekannt­
gabe. 

Artikel 8 

Adressat 

Dieser Beschluss ist gerichtet an: Monsanto Europe S.A., Schel­
delaan 460, Haven 627, 2040 Antwerpen, Belgien. 

Brüssel, den 2. März 2010 

Für die Kommission 

John DALLI 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

a) Antragsteller und Zulassungsinhaber: 

Name: Monsanto Europe S.A. 

Adresse: Scheldelaan 460, Haven 627, 2040 Antwerpen, Belgien, 

im Namen von Monsanto Company, 800 N. Lindbergh Boulevard, St. Louis, Missouri 63167, Vereinigte Staaten von 
Amerika. 

b) Bezeichnung und Spezifikation der Erzeugnisse: 

1. Lebensmittel und Lebensmittelzutaten, die MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6-Mais enthalten, aus diesem bestehen 
oder aus diesem gewonnen werden. 

2. Futtermittel, die MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6-Mais enthalten, aus diesem bestehen oder aus diesem gewonnen 
werden. 

3. Andere Erzeugnisse als Lebensmittel und Futtermittel, die MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6-Mais enthalten oder 
aus diesem bestehen, zu den gleichen Verwendungszwecken wie bei jeder anderen Maissorte, außer zum Anbau. 

Der genetisch veränderte Mais MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6 gemäß dem Antrag entsteht durch Kreuzungen aus 
MON-ØØ863-5 enthaltendem Mais und MON-ØØ81Ø-6-Ereignissen; er exprimiert das CryBb1-Protein, das Schutz 
gegen bestimmte Coleoptera-Schädlinge (Diabrotica spp.) gewährt, und das Cry1Ab-Protein, das Schutz gegen be­
stimmte Lepidoptera-Schädlinge (Ostrinia nubilalis, Sesamia spp.) gewährt. Bei der genetischen Veränderung wurde 
ein nptII-Gen, das Resistenz gegen Kanamycin verleiht, als genetischer Marker eingesetzt. 

c) Kennzeichnung: 

1. Für die Zwecke der Kennzeichnungsanforderungen gemäß Artikel 13 Absatz 1 und Artikel 25 Absatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 sowie gemäß Artikel 4 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1830/2003 wird 
„Mais“ als „Bezeichnung des Organismus“ festgelegt. 

2. Der Hinweis „nicht zum Anbau“ muss auf dem Etikett und in den Begleitdokumenten der in Artikel 2 Buchstaben b 
und c genannten Erzeugnisse, die die Maissorte MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6 enthalten oder aus dieser be­
stehen, erscheinen. 

d) Nachweisverfahren: 

— Quantitative ereignisspezifische Methode auf Basis der Polymerase-Kettenreaktion in Echtzeit für die genetisch 
veränderten Maissorten MON-ØØ863-5 und MON-ØØ81Ø-6, validiert für MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6- 
Mais. 

— Validiert durch das gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 benannte gemeinschaftliche Referenzlaboratorium; 
Validierung veröffentlicht unter folgender Internet-Adresse: http://gmo-crl.jrc.it/statusofdoss.htm 

— Referenzmaterial: ERM®-BF416 (für MON-ØØ863-5) und ERM®-BF413 (für MON-ØØ810-6), erhältlich bei der 
Gemeinsamen Forschungsstelle (GFS) der Europäischen Kommission, Institut für Referenzmaterialien und -messun­
gen (IRMM), unter folgender Internet-Adresse: http://www.irmm.jrc.be/html/reference_materials_catalogue/index. 
htm 

e) Spezifischer Erkennungsmarker: 

MON-ØØ863-5xMON-ØØ81Ø-6. 

f) Informationen gemäß Anhang II des Protokolls von Cartagena über die biologische Sicherheit zum Über­
einkommen über die biologische Vielfalt: 

Informationsstelle für biologische Sicherheit, Eintragskennung: siehe [zu ergänzen bei Bekanntgabe]. 

g) Bedingungen oder Einschränkungen für das Inverkehrbringen, die Verwendung oder die Handhabung der 
Erzeugnisse: 

Nicht erforderlich.
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h) Überwachungsplan: 

Plan zur Überwachung auf Auswirkungen auf die Umwelt gemäß Anhang VII der Richtlinie 2001/18/EG. 

[Link: im Internet veröffentlichter Plan]. 

i) Anforderungen an die Überwachung nach Inverkehrbringen bei Verwendung der Lebensmittel zum mensch­
lichen Verzehr: 

Nicht erforderlich. 

Hinweis: Die Links zu einschlägigen Unterlagen müssen möglicherweise im Laufe der Zeit geändert werden. Diese 
Änderungen werden der Öffentlichkeit über die Aktualisierung des Gemeinschaftsregisters genetisch veränderter 
Lebensmittel und Futtermittel zugänglich gemacht.
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BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 2. März 2010 

über die Zulassung des Inverkehrbringens von Erzeugnissen, die aus der genetisch veränderten 
Maissorte MON863xNK603 (MON-ØØ863-5xMON-ØØ6Ø3-6) bestehen, diese enthalten oder aus 
dieser gewonnen werden, gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 des Europäischen Parlaments 

und des Rates 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2010) 1203) 

(Nur der niederländische und der französische Text sind verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/141/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003 über 
genetisch veränderte Lebensmittel und Futtermittel ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 7 Absatz 3 und Artikel 19 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 22. Oktober 2004 stellte das Unternehmen Mon­
santo Europe S.A. bei den zuständigen Behörden des 
Vereinigten Königreichs einen Antrag („Antrag“) gemäß 
den Artikeln 5 und 17 der Verordnung (EG) Nr. 
1829/2003 auf das Inverkehrbringen von Lebensmitteln, 
Lebensmittelzutaten und Futtermitteln, die 
MON863xNK603-Mais enthalten, aus diesem bestehen 
oder aus diesem gewonnen werden. 

(2) Der Antrag umfasst auch das Inverkehrbringen anderer 
Erzeugnisse, die MON863xNK603-Mais enthalten oder 
aus diesem bestehen, zu den gleichen Verwendungszwe­
cken wie bei jeder anderen Maissorte, außer zum Anbau. 
Daher enthält der Antrag nach Artikel 5 Absatz 5 und 
Artikel 17 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 
die Daten und Angaben, die gemäß den Anhängen III 
und IV der Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 12. März 2001 über die 
absichtliche Freisetzung genetisch veränderter Organis­
men in die Umwelt und zur Aufhebung der Richtlinie 
90/220/EWG des Rates ( 2 ) erforderlich sind, sowie Infor­
mationen und Schlussfolgerungen zu der Risikobewer­
tung, die gemäß den Grundsätzen in Anhang II der 
Richtlinie 2001/18/EG durchgeführt wurde. 

(3) Am 31. März 2006 gab die Europäische Behörde für 
Lebensmittelsicherheit („EFSA“) gemäß den Artikeln 6 
und 18 der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 eine befür­
wortende Stellungnahme ab; sie kam zu dem Schluss, es 
sei unwahrscheinlich, dass das Inverkehrbringen der Er­
zeugnisse, die MON863xNK603-Mais enthalten, aus die­
sem bestehen oder aus diesem gewonnen werden („Er­
zeugnisse“), wie im Antrag beschrieben, schädliche Aus­
wirkungen auf die Gesundheit von Mensch oder Tier 

oder auf die Umwelt hat ( 3 ). Außerdem sei es akzeptabel, 
die Daten für die einzelnen Ereignisse zur Unterstützung 
der Sicherheit der Erzeugnisse heranzuziehen; darüber 
hinaus berücksichtigte die EFSA alle spezifischen Fragen 
und Bedenken der Mitgliedstaaten im Zusammenhang 
mit der Konsultation der nationalen zuständigen Behör­
den gemäß Artikel 6 Absatz 4 und Artikel 18 Absatz 4 
der genannten Verordnung. 

(4) Im Oktober 2006 veröffentlichte die EFSA auf Ersuchen 
der Kommission ausführliche Erläuterungen dazu, in wel­
cher Weise die Anmerkungen der zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten in ihrer Stellungnahme berücksichtigt 
wurden; darüber hinaus veröffentlichte sie weitere Infor­
mationen zu den verschiedenen Aspekten, die das Wis­
senschaftliche Gremium der EFSA für genetisch ver­
änderte Organismen geprüft hatte. 

(5) Die EFSA kam in ihrer Stellungnahme ferner zu dem 
Schluss, dass der Umweltüberwachungsplan, der aus ei­
nem allgemeinen, vom Antragsteller vorgelegten Über­
wachungsplan besteht, der vorgesehenen Verwendung 
der Erzeugnisse entspricht. 

(6) Nach der Veröffentlichung eines Berichts der Weltgesund­
heitsorganisation, in dem diese Kanamycin und Neomy­
cin als „in der Humanmedizin besonders wichtige anti­
bakterielle Mittel“ einstuft, „die bei Risikomanagement­
strategien im Bereich des nicht menschlichen Gebrauchs 
zu berücksichtigen sind“, unterstrich die Europäische Arz­
neimittel-Agentur am 26. Februar 2007 in einer Stellung­
nahme die therapeutische Bedeutung beider Antibiotika 
in der Human- und Veterinärmedizin. Unter Berücksich­
tigung dieser Stellungnahme wies die EFSA am 13. April 
2007 darauf hin, dass die therapeutische Wirkung der 
genannten Antibiotika nicht durch das Vorhandensein 
des nptII-Gens in genetisch veränderten Pflanzen beein­
trächtigt wird. Dies liege darin begründet, dass die Wahr­
scheinlichkeit eines Gentransfers von Pflanzen auf Bakte­
rien sowie einer anschließenden Expression äußerst ge­
ring ist und dass das Antibiotikaresistenzgen in der Um­
welt bereits weite Verbreitung gefunden hat. Damit be­
stätigte die EFSA ihre ursprüngliche Bewertung in Bezug 
auf die sichere Nutzung des Antibiotikaresistenz-Marker­
gens nptII in genetisch veränderten Organismen und den 
daraus erzeugten Lebensmitteln und Futtermitteln.
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(7) Am 14. Mai 2008 ersuchte die Kommission die EFSA um 
Folgendes: i) ein konsolidiertes wissenschaftliches Gutach­
ten zu erstellen, wobei sie das frühere Gutachten und die 
Stellungnahme über die Verwendung von Antibiotikare­
sistenz-Markergenen (ARMG) in genetisch veränderten 
Pflanzen berücksichtigen sollte, die in Verkehr gebracht 
werden sollen oder bereits in Verkehr gebracht werden 
dürfen, sowie ihre Verwendung für Einfuhr, Verarbeitung 
und Anbau in Betracht ziehen sollte; ii) die Auswirkun­
gen zu erläutern, die dieses konsolidierte Gutachten auf 
die früheren Bewertungen der EFSA zu einzelnen gene­
tisch veränderten Organismen (GVO) mit ARMG haben 
könnte. Im Rahmen des Ersuchens wurde die EFSA u. a. 
auf Schreiben von Dänemark und Greenpeace an die 
Kommission hingewiesen. 

(8) Am 11. Juni 2009 veröffentlichte die EFSA eine Stellung­
nahme über die Verwendung von ARMG in genetisch 
veränderten Pflanzen und kam darin zu dem Schluss, 
dass die frühere Bewertung der EFSA zu 
MON863xNK603-Mais mit der in der Stellungnahme 
dargelegten Risikobewertungsstrategie übereinstimmt 
und dass keine neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse 
vorliegen, die die EFSA zu einer Änderung ihres früheren 
Gutachtens veranlassen würden. 

(9) Nachdem eine wissenschaftliche Veröffentlichung erschie­
nen war, die die mit MON863-Mais an Ratten durch­
geführte 90-Tage-Studie neu bewertete und die Sicherheit 
von MON863-Mais in Frage stellte, konsultierte die Kom­
mission am 15. März 2007 die EFSA zu der Frage, wel­
che Auswirkungen diese Bewertung auf ihre ursprüng­
liche Stellungnahme zum MON863-Mais haben könnte. 
Am 28. Juni 2007 teilte die EFSA mit, dass die Veröffent­
lichung keine neuen toxikologisch relevanten Aspekte 
zutage fördere, und bestätigte ihre ursprüngliche befür­
wortende Sicherheitsbewertung für MON863-Mais. 

(10) In Anbetracht dieser Erwägungen sollten die Erzeugnisse 
zugelassen werden. 

(11) Jedem GVO sollte gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
65/2004 der Kommission vom 14. Januar 2004 über 
ein System für die Entwicklung und Zuweisung spezi­
fischer Erkennungsmarker für genetisch veränderte Orga­
nismen ( 1 ) ein spezifischer Erkennungsmarker zugewiesen 
werden. 

(12) Nach der Stellungnahme der EFSA scheinen keine über 
die in Artikel 13 Absatz 1 und Artikel 25 Absatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 hinausgehenden spezi­
fischen Kennzeichnungsanforderungen für die Lebensmit­
tel, Lebensmittelzutaten und Futtermittel, die 
MON863xNK603-Mais enthalten, aus diesem bestehen 
oder aus diesem gewonnen werden, erforderlich zu sein. 
Damit jedoch sichergestellt ist, dass die Erzeugnisse nur 
im Rahmen des vorliegenden Zulassungsbeschlusses ver­
wendet werden, sollte die Kennzeichnung von Futtermit­
teln und anderen Erzeugnissen, die den GVO enthalten 
oder aus diesem bestehen und für die die Zulassung 
beantragt wird, auch einen klaren Hinweis darauf enthal­

ten, dass die fraglichen Erzeugnisse nicht zum Anbau 
verwendet werden dürfen. 

(13) Laut der Stellungnahme der EFSA sind außerdem keine 
spezifischen Bedingungen oder Einschränkungen für das 
Inverkehrbringen und/oder für Verwendung und Hand­
habung, einschließlich Anforderungen an die Über­
wachung nach Inverkehrbringen, sowie keine spezi­
fischen Bedingungen zum Schutz besonderer Ökosys­
teme/der Umwelt und/oder geografischer Gebiete gemäß 
Artikel 6 Absatz 5 Buchstabe e und Artikel 18 Absatz 5 
Buchstabe e der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 ge­
rechtfertigt. Die im Anhang des vorliegenden Beschlusses 
genannten Informationen werden gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 1829/2003 in das Gemeinschaftsregister gene­
tisch veränderter Lebensmittel und Futtermittel eingetra­
gen. 

(14) Artikel 4 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1830/2003 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22. September 2003 über die Rückverfolgbarkeit und 
Kennzeichnung von genetisch veränderten Organismen 
und über die Rückverfolgbarkeit von aus genetisch ver­
änderten Organismen hergestellten Lebensmitteln und 
Futtermitteln sowie zur Änderung der Richtlinie 
2001/18/EG ( 2 ) legt die Anforderungen an die Kenn­
zeichnung von Erzeugnissen fest, die aus GVO bestehen 
oder solche enthalten. 

(15) Dieser Beschluss ist gemäß Artikel 9 Absatz 1 und 
Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung (EG) 
Nr. 1946/2003 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 15. Juli 2003 über grenzüberschreitende Ver­
bringungen genetisch veränderter Organismen ( 3 ) über 
die Informationsstelle für Biosicherheit den Vertragspar­
teien des Protokolls von Cartagena über die biologische 
Sicherheit zum Übereinkommen über die biologische 
Vielfalt zu melden. 

(16) Der Ständige Ausschuss für die Lebensmittelkette und 
Tiergesundheit hat innerhalb der von seinem Vorsitz ge­
setzten Frist keine Stellungnahme abgegeben. 

(17) Auf seiner Tagung vom 18. Februar 2008 konnte der Rat 
keine Entscheidung mit qualifizierter Mehrheit für oder 
gegen den Vorschlag erzielen. Es obliegt nun der Kom­
mission, die Maßnahmen zu erlassen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Genetisch veränderter Organismus und spezifischer 
Erkennungsmarker 

Genetisch verändertem Mais (Zea mays L.) MON863xNK603, 
der durch Kreuzungen aus MON-ØØ863-5 enthaltendem Mais 
und MON-ØØ6Ø3-6-Ereignissen gewonnen wird, wie unter 
Buchstabe b des Anhangs dargelegt, wird gemäß der Verord­
nung (EG) Nr. 65/2004 der spezifische Erkennungsmarker 
MON-ØØ863-5xMON-ØØ6Ø3-6 zugewiesen.
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Artikel 2 

Zulassung und Inverkehrbringen 

Folgende Erzeugnisse werden für die Zwecke von Artikel 4 
Absatz 2 und Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1829/2003 gemäß den in diesem Beschluss aufgeführten Bedin­
gungen zugelassen: 

a) Lebensmittel und Lebensmittelzutaten, die MON-ØØ863- 
5xMON-ØØ6Ø3-6-Mais enthalten, aus diesem bestehen 
oder aus diesem gewonnen werden; 

b) Futtermittel, die MON-ØØ863-5xMON-ØØ6Ø3-6-Mais ent­
halten, aus diesem bestehen oder aus diesem gewonnen wer­
den; 

c) andere Erzeugnisse als Lebensmittel und Futtermittel, die 
MON-ØØ863-5xMON-ØØ6Ø3-6-Mais enthalten oder aus 
diesem bestehen, zu den gleichen Verwendungszwecken 
wie bei jeder anderen Maissorte, außer zum Anbau. 

Artikel 3 

Kennzeichnung 

(1) Für die Zwecke der Kennzeichnungsanforderungen ge­
mäß Artikel 13 Absatz 1 und Artikel 25 Absatz 2 der Verord­
nung (EG) Nr. 1829/2003 sowie gemäß Artikel 4 Absatz 6 der 
Verordnung (EG) Nr. 1830/2003 wird „Mais“ als „Bezeichnung 
des Organismus“ festgelegt. 

(2) Der Hinweis „nicht zum Anbau“ muss auf dem Etikett 
und in den Begleitdokumenten der in Artikel 2 Buchstaben b 
und c genannten Erzeugnisse, die die Maissorte MON-ØØ863- 
5xMON-ØØ6Ø3-6 enthalten oder aus dieser bestehen, erschei­
nen. 

Artikel 4 

Überwachung auf Auswirkungen auf die Umwelt 

(1) Der Zulassungsinhaber stellt sicher, dass der Plan zur 
Überwachung auf Auswirkungen auf die Umwelt gemäß 
Buchstabe h des Anhangs aufgestellt und umgesetzt wird. 

(2) Der Zulassungsinhaber legt der Kommission Jahres­
berichte über die Durchführung und die Ergebnisse der im 
Überwachungsplan festgelegten Tätigkeiten vor. 

Artikel 5 

Gemeinschaftsregister 

Die im Anhang des vorliegenden Beschlusses genannten Infor­
mationen werden gemäß Artikel 28 der Verordnung (EG) Nr. 
1829/2003 in das Gemeinschaftsregister genetisch veränderter 
Lebensmittel und Futtermittel aufgenommen. 

Artikel 6 

Zulassungsinhaber 

Der Zulassungsinhaber ist: Monsanto Europe S.A., Belgien, im 
Namen der Monsanto Company, Vereinigte Staaten von Ame­
rika. 

Artikel 7 

Geltungsdauer 

Dieser Beschluss gilt 10 Jahre ab dem Datum seiner Bekannt­
gabe. 

Artikel 8 

Adressat 

Dieser Beschluss ist gerichtet an: Monsanto Europe S.A., Schel­
delaan 460, Haven 627, 2040 Antwerpen, Belgien. 

Brüssel, den 2. März 2010 

Für die Kommission 

John DALLI 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

a) Antragsteller und Zulassungsinhaber: 

Name: Monsanto Europe S.A. 

Adresse: Scheldelaan 460, Haven 627, 2040 Antwerpen, Belgien, 

im Namen von Monsanto Company, 800 N. Lindbergh Boulevard, St. Louis, Missouri 63167, Vereinigte Staaten von 
Amerika 

b) Bezeichnung und Spezifikation der Erzeugnisse: 

1. Lebensmittel und Lebensmittelzutaten, die MON-ØØ863-5xMON-ØØ6Ø3-6-Mais enthalten, aus diesem bestehen 
oder aus diesem gewonnen werden; 

2. Futtermittel, die MON-ØØ863-5xMON-ØØ6Ø3-6-Mais enthalten, aus diesem bestehen oder aus diesem gewonnen 
werden; 

3. andere Erzeugnisse als Lebensmittel und Futtermittel, die MON-ØØ863-5xMON-ØØ6Ø3-6-Mais enthalten oder aus 
diesem bestehen, zu den gleichen Verwendungszwecken wie bei jeder anderen Maissorte, außer zum Anbau. 

Der genetisch veränderte Mais MON-ØØ863-5xMON-ØØ6Ø3-6 gemäß dem Antrag entsteht durch Kreuzungen aus 
MON-ØØ863-5 enthaltendem Mais und MON-ØØ6Ø3-6-Ereignissen; er exprimiert das CryBb1-Protein, das Schutz 
gegen bestimmte Coleoptera-Schädlinge (Diabrotica spp.) gewährt, und das CP4-EPSPS-Protein, das Toleranz gegenüber 
dem Glyphosatherbizid verleiht. Bei der genetischen Veränderung wurde ein nptII-Gen, das Resistenz gegen Kanamycin 
verleiht, als genetischer Marker eingesetzt. 

c) Kennzeichnung: 

1. Für die Zwecke der Kennzeichnungsanforderungen gemäß Artikel 13 Absatz 1 und Artikel 25 Absatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 sowie gemäß Artikel 4 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1830/2003 wird 
„Mais“ als „Bezeichnung des Organismus“ festgelegt. 

2. Der Hinweis „nicht zum Anbau“ muss auf dem Etikett und in den Begleitdokumenten der in Artikel 2 Buchstaben b 
und c genannten Erzeugnisse, die die Maissorte MON-ØØ863-5xMON-ØØ6Ø3-6 enthalten oder aus dieser be­
stehen, erscheinen. 

d) Nachweisverfahren: 

— Quantitative ereignisspezifische Methode auf Basis der Polymerase-Kettenreaktion in Echtzeit für die genetisch 
veränderten Maissorten MON-ØØ863-5 und MON-ØØ6Ø3-6, validiert für MON-ØØ863-5xMON-ØØ6Ø3-6- 
Mais. 

— Validiert durch das gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 benannte gemeinschaftliche Referenzlaboratorium; 
Validierung veröffentlicht unter folgender Internet-Adresse: http://gmo-crl.jrc.it/statusofdoss.htm. 

— Referenzmaterial: ERM®-BF416 (für MON-ØØ863-5) und ERM®-BF415 (für MON-ØØ6Ø3-6), erhältlich bei der 
Gemeinsamen Forschungsstelle (GFS) der Europäischen Kommission, Institut für Referenzmaterialien und -messun­
gen (IRMM), unter folgender Internet-Adresse: http://www.irmm.jrc.be/html/reference_materials_catalogue/index. 
htm. 

e) Spezifischer Erkennungsmarker: 

MON-ØØ863-5xMON-ØØ6Ø3-6 

f) Informationen gemäß Anhang II des Protokolls von Cartagena über die biologische Sicherheit zum Über­
einkommen über die biologische Vielfalt: 

Informationsstelle für biologische Sicherheit, Eintragskennung: siehe [zu ergänzen bei Bekanntgabe] 

g) Bedingungen oder Einschränkungen für das Inverkehrbringen, die Verwendung oder die Handhabung der 
Erzeugnisse: 

Nicht erforderlich.
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h) Überwachungsplan: 

Plan zur Überwachung auf Auswirkungen auf die Umwelt gemäß Anhang VII der Richtlinie 2001/18/EG 

[Link: im Internet veröffentlichter Plan] 

i) Anforderungen an die Überwachung nach Inverkehrbringen bei Verwendung der Lebensmittel zum mensch­
lichen Verzehr: 

Nicht erforderlich. 

Hinweis: Die Links zu einschlägigen Unterlagen müssen möglicherweise im Laufe der Zeit geändert werden. Diese 
Änderungen werden der Öffentlichkeit über die Aktualisierung des Gemeinschaftsregisters genetisch veränderter 
Lebensmittel und Futtermittel zugänglich gemacht.
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Verordnung 2009/937/EU des Rates vom 1. Dezember 2009 zur Änderung seiner 
Geschäftsordnung 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 325 vom 11. Dezember 2009) 

In der Inhaltsübersicht auf der Umschlagseite sowie auf Seite 35, im Titel: 

anstatt: „Verordnung 2009/937/EU des Rates vom 1. Dezember 2009 zur Änderung seiner Geschäftsordnung“ 

muss es heißen: „Beschluss 2009/937/EU des Rates vom 1. Dezember 2009 zur Annahme seiner Geschäftsordnung“. 

Auf Seite 35, nach den Erwägungsgründen: 

anstatt: „HAT FOLGENDE BESCHLUSS ERLASSEN:“ 

muss es heißen: „HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:“. 

Im Anhang, auf Seite 41, Artikel 8 Absatz 1: 

anstatt: „… Wege von Verordnungen, Richtlinien oder Entscheidungen und Beschlüssen tätig wird, so sind 
die …“ 

muss es heißen: „… Wege von Verordnungen, Richtlinien oder Beschlüssen tätig wird, so sind die …“. 

Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 109/2010 der Kommission vom 5. Februar 2010 zur Einreihung von 
bestimmten Waren in die Kombinierte Nomenklatur 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 36 vom 9. Februar 2010) 

Seite 8, in der Tabelle: 

anstatt: „An article consisting of:“ 

muss es heißen: „Eine Ware bestehend aus:“
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